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Potenziale von Kooperationen nutzen
 

HUBERT ERTL 
Prof. Dr., Forschungsdirektor und 
Ständiger Vertreter des Präsidenten 
des BIBB 

Liebe Leserinnen und Leser, 

während das Thema Lernortkooperation im dualen System 
auf eine längere Tradition im Fachdiskurs zurückblicken 
kann, steht eine den berufsbildenden Bereich übergreifen­
de Behandlung von neuen Kooperationsformen und -zu­
sammenhängen noch aus. Dies scheint eine wichtige Vor­
aussetzung für die Systematisierung und Verstetigung von 
Kooperation. Vor diesem Hintergrund geben die Beiträge 
dieser Ausgabe einen guten Überblick über verschiedene 
Bereiche, in denen sich neue Formen der Kooperation he­
rausbilden und in denen bisher nicht vorhandene Struktu­
ren für die Zusammenarbeit von verschiedenen Akteuren 
geschaffen werden. 

Vielfältige Anlässe für Kooperationen 

Die beschriebenen Anlässe für neue Kooperationsformen 
und -strategien zeigen exemplarisch einige der Herausfor­
derungen, vor denen die berufliche Bildung in Deutschland 
steht. Kooperationskonzepte zur Integration Geflüchteter 
oder von Menschen mit Migrationshintergrund verdeut­
lichen, wie die Zusammenarbeit mit externen Partnern 
genutzt werden kann, um die Ausbildungsbereitschaft von 
Betrieben zu erhöhen. Die Gestaltung und Betreuung von 
Netzwerken erweist sich dabei als eine nicht zu unterschät­
zende Aufgabe. 
Die Zusammenarbeit von schulischen Akteuren in der Be­
rufsvorbereitung und innerhalb des beruflichen Schulsys­
tems ist ein weiteres Kooperationsfeld. Interessant ist dabei, 
wie unterschiedliche Schultypen sich dem Thema nähern, 
um so die Übergangschancen von Schülerinnen und Schü­
lern in vollqualifizierende Ausbildungsgänge zu verbes­
sern. Neben den zweifelsohne vorhandenen Anreizen zur 
Zusammenarbeit muss allerdings berücksichtigt werden, 
dass gerade bei Schulen des gleichen Typs auch Konkur­
renz eine Rolle spielen kann. Dies gilt es in einer syste­
matischen regionalen Schulentwicklung aufzugreifen. 
Ein weiterer Anlass für neue und verstärkte Kooperation 
ergibt sich aus dem Bemühen, Aus- und Weiterbildung 
im Sinne einer kohärenten Strategie zur Fachkräftesiche-

rung miteinander zu verzahnen. Am Beispiel der Branchen 
Hörakustik und SHK lässt sich dies veranschaulichen. Die 
Digitalisierung von Arbeitsabläufen ist dabei einerseits An­
lass, neue Herausforderungen in Netzwerken von Ausbil­
dungsakteuren anzugehen. Andererseits ermöglichen digi­
tale und virtuelle Angebote, bestehende Kooperationen zu 
intensivieren. 
In diesem Zusammenhang spielt auch die Einbindung von 
Hochschulen in die Gestaltung von beruflich orientierten 
Bildungsgängen eine wichtige Rolle. Die skizzierten dua­
len und trialen Modelle stellen Formen der Verbindung 
von beruflicher Praxis und konzeptionellem Lernen dar, 
die von der Zusammenarbeit hochschulischer und beruf­
licher Lernorte leben. 
Schließlich ist auch der Blick über die nationalen Grenzen 
hinaus lohnenswert. Das Beispiel der Slowakei zeigt, wie 
sich in einem System, in dem die duale Ausbildung noch 
nicht nachhaltig verankert ist, die Zusammenarbeit von 
Akteuren auf regionaler und lokaler Ebene zur Entwick­
lung von Ausbildungsprogrammen entwickeln und verste­
tigen muss. 

Beruflichkeit als Ankerpunkt von Kooperationen 

Die Beiträge dieser Ausgabe verdeutlichen die Notwen­
digkeit neuer Kooperationen und wie wichtig es ist, neue 
Kooperationspartner einzubeziehen. Gerade im internatio­
nalen Vergleich erweist sich die Orientierung an beruflich 
strukturierten Tätigkeitsmustern in der Arbeitswelt als ein 
wichtiges Kernelement der Berufsbildung in Deutschland. 
Diese Orientierung sollten wir nicht aus den Augen verlie­
ren, sondern das Konzept der Beruflichkeit in den Mittel­
punkt der Kooperation rücken. 
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Fast alle Betriebe sehen bei der Ausbildung Geflüchteter 

Unterstützungsbedarf
 

CHRISTIAN GERHARDS 
Dr., wiss. Mitarbeiter in der Abteilung 
»Sozialwissenschaftliche Grundlagen der 
Berufsbildung« im BIBB 

Die betriebliche Ausbildung trägt 

wesentlich zur Integration junger 

Geflüchteter bei. Zur Unterstützung 

vor und während der Ausbildung 

gibt es zahlreiche Maßnahmen. Doch 

wie geeignet sind diese aus Sicht der 

Betriebe? Im BIBB-Qualifizierungspa­

nel wurden dazu im Jahr 2017 Aus­

bildungsbetriebe befragt, die bereits 

geflüchtete Menschen ausbilden, und 

solche, die in diesem Bereich noch kei­

ne Erfahrung sammeln konnten. 

Flüchtlinge als Auszubildende 
in deutschen Betrieben 

Mit dem Begriff »Flüchtling« sind in der 
Befragung des BIBB-Qualifizierungs­
panels (vgl. Infokasten) geflüchtete 
Personen gemeint, die als Flüchtlinge 
anerkannt wurden oder den Status 
als Asylbewerber/-in oder Gedulde­
te/-r haben. Die Befragung fand von 
Februar bis September 2017 statt. Zu 
dieser Zeit waren erst wenige Geflüch­
tete in der betrieblichen Ausbildung 
angekommen, viele befanden sich zu­

nächst in Übergangsmaßnahmen (vgl. 
Dionisius/Illiger in diesem Heft). 
Zum Zeitpunkt der Befragung gaben 
2,7 Prozent der Betriebe, die nach 
BBiG/HwO ausbilden, an, dass unter 
ihren Auszubildenden mindestens ein 
Flüchtling ist. Das entspricht hochge­
rechnet einer Zahl von rund 12.000 Be­
trieben. Am häufigsten werden Flücht­
linge ausgebildet in den Bereichen »Per­
sönliche Dienstleistungen« (z. B. Ver­
kehrsdienste, Gastronomie, Wäscherei 
– 8,9 %) und »Öffentlicher Dienst und 
Erziehung« (4,0 %). Auch die aktuelle 
DIHK-Ausbilderumfrage kommt zu ähn­
lichen Ergebnissen (vgl. DIHK 2017). 
Die meisten Betriebe, die Flüchtlinge 
ausbilden, bilden nur einen einzigen 
aus (75,6 %). Wie sich zeigt, ist dies in 
kleineren wie auch größeren Betrieben 
der Fall. Nur in Betrieben mit 20 bis 
99 sozialversicherungspflichtig Be­
schäftigten (SVB) sind es ein bis zwei 
Flüchtlinge (Durchschnittswert 1,5) 
pro Betrieb. 
Das ist insofern überraschend, als bei 
Großbetrieben in der Regel mehr Ju­
gendliche pro Betrieb ausgebildet wer­
den als in kleineren Betrieben. Dies deu­
tet auf mögliche Unsicherheiten und 
Unterstützungsbedarfe hin. Bereits 2016 
befragte das BIBB KMU, inwieweit be­
stimmte Maßnahmen dazu beitragen 

könnten, dass Betriebe zusätzliche Aus­
bildungsplätze für Geflüchtete einrich­
ten. Genannt wurden hier insbesondere 
ausbildungsbegleitende Deutschkurse, 
Praktika, Erledigung von Formalitäten, 
ausbildungsbegleitende Hilfen, zusätz­
licher Berufsschulunterricht und die 
Vermittlung geeigneter Flüchtlinge (vgl. 
Ebbinghaus 2017, S. 453). 

Einschätzung von 
Unterstützungsmaßnahmen 

Im BIBB-Qualifizierungspanel wurden 
die Betriebe in Anlehnung an die bishe­
rige Forschung gefragt, für wie geeignet 
sie bestimmte Unterstützungsmaßnah­
men bei der Ausbildung von Flüchtlin­
gen halten. Die Betriebe konnten die 
Maßnahmen auf einer Skala von »sehr 
geeignet« (1) bis »völlig ungeeignet« 
(5) einschätzen. 
Dabei wurden sowohl Ausbildungsbe­
triebe mit als auch ohne Flüchtlinge 
unter den Auszubildenden befragt. So 
kann man vergleichen, welche Rolle es 
für die Bewertung von Unterstützungs­
maßnahmen spielt, ob Betriebe schon 
Erfahrung mit der Ausbildung Geflüch­
teter gesammelt haben oder nicht. Die 
Abbildung weist die Anteile der Betriebe 
aus, die eine Unterstützungsmaßnahme 
als »sehr geeignet« oder »eher geeignet« 
ansehen (Skalenwerte 1 oder 2). 
Abgefragt wurden Maßnahmen vor und 
während der Ausbildung sowie zur in­
dividuellen und/oder betrieblichen Un­
terstützung. Alle Ausbildungsbetriebe, 
sowohl mit als auch ohne Flüchtlinge, 
halten die in der Befragung genannten 
Unterstützungsmaßnahmen überwie­
gend für geeignet. Allerdings zeigt sich 
deutlich, dass die Betriebe, die selbst 
Flüchtlinge ausbilden, noch häufiger die 
genannten Unterstützungsmaßnahmen 
als hilfreich ansehen. 

http://www.bibb.de/qp
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Welche Unterstützungsmaßnahmen 
werden nun als besonders geeignet 
angesehen? Von fast allen Betrieben 
mit Flüchtlingen unter den Auszubil­
denden werden solche Unterstützungs­
maßnahmen als geeignet angesehen, 
die Grundvoraussetzungen für die Aus­
bildung sicherstellen: 94,4 Prozent se­
hen berufsvorbereitende Maßnahmen 
wie Einstiegsqualifizierungen (EQ) oder 
Berufseinstiegsbegleitungen (BerEb) 
als hilfreich an. 93,8 Prozent wünschen 
sich Unterstützung bei Rechtsfragen 
(z. B. bezüglich der »3 + 2-Regelung«). 
Unterstützung bei der Vermittlung 
von geeigneten Flüchtlingen halten 
85,6 Prozent der Ausbildungsbetrie­
be mit Flüchtlingen für sinnvoll. Auch 
finanzielle Unterstützungen, z. B. Be­
rufsausbildungsbeihilfen, werden von 
80,9 Prozent der Betriebe mit auszu­
bildenden Flüchtlingen begrüßt. Mehr 
als drei Viertel dieser Gruppe (75,6 %) 
halten Unterstützungen während der 
Ausbildung, wie ein externes Aus­

bildungsmanagement, für hilfreich. 
Ebenfalls rund drei Viertel der Betriebe 
halten Maßnahmen für hilfreich, die 
das Zusammenspiel von Flüchtling 
und Betrieb unterstützen, z. B. ausbil­
dungsbegleitende Hilfen der Agentur 
für Arbeit (abH) oder Assistierte Aus­
bildungen (AsA). 

Zukünftiger Unterstützungsbedarf 

Die Ergebnisse bieten ein generelles 
Stimmungsbild zu Unterstützungsmaß­
nahmen bei der Ausbildung Geflüch­
teter. Es erscheinen insbesondere die 
Einschätzungen der Ausbildungsbe­
triebe wichtig, die bereits Erfahrungen 
sammeln konnten. Die bereitstehenden 
Unterstützungsmaßnahmen werden 
von der großen Mehrheit der Betriebe 
als geeignet angesehen. Dies passt zur 
eigenen Wahrnehmung Geflüchteter, 
die sich in ähnlichen Bereichen Unter­
stützung wünschen (vgl. Gei/Matthes 
2017). Angesichts einer wachsenden 

Zahl Flüchtlinge, die sich künftig um 
einen Ausbildungsplatz bewerben wird, 
könnte diese Einschätzung seismogra­
phische Funktion haben, wo Akteure in 
Politik, Arbeitsverwaltung und Wirt­
schaft Unterstützungsangebote wei­
ter absichern oder ggf. weiter fördern 
sollten. s
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Integration von ausländischen Jugendlichen in die 
berufliche Ausbildung stärken 

Potenziale von Lehrbetriebsverbünden nutzen 

NICOLETTE SEITERLE 
Dr., wiss. Mitarbeiterin bei 
PACH Pflege- und Adoptiv­
kinder Schweiz, Zürich 

Ausländische bzw. als ausländisch wahrgenommene Jugendliche1 sehen sich 

in der traditionellen einzelbetrieblichen Berufsbildung mit verschiedenen 

Benachteiligungen konfrontiert: Sie haben einen erschwerten Zugang zu ei­

nem Ausbildungsplatz und lösen ihren Ausbildungsvertrag häufiger vorzei­

tig auf. Lehrbetriebsverbünde könnten aufgrund organisationsspezifischer 

Merkmale gerade für diese Jugendlichen die Integration in die berufliche 

Ausbildung erleichtern. Im Beitrag werden Ergebnisse einer Studie vorgestellt, 

die diese Potenziale von Lehrbetriebsverbünden in der Schweiz untersucht. 

Benachteiligung ausländischer Jugendlicher in 
der beruflichen Ausbildung 

Die duale Berufsbildung ist in der Schweiz ein erfolgrei­
ches Modell, um Jugendliche für den Arbeitsmarkt vorzu­
bereiten, und genießt international hohes Ansehen. Ein 
Grund dafür ist die sehr niedrige Jugendarbeitslosigkeit 
(im Jahr 2015: 3,3 %; vgl. SECO 2016). 
Gut zwei Drittel der Abgänger/-innen der obligatorischen 
Schule absolvieren im Alter von ungefähr 15 Jahren eine 
zwei- bis vierjährige Berufsausbildung. Die Mehrheit absol­
viert eine duale Ausbildung, in der Lernende etwa 60 Pro­
zent der Zeit in einem Ausbildungsbetrieb verbringen und 
gut 30 Prozent in einer Berufsfachschule. Eine Minderheit 
schlägt einen schulischen Ausbildungsweg ein, bei dem 
Lernende die meiste Zeit in einer Berufsfachschule ver­
bringen und die praktischen Kompetenzen in kurzen Prak­
tika in Betrieben erlernen. 
Der Zugang zu einem betrieblichen Ausbildungsplatz ist 
jedoch für gewisse Gruppen von Jugendlichen, u. a. Kin­
der immigrierter Familien, schwierig (vgl. Imdorf 2017). 
Während ihr Anteil in der Schweiz in der obligatorischen 
Schule 19 Prozent aller Schüler/-innen beträgt, sinkt er 
in der dualen Berufsbildung auf 13 Prozent2 (vgl. BFS 
2015). Zudem kommt es bei ungefähr 30 Prozent der aus­
ländischen Lernenden zu einer vorzeitigen Lehrvertrags­
lösung, während es bei Schweizer Lernenden 20 bis 25 
Prozent sind (vgl. Stalder/Schmid 2006). Die Situation 
ist in Deutschland (vgl. Uhly 2015) und Österreich (vgl. 
Schmid/Dornmayr/Gruber 2014) ähnlich. Dies wirft 
die Frage nach der sozialen Inklusion der dualen Berufsbil­
dung in deutschsprachigen Ländern auf. 

1 Ausländische Jugendliche besitzen keine Staatsbürgerschaft des Auf­

enthaltslandes. Als »ausländisch wahrgenommen« werden jene Jugend­

lichen bezeichnet, die unabhängig davon, ob sie die Staatsbürgerschaft 

besitzen oder nicht, als fremd resp. ausländisch wahrgenommen und in 

der Folge oft diskriminiert werden. Die Autorin verwendet im vorliegen­

den Beitrag mit Ausnahme der Zitation von Forschungsliteratur letztere 

Definition und kürzt sie mit Anführungszeichen ab: »ausländische« 

Jugendliche (vgl. auch Seiterle 2017, S. 27). 

2 Vgl. Bundesamt für Statistik (BFS): Lernende 2013/14 – URL: 

www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/aktuell/neue-veroeffentlichungen. 

assetdetail.247255.html (Stand: 26.01.2018) 

Strukturmerkmale von Lehrbetriebsverbünden 

Lehrbetriebs- bzw. Ausbildungsverbünde als relativ neues 
Modell der dualen Ausbildung werden seit Ende der 
1990er-Jahre von den jeweiligen nationalen Berufsbil­
dungsministerien gefördert (vgl. für die Schweiz: BBT 
2008; für Deutschland: BMBF 2011; für Österreich: Lach­
mayr/Dornmayr 2008) und weisen das Potenzial auf, die 
Ausbildung integrativer zu gestalten (vgl. Seiterle 2017). 
Im Verbundmodell, das in der Schweiz gefördert wird (vgl. 
ausführlich Leemann/Imdorf 2015), sind mehrere Aus­
bildungsbetriebe unter dem Dach einer sogenannten Leit­
organisation – in überbetrieblicher Trägerschaft – zusam­
mengeschlossen und bieten gemeinsam die Ausbildung an. 
Die Leitorganisation rekrutiert die Lernenden, schließt mit 
ihnen den Lehrvertrag ab und teilt sich die Betreuung mit 
den Berufsbildnerinnen und Berufsbildnern in den Betrie­
ben. Schweizer Lehrbetriebsverbünde verfügen über drei 
wesentliche Merkmale, die ersten beiden sind organisa­
tionsspezifisch: 

www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/aktuell/neue-veroeffentlichungen
http://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/aktuell/neue-veroeffentlichungen.assetdetail.247255.html
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•	 Rotationssystem: Die Lernenden rotieren während der 
Ausbildung von einem Betrieb zum nächsten, in der 
Regel einmal jährlich, sodass sie je nach Beruf und Ver
bund im Verlauf der Ausbildung in zwei bis fünf Betrie
ben sind. 

•	 Geteilte Betreuung: Die Betreuung und Bewertung der 
Lernenden ist zwischen Berufsbildner/-in im aktuellen 
Betrieb und Ausbildungsleiter/-in in der Leitorganisa
tion aufgeteilt. Die Lernenden verbringen den praxis­  
orientierten Ausbildungsalltag in einem Betrieb, haben 
aber den Lehrvertrag bei der Leitorganisation. 

•	 Diverse Unterstützungsangebote: Je nach Verbund um
fassen diese kostenlose Nachhilfekurse, Gespräche mit 
den Eltern, Weiterleitung zu externen Beratungsange
boten und/oder interne Sozialberatungen. 

Erforschung des Integrationspotenzials –   
methodischer Zugang 

In der hier vorgestellten Studie (vgl. Infokasten) wird der 
Frage nachgegangen, wie Lehrbetriebsverbünde »auslän
dische« Jugendliche in die berufliche Ausbildung integrie
ren können, indem sie ihnen 
1. den Zugang zu einem Ausbildungsplatz erleichtern und 
2. dazu beitragen, Lehrvertragslösungen zu verhindern. 

Die Untersuchung bezieht sich auf insgesamt vier Schwei
zer Lehrbetriebsverbünde, die folgende Struktur aufwei
sen (die Namen sind anonymisiert): 
•	 Integranet: großer Verbund in (para-)staatlicher Trä

gerschaft (200 Lernende, 160 Betriebe, zwölf Berufe in 
verschiedenen Branchen) 

•	 Transportnet: großer Verbund in privatwirtschaftlicher 
Trägerschaft (1.800 Lernende, 60 Betriebe, 23 Berufe in 
der Branche öffentlicher Verkehr) 

•	 Ruralnet: kleiner Verbund in (para-)staatlicher Träger
schaft (50 Lernende, 19 Betriebe, 14 Berufe in verschie
denen Branchen) 

•	 Spednet:  in privatwirtschaftlicher Trägerschaft (40 Ler  
nende, 40 Betriebe, ein Beruf in der Branche Speditions
logistik) 

­
­

­

­

­

­
­

­
­

­

­
­

­
­

Diese vier Verbünde wurden ausgewählt, weil sie alle dem 
in der Schweiz geförderten Modell der Ausbildungsvereine 
entsprechen, bei welchem die Lernenden den Lehrvertrag 
mit einem Ausbildungsverein resp. dessen Leitorganisa­
tion abschließen. Aufgrund ihrer unterschiedlichen Trä­
gerschaft und Größe sowie verschiedener Ausbildungs­
philosophien bilden sie eine Varianz ab, die eine multiple 
Perspektivenanalyse erlaubt (vgl. Seiterle 2017). 
Mithilfe eines qualitativen Forschungsdesigns wurden pro­
blemzentrierte Leitfadeninterviews mit 13 Lernenden und 
vier Jugendlichen durchgeführt, die ihren Vertrag vorzeitig 
aufgelöst hatten. Zudem wurden 51 Berufsbildner/-innen 
der Betriebe und Ausbildungsleiter/-innen der Verbünde 
(Leitorganisation) im Rahmen von Experteninterviews 
um ihre Einschätzungen gebeten. Die Interviews wur­
den mit der dokumentarischen Methode (vgl. Bohnsack 
2013) – Lernende – und der qualitativen Inhaltsanalyse 
(vgl. Gläser/Laudel 2010) – Berufsbildner/-innen und 
Ausbildungsleiter/-innen – ausgewertet. Dazu ergänzend 
wurden Statistiken der vier Verbünde zur Anzahl »auslän­
discher« Lernender und zur Lehrvertragslösungsstatistik 
ausgewertet. 

Integrationsindikatoren der vier Verbünde 

Die statistischen Auswertungen zeigen, dass Lehrbetriebs-
verbünde für »ausländische« Jugendliche ein erhöhtes In­
tegrationspotenzial aufweisen: Gemessen am Schweizer 
Durchschnitt haben sie je nach Verbund einen hohen bis 
sehr hohen Anteil ausländischer Lernender und vergleichs­
weise niedrige Lehrvertragslösungsquoten (vgl. Tab.). 
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Organisationsspezifisches Integrationspotenzial  
der Verbünde 

Am Beispiel der Lernendenauswahl und der Betreuung 
während der Ausbildung werden im Folgenden die beiden 
organisationsspezifischen Merkmale – Rotation und geteil
te Betreuung – hinsichtlich ihres Integrationspotenzials 
näher beleuchtet und anhand von Zitaten aus den Inter
views veranschaulicht. 

Integration bei der Lernendenauswahl 

Bei der mehrstufigen, standardisierten Lernendenauswahl 
der vier untersuchten Lehrbetriebsverbünde entscheidet 
in erster Linie die Leitorganisation, ob eine Kandidatin/ 
ein Kandidat eine Runde weiterkommt. Die Auswahlstufen 
setzen sich i.  d.  R. aus schriftlicher Bewerbung, schriftli
chem Eignungstest, (mündlichem) Bewerbungsgespräch 
und Probepraktikum (in der Schweiz »Schnupperlehre« 
genannt) zusammen. Die Betriebe haben erst auf der Stufe 
des Probepraktikums ein Mitspracherecht, und am Ende 
wählt die Leitorganisation aus, welche Bewerber/-innen 
definitiv einen Ausbildungsplatz erhalten. Diese Auftei

lung der Zuständigkeiten
zwischen Leitorganisation
und Betrieben spiegelt die 
Logik der geteilten Betreu
ung in den Lehrbetriebsver
bünden wider. 
Da die Lernenden während 
der Ausbildung mehrmals 
den Betrieb wechseln, wird 
beim Auswahlverfahren von 
ihnen verlangt, dass sie Fle
xibilität und Kommunika­  
tionsfähigkeit unter Beweis 
stellen. Dieses Auswahlkri
terium wird höher gewich
tet als die soziale Passung 

in einen Betrieb. Dies führt zu einer Relativierung sozialer 
Merkmale, die bei der Auswahl in kleinen und mittleren 
Betrieben oft zentral sind und u.  a. zum Ausschluss »aus
ländischer« Bewerber/-innen führen. Das Rotationssystem 
hat somit bereits bei der Bewerberauswahl eine integra
tive Wirkung, wie die quantitativen Kennzahlen zu den 
Verbünden deutlich machten. Ein Ausbildungsleiter von 
Transportnet, dem großen privatwirtschaftlichen Verbund 
des öffentlichen Verkehrs, beschreibt die Anforderungen 
folgendermaßen: »[Wichtig ist,] dass bei Lernenden Fle
xibilität vorhanden ist, dass es jemand ist, der sich nach
her schnell in ein neues Umfeld integrieren kann […], die 
Bereitschaft [hat], diese Rotationen zu machen und sich 
ein Stück weit auf ein Abenteuer einzulassen, weil ich am 

­

­

­

­
 
 

­
­

­

­
­

­

­

­
­

ersten Tag meiner Lehre nicht weiß, wo ich die nächsten 
drei Jahre bin.« 
Ergänzt wird diese Einschätzung von einer Ausbildungslei­
terin desselben Verbunds: »Ob es jetzt Frau, Mann, Brasi­
lianer-Hintergrund oder was auch immer [ist], wir sind da 
absolut offen, das spielt für uns wirklich keine Rolle. […] 
Die Hauptsache ist, er [der Bewerber] bringt die entspre­
chenden Anforderungen mit.« 
Das integrative Moment besteht darin, dass mögliche be­
triebsseitige Vorurteile gegenüber »ausländischen« Ju­
gendlichen von der Leitorganisation aufgegriffen werden 
und versucht wird, Berufsbildner/-innen für derartige Vor­
urteile zu sensibilisieren. Die Leitorganisation zeigt bspw. 
auf, dass ein Kandidat mit Migrationshintergrund, der die 
Auswahlstufen vor dem Probepraktikum bestanden hat 
und die Rotation zu bewältigen scheint, aber vielleicht 
nicht perfekt Deutsch spricht, durchaus für die Ausbildung 
geeignet ist. Durch dieses Vorgehen wird das Integrations­
potenzial der geteilten Betreuung deutlich: Den Betrieben 
wird zwar ein Mitspracherecht gewährt, jedoch erst auf der 
dritten oder vierten Stufe, und die Deutungshoheit bleibt 
bei der Leitorganisation. Der Grund dafür ist auch, dass die 
Lernenden den Lehrvertrag nicht mit einem der Betriebe, 
sondern mit der Leitorganisation abschließen. 

Integration während der Ausbildung – Verhinderung 
von Lehrvertragslösungen 

Die verbundspezifischen Merkmale Rotation und geteilte 
Betreuung tragen dazu bei, dass Ausbildungen auch beim 
Auftreten verschiedener Probleme nicht so häufig abgebro­
chen werden. Ein Lernender des kleinen (para-)staatlichen 
Verbunds Ruralnet berichtete bspw., dass ihm der aktuelle 
Betrieb gekündigt hätte, weil er mit seiner Leistung nicht 
zufrieden war, der Ausbildungsleiter der Leitorganisation 
ihm hingegen noch eine Chance gegeben habe. Er ließ ihn 
in einen anderen Betrieb wechseln. Dies erwies sich als 
gute Entscheidung, denn der Lernende konnte dank des 
Betriebswechsels sein Potenzial entfalten und wurde spä­
ter zu einem der besten Lernenden des Verbunds: »Als ich 
in der Lehrwerkstatt aufgehört habe, waren die Chefs dort 
nicht glücklich über mich. Sie sagten, sie sähen mich nicht 
in diesem Beruf. Aber der Chef von Ruralnet hat in mir ge­
sehen, dass ich das Potenzial dazu habe. Er hat als Einziger 
an mich geglaubt, hat mich darum auch nicht herunterge­
stuft oder rausgeworfen – das ist von der Lehrwerkstatt zur 
Diskussion gestanden. [...] Er hat gesehen, dass ich nicht 
dumm bin und das Potenzial habe, aber es momentan noch 
nicht ausschöpfen kann [...]. Er sagte, ich soll jetzt einfach 
Gas geben, dranbleiben, und dann käme das schon gut.« 
Da der Lehrvertrag mit der Leitorganisation abgeschlossen 
ist, wäre eine Kündigung vonseiten des Betriebs ohnehin 
nicht möglich gewesen. 
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Eine Lernende des kleinen privatwirtschaftlichen Ver­
bunds Spednet beschreibt die Vorteile der geteilten Be­
treuung hinsichtlich des Vertrauens, das sie zu ihrer Aus­
bildungsleiterin aufbauen konnte, nicht jedoch zu ihrer 
Berufsbildnerin: »Ich habe eine Vertraute bei Spednet. 
[…] Für mich ist sie die beste Freundin dieser Welt. […] 
Sie hat das mitbekommen und mir sehr viel Kraft gegeben 
und mich sehr unterstützt. Sie ist […] immer vor mir ge­
standen, hat [dem Betrieb gegenüber] immer gesagt, ›jetzt 
reicht’s‹. Ich habe das vor dem halben Jahr mit keinem ge­
habt. Meine Lehrmeisterin hat mich nicht unterstützt, sie 
hat mich überhaupt nicht verstanden.« 
Hinsichtlich der Rotation beschreibt eine Berufsbildnerin 
des großen (para-)staatlichen Verbunds Integranet die 
Vorteile der Verbundstruktur für kleine und mittlere Be­
triebe, welche bei der traditionellen einzelbetrieblichen 
Ausbildung keine Rotation anbieten können: »Für die Ler­
nenden ist es [die Rotation] ein Vorteil, weil es immer Be­
triebe geben wird, wo es nicht passt, menschlich oder von 
der Arbeit her. Wenn sie in einer Großfirma ihre Ausbil­
dung machen würden, dann können sie auch auf die neue 
Abteilung hoffen, dort wird dann alles besser. […] Aber bei 
uns ist es so, wir sind administrativ ein kleines Team, die 
Türen sind immer offen […]. Ich könnte nicht bieten, dass 
ich sage, ‚im nächsten halben Jahr bist du in einer anderen 
Abteilung‘. [Die Lernende] ist dann immer noch mit den 
gleichen Leuten zusammen. Für kleine Betriebe […] ist 
[die Rotation] wirklich ein Vorteil, […] weil falls es nicht 
stimmt, ist ein Jahr machbar, drei Jahre sind dann nicht 
machbar, das ist eine Tortur.« 
Die Berufsbildnerin verweist implizit auf die Chance des 
Verbunds, durch die Rotation Lehrvertragslösungen zu ver­
hindern. Im Vergleich zum üblichen Schnitt von 20–25 Pro­
zent hat der Verbund Integranet denn auch – ebenso wie 
die anderen Verbünde – eine vergleichsweise niedrige Ver­
tragslösungsquote (vgl. Tab.). 

Integrationspotenzial dank Rotation und 
geteilter Betreuung 

Die Resultate zeigen, dass Lehrbetriebsverbünde für aus­
ländische und als ausländisch wahrgenommene Jugend­
liche ein erhöhtes Integrationspotenzial sowohl bei der 
Rekrutierung und Auswahl als auch während der Ausbil­
dung aufweisen. Alle vier untersuchten Verbünde bieten 
einer überdurchschnittlich hohen Anzahl »ausländischer« 
Bewerber/-innen Ausbildungsplätze: Der Anteil »auslän­
discher« Lernender bei Verbünden liegt zwischen 21 und 
55 Prozent im Vergleich zum schweizweiten Anteil von 
13 Prozent. Darüber hinaus weisen alle vier Verbünde mit 
sechs bis elf Prozent eine sehr geringe Quote von Lehrver­
tragslösungen auf (schweizweite Quote: 20–25 %, Quote 
»ausländische« Lernende: 30 %). Die beiden organisations­

spezifischen Merkmale – geteilte Betreuung und Rotation – 
wirken dabei integrationsfördernd. 
Gleichwohl bestehen Unterschiede zwischen den Verbün
den. Kleine (para-)staatliche Verbünde erweisen sich als 
besonders integrativ. Der Anteil »ausländischer« Lernen
der bspw. ist in den (para-)staatlichen und den kleinen 
Verbünden mit 42 bis 55 Prozent deutlich höher als im gro
ßen privatwirtschaftlichen 
Verbund mit 21 Prozent. 
Zudem ist die Betreuung in 
großen Verbünden weniger 
lernendenzentriert, und es  
kommt eher zu vorzeitigen 
Vertragslösungen, weil die 
Betreuungspersonen wegen  
der Distanz zu den Lernen­  
den deren Probleme nicht 
immer realisieren. In privat­  
wirtschaftlichen Verbünden 
herrscht tendenziell eine 
betriebsorientierte Haltung 
vor, wodurch die Bedürfnisse der Lernenden ebenfalls eher 
in den Hintergrund rücken als in (para-)staatlichen Ver
bünden. 
Lehrbetriebsverbünde sind sehr komplexe Organisatio
nen, die stets einen Balanceakt zwischen den Wünschen 
der Betriebe und den Lernenden zu meistern haben: Ge
hen die Leitorganisationen zu stark auf die Bedürfnisse der 
Jugendlichen ein, riskieren sie, die Betriebe zu verärgern, 
was schlimmstenfalls zu einer Kündigung der Zusammen
arbeit führt. Dennoch zeigen die Ergebnisse insgesamt ein 
erhöhtes integratives Potenzial, welches die Autorin in ih
rer Dissertation (Seiterle 2017) auch für die Gruppe der 
schulisch schwächeren Jugendlichen nachweisen konnte. 
Es wäre daher wünschenswert, dass Politik und Wirtschaft 
die Gründung von weiteren Lehrbetriebsverbünden im 
Rahmen von Förderprogrammen für bestimmte Branchen 
oder Regionen unterstützen. 
Mit Blick auf die weitere Erforschung der Potenziale von 
Lehrbetriebsverbünden besteht ein Forschungsdesiderat 
darin, den weiteren Verlauf nach Ausbildungsabschluss 
zu analysieren: Erweist sich die integrative Wirkung ei
ner Ausbildung in einem Verbund auch hinsichtlich des 
Eintritts und Bestehens in der Erwerbstätigkeit für »aus
ländische« Lernende als nachhaltig? Außerdem wäre eine 
empirische Vergleichsstudie mit Großunternehmen, die in 
einigen Aspekten ähnlich funktionieren wie Lehrbetriebs-
verbünde, interessant. So könnten Unterschiede und Ge
meinsamkeiten dieser zwei Ausbildungsmodelle – einem 
einzelbetrieblichen und einem mit mehreren Betrieben  
 – hinsichtlich des Integrationspotenzials untersucht wer
den, um weitere Empfehlungen für die Berufsbildung zu 
generieren. 
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Herausforderungen für eine regional koordinierte 
Berufsschulentwicklung 

UWE FAßHAUER 
Prof. Dr., Professor für 
Berufspädagogik an der 
Pädagogischen Hochschule 
Schwäbisch Gmünd 

Kommunale Schulträger sind über Landesgesetze verpflichtet, Schulentwick-

lungsplanungen vorzulegen. Mit ihrer – für die Berufsbildung in Deutschland  

typischen – großen Anzahl an Akteuren und Verflechtungen mit bundes- und  

landesweiten Regelungen und Entwicklungen gerät dabei die Entwicklungs

planung für berufliche Schulen an Grenzen der Steuerbarkeit. Im Beitrag wer

den zunächst allgemeine Problemlagen einer solchen Entwicklungsplanung  

sowie Optionen für eine mögliche regionale Koordinierung im Bereich der  

beruflichen Schulen beschrieben. Im Fallbeispiel einer angestrebten regio

nalen Koordination in Hessen werden anhand der Fachklassenproblematik  

im dualen System einige Herausforderungen für eine zielgerichtete regionale  

Berufsschulentwicklung benannt. 

­

­

­

Problembeschreibung 

Im Kontext übergreifender bildungspolitischer Entwick­
lungen und Maßnahmen hat sich zunehmend eine kom­
munale bzw. regionale Bildungspolitik etabliert. Diese 
gilt bspw. der Organisation von Ganztagsschulen, der 
Implementierung von Strukturen eines regionalen Über­
gangsmanagements zur Verbesserung der Neueintritte in 
die Berufsausbildung oder auch der Vernetzung von Ak­
teuren zur Sicherung eines Angebots zum lebensbeglei­
tenden Lernen. In diesem Kontext entwickelte sich auch 
eine indikatorbasierte kommunale Bildungsberichterstat­
tung sowie in einigen Bereichen ein Monitoring z. B. des 
regionalen Übergangsbereichs. In der beruflichen Bildung 
stehen Kommunen bzw. Regionen vor der anspruchsvollen 
Aufgabe, bundes- und landesrechtliche Vorgaben umzu­
setzen sowie politische und ökonomische Anforderungen 
verschiedener Berufsbildungsakteure zu koordinieren (vgl. 
Euler u. a. 2016), ohne dabei die spezifischen Bildungsin­
teressen der unterschiedlichen Zielgruppen aus dem Blick 
zu verlieren. 

Aktuelle Rahmenbedingungen für die Entwicklung 
beruflicher Schulen 

Als Herausforderung für eine regional koordinierte Ent­
wicklung beruflicher Schulen erweist sich die Aufgabe, auf 
der Basis häufig nur bundes- oder landesweit erhobener 
Daten mittelfristig auf zukünftige Veränderungen und de­
ren regionale Ausprägungen zu schließen. Aus der Vielzahl 

unterschiedlichster Einflussfaktoren lassen sich folgende 
mit Priorität benennen: 
•	 der demografische Wandel, der zurzeit noch zu einer 

sinkenden Anzahl von Schulabgängerinnen und Schul
abgängern führt, 

•	 der Akademisierungstrend, 
•	 die strukturellen Veränderungen von Berufen im Kon

text einer beschleunigten Digitalisierung von Arbeits-
und Lernprozessen und 

•	 die wieder steigenden Zahlen von Jugendlichen im 
Übergangssektor. 

Berufsschulentwicklung und Fachklassen  
im dualen System 

Aus Sicht der Teilzeit-Berufsschule zeigen sich weitere 
problematische Entwicklungstrends: Sinkende Ausbil
dungsbetriebsquoten, hohe Quoten an vorzeitigen Ver
tragslösungen, Mangel an geeigneten Ausbildungsplatzbe
werber/-innen, sinkender Anteil an jungen Frauen sowie 
die Konzentration auf wenige Ausbildungsberufe sind nur 
einige Stichwörter. Diese Entwicklungen haben unter
schiedliche Ursachen, bedingen sich z.  T. gegenseitig und 
sind von regionalen Akteuren kaum gezielt beeinflussbar. 
Weiterhin wird deutlich, dass die zunehmende Speziali
sierung von Berufen durch die Strukturierung in Fach
richtungen, Schwerpunkte, Wahlqualifikationen oder Ein
satzbereiche die Kommunen und Regionen vor wachsende 
Probleme in der Beschulung stellt. Am Beispiel der daraus 

­
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resultierenden Fachklassenproblematik können Bedarf 
und Notwendigkeit einer regionalen, also schulamts- und 
schulträgerübergreifenden Koordinierung der Berufs­
schulentwicklung veranschaulicht werden. 
Die Beschulung in Fachklassen stellt eine notwendige 
Bedingung für eine vollständige Umsetzung der didakti­
schen, fachlichen und kompetenzorientierten Ziele der 
Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrpläne dar. In der 
Konsequenz verschiedener Einflussfaktoren ergibt sich 
eine zunehmende Anzahl von Fachklassen an Berufsschu­
len, in denen die länderspezifisch vorgegebenen Mindest­
größen auch über längere Zeiträume nicht mehr erreicht 
werden. Diese »Klassenteiler« liegen i. d. R. bei 15 oder 
16 Schüler/-innen pro Klasse und sind zugleich auch die 
rechnerische Grundlage für die Zuweisung von Lehrerstel­
len an die einzelne berufliche Schule. Werden nun Berufe 
in mindestens zwei Fachrichtungen oder Schwerpunkten 
an einer Berufsschule unterrichtet, ist dies ab dem dritten 
Ausbildungsjahr in unterschiedlichen, und dann ggf. sehr 
kleinen Fachklassen durchzuführen. Sinkende Zahlen an 
Auszubildenden verschärfen dieses Problem. 
Die Schulträger stellen jeweils für ihr Gebiet eine Schul­
entwicklungsplanung auf. In diesen Plänen ist der gegen­
wärtige und zukünftige Bedarf an vollzeitschulischen Bil­
dungsgängen, Fachklassen der Berufsschule bis hin zu den 
Standorten beruflicher Schulen und deren Ausstattung zu 
bestimmen. Diese Entwicklungspläne umfassen langfristi­
ge Zielplanungen und sind mit benachbarten Schulträgern 
abzustimmen. Auf der Grundlage einer regionalen Kon­
zeption wird bestimmt, welche Berufsfelder, Berufsgrup­
pen und Ausbildungsberufe in den Berufsschulen ange­
boten werden. In der Planung für die beruflichen Schulen 
sind darüber hinaus die allgemeinen Entwicklungen der 
Berufsbildung zu berücksichtigen. Dabei ist es durchaus 
als Problem zu sehen, dass weder eine einheitliche Defi­
nition des Begriffs »Region« noch eine gemeinsame sozial­
räumliche Struktur der Zuständigkeiten unterschiedlicher 
Akteure vorliegt. Diese müssen beteiligt werden, damit 
Entwicklungen der Berufsbildung und die Interessen der 
dualen Partner angemessen berücksichtigt werden. So un­
terscheiden sich die Grenzen der Kommunen häufig erheb­
lich von den Bezirken der Kammern, Arbeitsagenturen und 
Schulämter. Dies erhöht Zahl und Bedeutung von Schnitt­
stellen und erschwert das Entstehen eines gemeinsam 
getragenen Selbstverständnisses als regionale Verantwor­
tungsgemeinschaft für eine attraktive, aber auch effektive 
und effiziente Berufsbildung im Allgemeinen und Berufs­
schulentwicklung im Besonderen. 

Lösungsoptionen 

Zur organisatorischen und quantitativen Absicherung des 
Fachklassenprinzips werden eine ganze Reihe bisher un
konventioneller Vorschläge diskutiert, wie etwa regionale 
Branchenabsprachen über eine alternierende Einstellung 
von Auszubildenden im Zweijahres-Rhythmus (vgl. KMK 
2016). Diese Maßnahmen sind jedoch zurzeit noch wenig 
wirksam und es ist unklar, ob sie in der Ausbildungspraxis 
überhaupt relevant werden können. 
Auf der Ebene von Berufsschulen ergeben sich mindestens 
zwei unterschiedliche Strategien zur Sicherung der Fach
klassengrößen: 
•	 Zum einen können sie durch die Vernetzung mit fach

lich einschlägigen vollzeitschulischen Bildungsgängen, 
die kontinuierlich stärker nachgefragt werden, die Zu
weisung von Lehrerstellen und das fachliche Know-how 
des Kollegiums sichern. 

•	 Zum anderen entwickeln insbesondere Berufsschulen 
im ländlichen Raum, die in besonderer Weise ein wohn
ortnahes Ausbildungsangebot sichern müssen, sehr 
elaborierte Konzepte der didaktischen Binnendifferen
zierung. Durch berufs-, jahrgangs- und fachrichtungs
übergreifende Ansätze werden, mit hohem Aufwand 
und Engagement der Lehrkräfte, die Ausbildungsziele 
erreicht (vgl. Hackel u.  a. 2017). De facto wird damit 
jedoch das Fachklassenprinzip zumindest infrage ge
stellt. 

Trotzdem kommt es zunehmend zur Konkurrenz mit nahe
gelegenen, gut erreichbaren beruflichen Schulen benach
barter Schulträger um Schüler/-innen sowie um duale 
Partner, die über die Berufsschule für ihre Auszubildenden 
entscheiden können. Die hier nur kurz skizzierbaren, z.  T. 
komplexen Problemlagen wirken in der Regel über kom
munale Gebietsgrenzen hinweg und erfordern schulträger  
übergreifende, regionale Koordinierungsprozesse. 

Perspektiven für den regionalen Koordinierungs
prozess 

Im Sinne der hier diskutierten Koordinierung der Berufs
schulentwicklung umfasst die »Region« mindestens das 
Gebiet von zwei Schulträgern. Aus dieser Konstellation 
ergibt sich ein Spannungsfeld von gleichberechtigten, 
aber auch untereinander konkurrierenden Kooperations
partnern. Zu den Akteuren gehören daraus folgend häufig 
auch ein bis zwei Schulämter als Aufsichtsbehörden sowie 
zumindest die Kammern als Vertreterinnen der dualen 
Partner. Personalvertretungen, Vertretungen der Schul
leitungen sowie der kommunalen Verwaltungen werden 
ebenfalls beteiligt. Eine Sonderrolle kommt dabei den Kul
tusministerien zu, die die Planungen letztlich genehmigen 
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müssen. Aber auch sie stellen i. d. R. kein steuerndes und 
verantwortendes Zentrum für den Gesamtprozess dar. 
Perspektiven für die Entwicklung dieses im Wesentlichen 
auf freiwilliger Kooperation basierenden, schulträger­
übergreifenden Prozesses unterscheiden sich im Hinblick 
auf Verlässlichkeit und Langfristigkeit. Insbesondere die 
Schulträger als Hauptakteure haben die Möglichkeit, unter 
den Bedingungen der weiterbestehenden Konkurrenzver­
hältnisse, sich für bestimmte Intensitäten gemeinsamen 
Vorgehens zu entscheiden bzw. diese nach und nach ge­
meinsam zu entwickeln (vgl. Abb.). 
Auch wenn zurzeit keine bundesweit validen Aussagen da­
rüber getroffen werden können, ob und ggf. wie die Pla­
nungsprozesse zur Berufsschulentwicklung regional ge­
staltet sind, ist es zumindest plausibel anzunehmen, dass 
der Status quo durch lediglich anlassbezogene Information 
von Nachbarkommunen auf Basis uneinheitlicher, körper­
schaftsbezogener Dokumentationen gekennzeichnet ist. 
Aufgrund des Problemdrucks oder anderer Faktoren kann 
ein (kommunal-)politisches Interesse entstehen, eine ge­
meinsam akzeptierte statistische Datenbasis zur Beschrei­
bung und Analyse z. B. der Fachklassenproblematik mit be­
nachbarten Schulträgern zu nutzen. Die Akteure können 
sich für die Option einer gegenseitigen Abstimmung bei 
Themen der Berufsschulentwicklung entscheiden. Diese 
Koordination kann entsprechend zu einem Zusammen­
wirken in der Planung führen, bei dem insbesondere die 
Verflechtung von Teilproblematiken mit anderen Berei­
chen der beruflichen Schulen sowie nicht schulische und 
überbetriebliche Lernorte des dualen Systems beachtet 
werden. Die Transparenz des Prozesses sowie eine konse­

quente Datenbasierung können es ermöglichen, die – be­
rechtigten – Partikularinteressen der einzelnen Akteure 
mit dem Gesamtinteresse an einer qualitativ hochwertigen 
und breit akzeptierten Berufsbildung in Einklang zu brin­
gen. Im Idealfall entstehen auf Basis einer langfristig und 
verbindlich angelegten Kooperation im Planungsprozess 
gemeinsame Maßnahmen. An deren Ende könnte bspw. 
die Möglichkeit gemeinsamer Schulträgerschaften, auch 
für einzelne berufliche Fachrichtungen, gewählt und somit 
unnötige Konkurrenzen und Kosten vermieden sowie zu­
gleich ein attraktives regionales Berufsschulangebot gesi­
chert werden. 

Fallstudie Südhessen – 
Fachklassen im dualen System 

Insgesamt ist auch in Hessen die Anzahl von Auszubilden­
den deutlich rückläufig und sank zwischen 2006/07 und 
2014/15 um 9,2 Prozent. In diesem Zeitraum verringerte 
sich auch die Anzahl der Berufsschulklassen um 4,3 Pro­
zent (vgl. Hackel u. a. 2017, S. 19 ff.). Diese Entwicklung 
verschärft die ohnehin bestehende Fachklassenproblema­
tik. In einem vom hessischen Kultusministerium initiierten 
Prozess wird nach Lösungsmöglichkeiten dafür gesucht, 
die Anzahl an Fachklassen im dualen System zu verrin­
gern, in denen z. T. über Jahre die Mindestgrößen nicht 
mehr erreicht werden. Das Landesministerium stellt de­
taillierte, schulgenaue Daten zu allen dualen Ausbildungs­
berufen inkl. ihrer Fachrichtungen und Schwerpunkte zur 
Verfügung und liefert somit die notwendige Datenbasis für 
Problembeschreibungen, Analysen und die Erarbeitung 
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von Handlungsoptionen. In diesen landesweiten Prozess 
sind neben den Schulträgern und staatlichen Schulämtern 
u. a. auch die Kammern, Schulleitungen und kommunalen 
Schulämter eingebunden. 
Bereits zuvor hatten vier südhessische Schulträger damit 
begonnen, gemeinsam die Möglichkeiten einer Koordinie­
rung ihrer Berufsschulentwicklungen auszuloten. Für die­
se »Planungsregion« mit ihren elf beruflichen Schulen sind 
zwei staatliche Schulämter für jeweils zwei Schulträger zu­
ständig. Hinzu kommen jeweils eine IHK und Handwerks­
kammer als Vertreterinnen der dualen Partner, deren Zu­
ständigkeitsbereiche jedoch weit über die Planungsregion 
hinausgehen. Die Situation für die Schulträger ist gekenn­
zeichnet durch eine insgesamt sinkende Anzahl an dualen 
Auszubildenden bei zugleich steigenden Zahlen in den 
Vollzeitbereichen, einer steigenden Anzahl an ausgebilde­
ten Berufen (inkl. Fachrichtungen und Schwerpunkten), 
einer ganzen Reihe von berufsschulischen Mehrfachange­
boten in der Region und einem starken Ungleichgewicht in 
der Kostenverteilung. 
Aus statistischen Angaben des Kultusministeriums ergibt 
sich, dass an den Berufsschulen der Planungsregion im 
Schuljahr 2016/17 in ca. 100 Fällen die Klassenteiler nicht 
erreicht wurden. Beispielhaft zeigt sich das an den Ausbil­
dungsberufen im Bereich Ernährung und Hauswirtschaft, 
die an bis zu drei Berufsschulen der Planungsregion paral­
lel angeboten werden (vgl. Tab.). Mit Ausnahme der Aus­
bildungsberufe Koch/Köchin und Hotelfachmann/-fach­
frau erreichen sie auch in Summe aller Jahrgangsstufen 
an mehreren Standorten die Mindestgröße nicht oder nur 

knapp. Die Liste umfasst auch die Berufe mit besonderen 
Ausbildungsregelungen (§ 66 BBiG/§ 42m HwO), da diese 
in der Praxis der Berufsschulen mit den korrespondieren­
den Ausbildungsberufen verbunden sind. 
Für die angestrebte Koordinierung der Berufsschulent­
wicklung ergibt sich aus den bisherigen Erfahrungen in 
der Fallstudie eine ganze Reihe von Kriterien, wie hinsicht­
lich zu kleiner Fachklassen entschieden werden kann, v. a. 
wenn sie für einzelne Berufe mehrfach parallel angeboten 
werden (vgl. Infokasten). 



 

  

 

 

B W P  2 / 2 0 1 8  T H E M E N S C H W E R P U N K T  1 5  

Dabei ist das Stadt-Land-Gefälle von erheblicher Bedeu­
tung. Schulen im ländlichen Bereich haben strukturell 
bedingt wenig Schüler/-innen. Bei einem zugleich breiten 
Berufespektrum im dualen System führt dies zwangsläufig 
zu (zu) kleinen Fachklassen. Weiterhin sind sie von sehr 
hoher wirtschafts- und sozialpolitischer Relevanz für die 
Schulträger, um die Ausbildungsbereitschaft zu fördern 
und Jugendlichen eine berufliche Perspektive vor Ort ge­
ben zu können. Dem stehen nicht nur hohe Kosten, son­
dern auch die Notwendigkeit entgegen, für die Steigerung 
der Attraktivität und Qualität beruflicher Ausbildungen 
sichtbare, technologisch moderne und didaktisch innovati­
ve Berufsschulzentren zu schaffen. Dies würde in der Kon­
sequenz bedeuten, am bisher größten Standort möglichst 
viele Ausbildungsberufe der beruflichen Fachrichtung 
Ernährung und Hauswirtschaft zu konzentrieren. Dieser 
liegt verkehrsgünstig in einer Stadt, sodass sich mehrheit­
lich noch vertretbar lange Anfahrtszeiten für die Auszubil­
denden realisieren ließen. Ob diese mögliche Maßnahme 
die betriebliche Ausbildungsbereitschaft insbesondere in 
den handwerklichen Lebensmittelberufen verringern wür­
de, dürfte nicht zuletzt vom Ausbildungsmodell (Produk­
tions- vs. Investitionsmodell) abhängig sein. 
Der isolierte Blick auf die zu kleinen Fachklassen der Teil­
zeitberufsschule übersieht, dass diese fachlich, personell 
und in der sachlichen Ausstattung durchaus eng mit voll­
zeitschulischen Berufsbildungsgängen innerhalb dersel­
ben beruflichen Schule verbunden sein können. Ihre regio­
nale Verlagerung an einen anderen Standort aus Gründen 
der Konzentration von Auszubildenden in auskömmlich 
großen Berufsschulklassen könnte die vollzeitschulischen 
Angebote z. B. in der Berufsvorbereitung und -grundbil­
dung schwächen. 

Regionale Berufsschulentwicklung zwischen 
Kooperation und Konkurrenz 

Strategische Entscheidungen können zwischen der Kon­
zentration auf einzelne Zentren für bestimmte berufliche 
Fachrichtungen und dem Erhalt (einiger) dezentraler 
Angebote v. a. im ländlichen Raum variieren. Wirtschafts- 
und regionalpolitisch zeigt sich dies in der Konkurrenz der 
Ansätze: Einerseits könnten die Oberzentren gestärkt wer­
den – die Konzentration mehrerer kleiner Fachklassen an 

einer städtischen Berufsschule führt wieder zu stabilen 
Größen –, andererseits könnten dezentral auch defizitäre 
Angebote aufrechtzuerhalten sein, um Ausbildungsstruk­
turen im ländlichen Raum nicht zusätzlich zu gefährden. 
Berufliche Schulen sind unter dem Aspekt ihrer Struktur, 
Ausstattung und fachlichen Profilierung auf regionale Ko­
operationspartner und -strategien angewiesen. Im Wider­
streit regionaler Interessen hat die Berufsbildung einen 
vergleichsweise geringen Stellenwert. Nur selten entwi­
ckeln sich kommunale Verantwortungsgemeinschaften für 
Berufsbildung – am ehesten noch zur Berufsorientierung 
und für die Übergänge in Ausbildung. 
Ein kontinuierlicher regionaler Prozess zur Entwicklung 
beruflicher Schulen, der über bloße gegenseitige Informa­
tion verschiedener Akteurgruppen hinausgeht und sich als 
Kooperationspartner der beruflichen Schulen und Schul­
träger versteht, könnte mittel- und langfristige Strategien 
einer Koordinierung oder Kooperation in der Region ent­
wickeln. Um dies zu gewährleisten, braucht es ein steu­
erndes und zugleich auch verantwortendes Zentrum auf 
Landesebene. 
Hinsichtlich der Bedeutung für die Innovationskraft und 
Integrationsleistung beruflicher Schulen (vgl. KMK 2017) 
ist es sicher wünschenswert, über die unterschiedlichsten 
Verfahrensweisen in der regionalen Berufsschulentwick­
lung und ihrer Wirksamkeit über mehr gesichertes Wissen 
zu verfügen. Die Forschungslage hierzu ist noch sehr un­
befriedigend. s
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Verbesserung der Ausbildungschancen durch die 
Kooperation von allgemein- und berufsbildenden Schulen 
in Hameln 

CHRISTIANE KAUNE 
Abteilungsleiterin für den 
Kooperations- und 
Profilunterricht Hameln an 
der Elisabeth-Selbert-Schule, 
Hameln 

KLAUS WOLLENWEBER 
Abteilungsleiter für den 
Kooperations- und 
Profilunterricht Hameln an 
der Eugen-Reintjes-Schule, 
Hameln 

Seit dem Schuljahr 2009/10 praktizieren allgemeinbildende und berufsbil­

dende Schulen im Landkreis Hameln-Pyrmont ein Kooperationsmodell, das 

Schülerinnen und Schülern der Klassen 9 und 10 neben dem allgemeinbil­

denden Schulabschluss eine breite berufliche Grundbildung vermittelt. Ju­

gendliche sollen so bei ihrer Berufswahlentscheidung unterstützt und ihre 

Ausbildungschancen verbessert werden. Was zunächst als Schulversuch be­

gann, konnte bereits im dritten Jahr in Regelform überführt werden und 

hat sich seither kontinuierlich weiterentwickelt. Im Beitrag werden die Be­

weggründe zur Entwicklung und die Konzeption des Modells beschrieben. 

Die Einmündungs- und Übergangszahlen belegen den Erfolg dieses Modells. 

Dieser wird nicht zuletzt durch eine enge Kooperation der Schulleitungen 

und den regelmäßigen fachlichen Austausch der Lehrkräfte ermöglicht. 

Besorgniserregende Übergangszahlen 

Im Landkreis Hameln-Pyrmont hatte sich im Jahr 2007 für 
viele Hauptschüler/-innen die Situation beim Übergang 
von der Schule in die Ausbildung verschärft. Trotz einer 
Vielzahl von Maßnahmen seitens der berufsbildenden und 
der allgemeinbildenden Schulen zur Unterstützung der 
Jugendlichen bei ihrer Berufswahlentscheidung gelang 
nur einem kleinen Teil der Hauptschulabsolventinnen und 
-absolventen (5–10 %) ein direkter Einstieg in das (duale) 
Ausbildungssystem. 
Dies war Anlass für eine Projektgruppe aus Vertreterinnen 
und Vertretern der allgemein- und berufsbildenden Schu­
len in Hameln, die Zusammenarbeit der Schulformen zu 
erweitern. Ziel war eine stärkere Integration von allgemei­
ner und beruflicher Bildung, um so den Schülerinnen und 
Schülern neben dem Erwerb des Schulabschlusses eine 
breite berufliche Grundbildung zu ermöglichen. Haupt­
sächlich ging es darum, die Leistungsmotivation der Schü­
ler/-innen zu steigern, ihre Kompetenzen zur eigenstän­
digen Gestaltung ihres Lernens zu entwickeln und ihnen 
das Berufsleben erfahrbar zu machen. Durch den Erwerb 
beruflicher Kenntnisse und Fertigkeiten sollten die Qualität 
des Schulabschlusses gesteigert und die Chancen der Schü­
ler/-innen auf eine Ausbildungsstelle verbessert werden. 
Als Vorbild diente das Neustädter Modell (vgl. Infokasten). 

Das Hamelner Kooperationsmodell 

Im Hamelner Kooperationsmodell erfolgt die Beschulung 
der Schüler/-innen ebenfalls anteilig in den allgemeinbil­
denden sowie in den berufsbildenden Schulen. Hier arbei­
ten drei berufsbildende und vier allgemeinbildende Schu­
len zusammen. 

https://kgs-neustadt.org/profil/neustaedter_modell/
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Kooperations-/Profilunterricht 

Der Umfang der beruflichen Qualifizierung im sogenann­
ten Kooperationsunterricht in den Klassen 9 und 10 beträgt 
– wie im Neustädter Modell – je Schuljahr 14 Wochenstun­
den (10 Stunden Fachpraxis und 4 Stunden Fachtheorie), 
die Stundentafel der allgemeinbildenden Schulklassen 
ist um die entsprechende Zahl auf 20 Stunden reduziert. 
Somit erwerben die Schüler/-innen während der letz­
ten beiden Jahre in der allgemeinbildenden Schule quasi 
»nebenbei« eine breite berufliche Grundbildung, die einer 
Qualifizierung in einer Berufsfachschule mit Vollzeitunter­
richt entspricht. 
Der berufsschulische Unterricht findet an zwei Wo­
chentagen statt. In der Fachpraxis werden jeweils zwölf 
Schüler/-innen in einer Lerngruppe unterrichtet, in der 
Fachtheorie werden zwei Fachpraxisgruppen desselben 
Berufsfelds zusammengefasst. Ergänzend nehmen die 
Schüler/-innen an zwei zweiwöchigen Betriebspraktika 
teil und schnuppern so in die Arbeitswelt hinein. 
Nicht zuletzt infolge einer Veränderung der Schulstruk­
tur (s.u.) wurde das Kooperationsmodell mit dem Schul­
jahr 2015/16 erweitert. Alternativ zum 14-stündigen Ko­
operationsunterricht in einem der elf Berufsfelder (vgl. 
Tab. 1) gibt es seither insbesondere für leistungsstärkere 
Schüler/-innen das Angebot eines vierstündigen Profil­
unterrichts in den berufsbezogenen Profilen Technik, 
Gesundheit und Soziales sowie Wirtschaft. Ein weiterer 
Schwerpunkt Sprachen wird nicht in Kooperation, sondern 
an den allgemeinbildenden Schulen angeboten. Im Gegen­
satz zum Kooperationsunterricht umfasst der berufsbezo­
gene Profilunterricht lediglich vier Wochenstunden Fach­
theorie. Entsprechend reduziert sich für Schüler/-innen, 
die am Profilunterricht teilnehmen, die Stundentafel an 
den allgemeinbildenden Schulen nicht auf 20, sondern auf 
26 Stunden. 

Vorbereitung auf den Kooperations-/Profilunterricht 

In den Klassen 7 und 8 werden die Schüler/-innen auf die 
Teilnahme am Kooperations-/Profilunterricht vorberei­
tet. Dies geschieht durch Hospitationen an den berufsbil­
denden Schulen, bei Informationsabenden für Eltern und 
Schüler/-innen sowie durch Peer-Informationen. 
Danach treffen die Schüler/-innen eine Vorauswahl. Für 
stark nachgefragte Berufsfelder werden an den berufs­
bildenden Schulen nach Möglichkeit weitere Plätze ge­
schaffen, weniger gewählte Berufsfelder werden stärker 
beworben oder auch aus dem Angebot herausgenommen. 
In Beratungsgesprächen, die Lehrkräfte mit den Schüle­
rinnen und Schülern und deren Eltern führen, wird darauf 
geachtet, dass die Berufsfeldwahl sachbezogen getroffen 
und nicht von Freundschaften dominiert wird. Am Ende 
der Klasse 8 entscheiden sich die Schüler/-innen (unter 
Angabe von Erst-, Zweit- und Drittwunsch) für ein Berufs­
feld oder Profil, in dem sie sich qualifizieren wollen. Bisher 
konnte in fast allen Fällen der Erstwunsch erfüllt werden. 
Abbildung 1 (S. 18) veranschaulicht, wie sehr die Wahl der 
Schüler/-innen von Jahr zu Jahr variieren kann, was mit­
unter erhebliche organisatorische und logistische Heraus­
forderungen bei der Umsetzung nach sich zieht. Auffällig 
ist die hohe Nachfrage der Berufsfelder Bäckerhandwerk, 
Ernährung und Hauswirtschaft, Körperpflege, Sozialpfle­
ge, die an der Elisabeth-Selbert-Schule angeboten werden. 

Beteiligte Schulen 

Das Kooperationsmodell startete im Schuljahr 2009/10 
im Rahmen eines für vier Jahre geplanten Schulversuchs. 
Beteiligt waren zunächst drei allgemeinbildende und zwei 
berufsbildende Schulen. Bereits zum Schuljahr 2011/12 
wurde das Modell in die Regelform überführt. Gleichzeitig 
änderten sich die Rahmenbedingungen durch eine Verän­
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derung der Schulstruktur im Land Niedersachsen. Haupt- 
und Realschulen wurden zu sogenannten Oberschulen. 
Die am Kooperationsmodell beteiligten Haupt- und Real­
schulen gingen in diese Organisationsform über, gleichzei­
tig kamen weitere hinzu. Damit veränderte sich die Zusam­
mensetzung der Schülerschaft, was zu einer Erweiterung 
des Kooperationsangebots um den sogenannten Profilun­
terricht führte. Mit der Handelslehranstalt Hameln konnte 
im Schuljahr 2015/16 eine weitere berufsbildende Schule 
im Kooperationsverbund gewonnen werden, die seither 
das Profil Wirtschaft abdeckt. 

Zusammenarbeit der Lernorte 

Die Kommunikation zwischen den beteiligten Schulen auf 
unterschiedlichen Ebenen ist eine zentrale Voraussetzung 
für das Gelingen der Kooperation. Auf der Steuerungsebene 
trifft sich ein Kernteam, bestehend aus den Schulleitungen 
der allgemeinbildenden Schulen, den koordinierenden 
Lehrkräften und den Abteilungsleitungen der berufsbil­
denden Schulen, zu festen Sitzungszeiten mindestens fünf­
mal im Schuljahr. Hier werden u. a. gemeinsame Termine 
für Prüfungen, Klassenfahrten, Schnuppertage etc. festge­
legt, die Berufsfeldwahlen koordiniert, Lehrerabordnun­
gen für den Profilunterricht geregelt, Umfrageergebnisse 
besprochen sowie Veränderungsprozesse initiiert. 
Auf der operativen Ebene findet ca. sechs Wochen nach Be­
ginn eines Schuljahrs ein Treffen statt, bei dem sich die 
Lehrkräfte über den Leistungsstand austauschen und Un­
terstützungsbedarf besprechen. In Form eines Speedda­

tings tauschen sich Lehrkräfte der berufsbildenden Schu­
len mit den Klassenlehrkräften der allgemeinbildenden 
Schule zum Leistungsstand und Unterstützungsbereich der 
Schüler/-innen aus. Beginnend mit dem Schuljahr 2016/17 
wurde das Speeddating um ein Slowdating erweitert: Für 
Schüler/-innen mit besonderem Förderbedarf erhalten die 
Berufsschullehrkräfte zu Beginn des Schuljahrs ein Info­
blatt mit ersten Hinweisen zum Förderbereich. Diese Infor­
mationen werden beim Slowdating ergänzt. Im Vergleich 
zum Speeddating wird hier pro Schüler/-in mehr Zeit für 
den Austausch veranschlagt. 
Darüber hinaus stehen alle Lehrkräfte der beteiligten Schu­
len in einem kontinuierlichen Informationsaustausch. Die­
ser erfolgt zum einen über eine passwortgeschützte Platt­
form, die über die Homepage der Eugen-Reintjes-Schule 
zugänglich ist. Hier sind alle Protokolle, Verabredungen 
und Termine zum Kooperations- und Profilunterricht 
eingestellt. Zudem spielt der persönliche Austausch eine 
wichtige Rolle bei der Lösung von Problemen im Einzelfall. 
Etwa viermal im Schuljahr besuchen die Klassenlehrkräf­
te ihre Schüler/-innen im Unterricht an den berufsbilden­
den Schulen. Die Schüler/-innen freuen sich sehr über 
diese Besuche und sind stolz, von ihren Erfahrungen und 
Erfolgen in der Fachpraxis erzählen zu können. Gleiches 
gilt für die Besuche der Berufswahlbegleiter/-innen. Da­
bei handelt es sich um sozialpädagogische Fachkräfte für 
Schüler/-innen, die aufgrund einer Potenzialanalyse einen 
spezifischen Förderbedarf aufweisen. Hier geht es vor al­
lem darum, das Arbeitsverhalten und die Beständigkeit im 
Unterrichtsbesuch zu fördern. 
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Abschlüsse und Anschlüsse 

Mit Abschluss der Klasse 9 bzw. 10 erhalten die Schü­
ler/-innen von der allgemeinbildenden Schule ein Zeugnis, 
das auch die Noten für den Kooperations- bzw. Profilun­
terricht enthält; die Noten für Fachtheorie und Fachpraxis 
sind bei den Kooperationsschülerinnen und -schülern ge­
trennt ausgewiesen. Diese Noten sind gleichberechtigt mit 
den Noten der allgemeinbildenden Schulen und können 
– entsprechend den Versetzungsregelungen an den Ober­
schulen – zum Ausgleich herangezogen werden bzw. müs­
sen im Bedarfsfall ausgeglichen werden. 
Zu den Inhalten des Kooperationsunterrichts wird ein Zer­
tifikat erstellt. Dies beschreibt die Unterrichtsinhalte, die 
den Lehrplänen des ersten Ausbildungsjahrs entsprechen. 
Nach zwei Jahren Kooperationsunterricht sind die Inhalte 
der jeweiligen Berufsfachschule bzw. des ersten Ausbil­
dungsjahrs vermittelt worden. Es besteht also die Möglich­
keit, die erzielten Lernergebnisse als erstes Ausbildungs­
jahr anerkennen zu lassen. Dies ist bisher nur in wenigen 
Fällen genutzt worden. Gerade für leistungsschwächere 
Schüler/-innen bietet die Wiederholung des Lehrstoffs Si­
cherheit und erleichtert somit einen guten Einstieg in die 
berufliche Ausbildung. 
Den engen Kontakt zu den berufsbildenden Schulen nutzen 
die Schüler/-innen der allgemeinbildenden Schulen inten­
siv für eine Beratung und Unterstützung bei der Berufs­
orientierung, der Ausbildungsplatzsuche bzw. der Auswahl 
der geeigneten berufsqualifizierenden Berufsfachschule. 

Leistungsstarke Schüler/-innen wechseln häufig gezielt in 
die Fachoberschule oder in das berufliche Gymnasium. 
Bei der Gestaltung von Übergängen und Anschlüssen spie­
len auch strategische Entscheidungen eine Rolle: Wenn 
die schulische Leistung keinen Realschulabschluss nach 
der 10. Klasse erwarten lässt, planen die Schüler/-innen 
häufig schon nach der 9. Klasse einen Übergang in eine 
zweijährige Berufsfachschule oder eine duale Ausbildung. 
Die Erfahrungen aus dem Kooperationsunterricht bieten 
dafür eine gute Grundlage. Zwischen 61 und 84 Prozent 
der Schüler/-innen wechseln jedoch in die Klasse 10 (vgl. 
Abb. 2). 
Die Auswertung der Übergänge in die Berufsausbildung am 
Ende des zehnten Schuljahrs (vgl. Tab. 2, S. 20) zeigt, dass 
ein zentrales Ziel des Kooperationsunterrichts – der besse­
re Übergang von der Schule in eine Berufsausbildung – er­
reicht werden konnte: Knapp 30 Prozent eines Jahrgangs 
gehen direkt in das duale System über (gegenüber einer Quo­
te von 5–10 % vor dem Schulversuch und einer Quote von 
6,4 % aus der Kontrollklasse ohne Kooperationsunterricht). 
Zwischen zehn und 20 Prozent der Schüler/-innen besu­
chen eine berufsqualifizierende Berufsfachschule (Pflege­
assistenz, Kosmetik, sozialpädagogische/-r Assistent/-in) 
und acht bis 16 Prozent der Schüler/-innen streben die 
Fachhochschulreife oder die allgemeine Hochschulreife 
an. Durchschnittlich 45 Prozent entscheiden sich für eine 
berufsvorbereitende Maßnahme, den Besuch der Berufs­
fachschule oder für eine sonstige Maßnahme. 
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Ausblick und Perspektive 

Im November 2016 wurde wie auch schon während der 
Schulversuchsphase und im Schuljahr 2012/13 eine El
tern-, Lehrer- und Schülerbefragung durchgeführt. Ziel der 
Befragung 2016 war es, die Akzeptanz des Kooperations
unterrichts bei sich verändernden Partnern systematisch 
zu erfassen und Veränderungsbereiche zu identifizieren. 
Für die Befragung wurden der 10. Jahrgang (Eltern und 
Schüler) ausgewählt sowie alle beteiligten Lehrkräfte der 
allgemein- und berufsbildenden Schulen. 
Die Schüler/-innen fühlen sich durch den Praxisunterricht 
weiterhin gut über das gewählte Berufsfeld informiert und 
auf den zukünftigen Beruf vorbereitet, wobei sich die Zu
stimmungswerte gegenüber jenen aus der Schulversuchs­  
phase um zehn Prozentpunkte (von durchschnittlich 75  % 
auf 65  %) verringert haben. Demgegenüber sind die Ein
schätzungen der Eltern und Lehrkräfte weitgehend kon
stant geblieben. Nach wie vor sind sie der Ansicht, dass 
durch den Kooperationsunterricht die Vorstellung vom 
Beruf und die Vorbereitung auf einen Ausbildungsplatz 
verbessert werden (Eltern 50  %; Lehrkräfte 75  %). Für alle 
beteiligten Partner ist die Kooperation im Hinblick auf den 
Übergang in den Beruf daher weiterhin ein Erfolgsmodell. 
Weitere Umfrageergebnisse aus der Lehrerbefragung so
wie die Diskussionsergebnisse aus Dienstbesprechungen 
der allgemeinbildenden Schulen wurden in den Sitzungen 
des Kernteams im Sommer 2017 zu Arbeitsschwerpunkten 
zusammengefasst. Zwei Punkte sind dabei von besonderer 
Bedeutung: 
•	 Wie können Schüler/-innen mit besonderem Förderbe

darf, deren Anzahl kontinuierlich gestiegen ist, besser 
berücksichtigt werden? 

•	 Wie können die berufsbildenden Schulen noch stärker 
in die Vorbereitung, Begleitung und Nachbereitung des 
Praktikums eingebunden werden? 

­

­

­

­
­

­

­

Für Schüler/-innen mit besonderem Förderbedarf wurden 
zu Schuljahresbeginn 2017/18 eine Kurzinformation zum 
inklusiven Unterricht für die Lehrkräfte der berufsbilden­
den Schulen erstellt und auf einer Dienstbesprechung er­
gänzende Informationen mit vielen praktischen Beispielen 
durch die Förderschullehrkräfte gegeben. Ein neuer Schü­
lerbegleitbogen mit ersten Informationen zum Förderbe­
darf sowie das Slow-Dating (s. o.) vervollständigten die 
Maßnahmen. Bereits auf der Kernteamsitzung im Septem­
ber 2017 gaben die Vertreter/-innen der allgemeinbilden­
den Schulen ein positives Feedback zu den eingeleiteten 
Schritten. Auf der Sachebene verbleibt jetzt noch die Neu­
anordnung der Unterrichtsinhalte mit dem Ziel, schwieri­
gere Themen mit einem hohen Theorieanteil erst in Klas­
se 10 zu behandeln. 
Mit Blick auf das betriebliche Praktikum ist eine Neuver­
teilung der Aufgabengebiete angedacht. Bislang lagen alle 
Aufgaben rund um das betriebliche Praktikum in der Zu­
ständigkeit der allgemeinbildenden Schulen, die berufsbil­
denden Schulen übernahmen nur beratende Funktionen 
bei der Betriebssuche. Mittlerweile konnte die Ressourcen­
frage für die Betreuung geklärt werden, eine gemeinsame 
Praktikumsmappe mit Erwartungshorizont für vergleich­
bare Bedingungen an allen Schulen und Berufsfeldern 
steht zur Verfügung. Weitere organisatorische Schritte 
werden auf den nächsten Kernteamsitzungen verabredet, 
die Umsetzung erfolgt dann mit dem Schuljahr 2018/19. 
Für die Zukunft wird es eine wichtige Aufgabe des Kern­
teams bleiben, Veränderungen in der Schülerschaft und 
im Kollegium an allen sieben beteiligten Schulen im Blick 
zu behalten und kontinuierlich an einer von allen Partnern 
getragenen Strategie für das gemeinsame Ziel »Verbesse­
rung der Ausbildungschancen der Schülerinnen und Schü­
ler« weiterzuarbeiten. s
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Weiterentwicklung von Kooperationen im Zeichen der 
Digitalisierung 

Die Akademie für Hörakustik im Zentrum eines bundesweiten Netzes 

ANDREAS BLÖß 
Dozent an der Akademie für Hörakustik, 

Lübeck 

Die Hörakustik ist ein Paradebeispiel für gelingende 

Kooperation in der handwerklichen Aus- und Weiter­

bildung: Die Verknüpfung von Berufsbildung und aka­

demischer Bildung ermöglicht konzeptionelle Weiter­

entwicklungen und den Ausbau fachlicher Kompetenzen. 

Der Beitrag zeigt anhand von Praxisbeispielen auf, wie 

bestehende Kooperationen im Zuge der Digitalisierung 

lokal intensiviert wurden und welche Perspektiven sich 

für einen internationalen Austausch bieten. 

Veränderungen in den beruflichen Anforderungen 

Hören bedeutet Kommunikation, Hören verbindet Men­
schen. Gutes Hören ist daher ein wichtiger Bestandteil von 
Lebensqualität. Dies gilt insbesondere für ältere Menschen, 
deren Hörvermögen mit zunehmendem Alter nachlässt. In 
Deutschland sind etwa 5,4 Millionen Menschen schwer­
hörig, bereits rund 3,5 Millionen haben sich mit Hörsyste­
men versorgen lassen – Tendenz steigend. Zudem führt der 
demografische Wandel zu einer kontinuierlich steigenden 
Nachfrage. 
In den letzten zehn Jahren haben sich die beruflichen 
Anforderungen an Hörakustiker/-innen und damit die 
Herausforderungen im Hörakustiker-Handwerk stark ver­
ändert. Immer kürzer werdende technologische Innova­
tionszyklen sowie die zunehmende Digitalisierung sind 
wesentliche Treiber. Hörgeräte sind mittlerweile hochkom­
plexe Minicomputer, die allerdings erst mit einer individu­
ellen Feinanpassung an den Hörverlust und mit maßge­
schneiderten Ohrpassstücken – sogenannten Otoplastiken 
– zu effektiven Hilfsmitteln werden. Die Otoplastiken wer­
den mittlerweile auf Basis einer Ohrabformung am Com­
puter designt und mittels 3-D-Druck hergestellt. Das bietet 
auch im Bereich der Pädakustik, d. h. bei der Versorgung 
von Kindern mit Hörsystemen, viele Vorteile. Und wäh­
rend früher die Hörgeräte an jedem der beiden Ohren 
noch autonom agierten, sind moderne Hörsysteme nicht 

nur untereinander verbunden, sondern »kommunizieren« 
beispielsweise über Bluetooth mit externen Geräten des 
Alltags. Insbesondere die Konnektivität zu Smartphones 
eröffnet völlig neue Möglichkeiten: Telefonieren, SMS ver­
senden, Simultanübersetzungen direkt in die Hörsysteme 
streamen – und neue Funktionen kommen laufend hinzu. 
Es liegt auf der Hand, dass diese hohe Innovationsrate eine 
deutlich intensivere Beratung erfordert als noch vor zehn 
Jahren. 
Die gestiegenen Anforderungen an den Beruf Hörakus­
tiker/-in spiegeln sich auch in der Entwicklung der Aus­
bildungszahlen wider: 2016 befanden sich bundesweit 
3.108 Menschen in der Ausbildung. Bei etwa 15.000 im 
Hörakustik-Handwerk Tätigen entspricht dies einer Quote 
von ca. 21 Prozent. Gegenüber dem Jahr 2006 hat sich die 
Zahl der Auszubildenden nahezu verdoppelt.* 

Die Akademie für Hörakustik als bundesweites 
Kompetenzzentrum 

Zu den gestiegenen beruflichen Anforderungen an die 
Dienstleistungen der Hörakustiker/-innen gehört eine ent­
sprechend qualifizierte Aus- und Weiterbildung. Diese fin­
det neben der Ausbildung in den jeweiligen Fachbetrieben 
an der Landesberufsschule für Hörakustiker und Hörakus­
tikerinnen und an der Akademie für Hörakustik (afh) in 
Lübeck statt, der zentralen Bildungsstätte der Hörakusti­
ker/-innen in Deutschland. Als bundesweites Kompetenz­
zentrum konzentriert der sogenannte Campus Hörakustik 
die Lernorte Akademie, Berufsschule, Überbetriebliche 
Lehrlingsunterweisung (ÜLU) sowie die Meisterfortbil­
dung und Weiterbildung an einem Ort. Akademie und Lan­
desberufsschule kooperieren sehr eng miteinander. In di­
rekter Nachbarschaft zum Campus befinden sich auch die 
Kooperationspartner Hörzentrum Lübeck, Fachhochschu­
le und Universität Lübeck sowie das Universitätsklinikum. 

* Vgl. »Datensystem Auszubildende« des BIBB auf Basis der Daten der 

Berufsbildungsstatistik der statistischen Ämter des Bundes und der 

Länder (Erhebung zum 31.12.). 
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Ebenso auf dem Campus befindet sich das Deutsche Hör­
geräte Institut (DHI), das alle Bauartprüfungen von Hörge­
räten durchführt, bevor diese auf den Markt kommen. Die 
räumliche Nähe, aber auch die bundesweite Vernetzung 
sind gute Voraussetzungen für kontinuierlichen fachlichen 
Austausch, der zu kurzen Entscheidungswegen führt. 

Win-win-Situationen für alle Beteiligten − 
Beispiele aus der Praxis 

In der Hörakustik bzw. Audiologie existieren sehr enge Ver­
knüpfungen zwischen der beruflichen und der akademi­
schen Bildung und damit auch eine hohe Durchlässigkeit 
der Bildungsabschlüsse. Dies zeigen die beiden Praxisbei­
spiele einer engen fachlichen Kooperation. 

Bilateraler Wissenstransfer zwischen Akademie 
und Hochschulen 

Dass Handwerk und akademisches Studium sich hervor­
ragend ergänzen, zeigt der Beruf Hörakustiker/-in auf 
besondere Weise. Bereits seit 1999 kann in Lübeck »Hör­
akustik« studiert werden. Die Bundesinnung der Hörakus­
tiker (biha) und die afh brachten den bundesweit ersten 
Studiengang im Bereich Hörakustik mit der Fachhochschu­
le Lübeck auf den Weg. Seitdem können Hörakustiker/-in­
nen ihre duale, handwerkliche Ausbildung um ein Studium 
mit dem Abschluss »Bachelor of Science« ergänzen. In ei­
ner neuen Kooperation mit der Universität Lübeck kann 
seit dem Wintersemester 2017 der »Master of Science« im 
Studiengang »Hörakustik und Audiologische Technik« er­
worben werden – und das alles in Lübeck auf dem gewach­
senen Campus Hörakustik. 
Dabei hat sich die Kooperation mit den Hochschulen da­
hingehend weiterentwickelt, dass Dozentinnen und Do­
zenten der afh und des DHI mit Lehraufträgen fest in die 
Studiengänge eingebunden und an der Entwicklung des 
Curriculums beteiligt sind. Sie vermitteln die hörakus­
tisch-spezifischen Lerninhalte sowohl in der Theorie als 
auch in der Praxis. Im Gegenzug unterrichten Professo­
rinnen und Professoren der Hochschulen an der afh, zum 
Beispiel im elfmonatigen Meisterstudium an der Akademie. 
Auch die Themenbereiche dieses bilateralen Wissenstrans­
fers stehen im Zeichen der Digitalisierung: »Design und 
Fertigung von Otoplastiken mittels CAD«, »Audiologische 
Diagnostik und Technologie«, »Hearing Aid Technology 
and Hearing Assistive Devices«, »Digitale Signalverarbei­
tung« und »Implantierbare Hörsysteme«. 
Die von den Hochschulen »importierte« Fachkompetenz 
wird zudem didaktisch aufbereitet und in der ÜLU an der 
afh angewendet, sodass sich umfangreiche Synergien in 
allen Lehrbereichen ergeben. Dieses Know-how wird auch 
an die Ausbilder/-innen in den Fachbetrieben weitergege­

ben, beispielsweise auf den jährlichen Ausbildertagungen. 
Studierende, Ausbilder/-innen und Gastdozentinnen und 
-dozenten der afh haben außerdem Zutritt zu virtuellen 
Lernräumen auf der Online-Plattform der Akademie. Dort 
kann interaktiv gelernt und der Kontakt der Studierenden 
untereinander und zu den Lehrenden ergänzt bzw. inten­
siviert werden. Darüber hinaus wird gerade eine App er­
probt, die digitales, mobiles Lernen ermöglicht. 

Anlassbezogene Kooperation der afh mit dem 
Hörzentrum Lübeck 

Im Rahmen der Kooperation mit dem Hörzentrum Lü­
beck führen Dozentinnen und Dozenten der Akademie 
im Auftrag des Universitätsklinikums Evaluationen von 
vorhandenen Hörsystemversorgungen durch. Dabei wer­
den audiologische Messverfahren und aktuellste Hör­
systemmesstechnik angewendet. An der Auswertung der 
Mess- bzw. Patientendaten ist außer dem Klinikum und der 
Akademie noch der Hörakustik-Fachbetrieb vor Ort betei­
ligt, der die Kundin oder den Kunden wohnortnah betreut. 
Zu diesem Zweck hat die Akademie im Rahmen der Pro­
jektarbeit einer Meisterstudentin eine »elektronische Pa­
tientenakte« entwickelt, die als interaktive PDF-Datei alle 
wichtigen Messdaten enthält und über eine gemeinsame 
Cloud-Lösung von allen interdisziplinären Kooperations­
partnern abgerufen werden kann. Dies ermöglicht effi­
ziente »Fallbesprechungen« und einen zeitnahen Informa­
tionsaustausch mit trilateralem Nutzen. 

Vernetzung über Ländergrenzen hinweg 

Angesichts der immer kurzfristigeren Innovationszyklen 
kommt der Zusammenarbeit der Akademie mit ihren 
Netzwerkpartnern auf dem Campus Hörakustik in Lübeck 
eine zentrale Rolle für die konzeptionelle Weiterentwick­
lung und den Ausbau von Kooperationen im Hörakusti­
ker-Handwerk zu. Durch die verstärkte Einbeziehung von 
»digitalen Elementen« – sowohl thematisch in der Lehre als 
auch didaktisch im Lehr-Lern-Prozess – wurden nicht nur 
die eigenen Kompetenzen erweitert, sondern es ergaben 
sich auch neue Kooperationen. 
Das zeigt sich auch daran, dass Aus- und Weiterbildung der 
Hörakustiker/-innen international Vorbildcharakter haben 
und sehr nachgefragt sind. Ihre Reputation wächst stetig. 
Daher ist es für die afh ein wichtiges strategisches Entwick­
lungsziel, die Digitalisierung des Unterrichtsangebots so­
wohl national als auch international zu verstärken. Dazu 
werden Blended- sowie Tele-Learning-Kurse in deutscher 
und englischer Sprache entwickelt und in bestehende An­
gebote integriert. Durch den Einsatz dieser digitalen Me­
dien kann nicht zuletzt auch die Reichweite der afh-Ange­
bote im In- und Ausland deutlich gesteigert werden. s
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Wilo-Brain – Ein bundesweites Netzwerk zur 
Qualifizierung im SHK-Handwerk 

MANFRED HOPPE 
Prof. Dr., Leiter der Forschungsgruppe 
Praxisnahe Berufsbildung (FPB) an der 
Universität Bremen 

KERSTEN SIEPMANN 
Leiter von Wilo-Brain beim Pumpenhersteller 
Wilo SE, Dortmund 

Komplexer werdende Heizungsanlagen erfordern lau­

fende Schulungen der Fachkräfte im Sanitär-, Heizungs-

und Klimahandwerk. Aus den Weiterbildungsangeboten 

eines Herstellers für Heizungspumpen entwickelte sich 

ein Netzwerk, das in Einrichtungen der beruflichen Bil­

dung zu einem festen Bestandteil der Aus- und Weiter­

bildung in diesem Handwerk wurde. Im Beitrag werden 

Aufbau, Entwicklung und Besonderheiten dieses Netz­

werks beschrieben. 

»Wilo-Brain« zur Qualifizierung von Fachkräften 

Heizungsanlagen in deutschen Haushalten sind fast immer 
Unikate, die hohe fachliche Anforderungen an das Fach­
personal bei Inbetriebnahme und Instandhaltung stellen. 
Zur Fachkräftequalifizierung arbeiten die Einrichtungen 
der beruflichen Bildung daher vielfach mit Herstellern zu­
sammen. Die Firma Wilo SE, ein Hersteller von Pumpen 
und Pumpensystemen für die Heizungs-, Kälte- und Kli­
matechnik mit Hauptsitz in Dortmund, praktiziert mit den 
»Brain-Centern«, in denen mit Unterstützung regionaler 
Partner Fachkräfte geschult werden, eine solche Zusam­
menarbeit. 
Die Idee zu dem Netzwerk Wilo-Brain wurde um das Jahr 
2000 entwickelt, um Fachkräften der Heizungstechnik 
Weiterbildungsseminare anzubieten. Das Konzept zeich­
net sich durch seinen konkreten Handlungsbezug aus. Mit 
der »Wilo-Brain-Box« steht eine mobile Funktionswand 
zur Verfügung, die alle wesentlichen Bauteile von Hei­
zungsanlagen enthält, sodass der Wärmeverteilungspro­
zess fast vollständig nachgebildet werden kann (vgl. Foto). 
Reale Heizungsanlagen erstrecken sich über ein ganzes 
Haus; vieles ist nicht sichtbar, da es unter Putz liegt oder 
gedämmt ist. Die Funktionswand wurde daher entwickelt, 
um die Optimierung von Heizungsanlagen handlungs­
orientiert zu vermitteln. 

Aufbau und Entwicklung des Netzwerks 

Als Brain-Center werden Einrichtungen der beruflichen 
Bildung bezeichnet, die mit der Funktionswand nach dem 
Wilo-Brain-Konzept qualifizieren. Die ersten Zentren wur­
den 2002 eingerichtet. Dazu wurde deren Ausbildungsper­
sonal an der Brain-Box geschult und mit den Ausbildungs­
materialien und -methoden vertraut gemacht. Schon in 
den Anfangsjahren wurden in den ersten zehn Zentren 
jährlich bis zu 2.500 Fachkräfte, überwiegend aus kleinen 
Handwerksbetrieben, geschult. 
Aufgrund der großen Resonanz der Seminare beim Fach­
handwerk forderten mehrere Fachverbände und Innun­
gen der Sanitär-, Heizungs- und Klimatechnik, auch ein 
Qualifizierungskonzept für Auszubildende zu entwickeln. 
Im Rahmen eines Modellversuchs wurden in Zusammen­
arbeit mit einem Verlag Materialien und Medien für den 
Einsatz in der beruflichen Erstausbildung erstellt, die sich 
an den Inhalten der überbetrieblichen Ausbildung und 
der Lernfelder für den berufsschulischen Unterricht im 
3./4. Ausbildungsjahr orientieren. Durch die Einbindung 
von Berufsschulen seit dem Jahr 2008 wurde die Zahl 
der Brain-Center auf 16 (Stand 2018) erweitert. Mit dem 
Brain-Center in Bozen/Italien ist das Netzwerk zudem über 
die Landesgrenzen hinaus vertreten (vgl. Abb. 2, S. 24). 
In den Zentren werden jährlich durchschnittlich 1.500 
Auszubildende des Berufs Anlagenmechaniker/-in für Sa­
nitär-, Heizungs- und Klimatechnik geschult, was etwa 
15 Prozent der Neuabschlüsse pro Jahr in diesem Ausbil­
dungsberuf entspricht. 

Auszubildende an der »Brain-Box« (Foto: ModernLearning/Berlin) 
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Besonderheiten der Brain-Center 

Einzelne Standorte haben unabhängig von ihrer Teilnah
me am Lernkonzept Wilo-Brain spezifische Besonderhei
ten und sind damit im Netzwerk auch Impuls- und Ideen
geber. Dazu drei Beispiele: 
•	 Das Brain-Center Karlsruhe befindet sich an der Bun

desfachschule für Sanitär-, Heizungs- und Klimatech
nik. Fachverbände aus Handwerk und Industrie unter
stützen die Schule, damit die Ausbildungsinhalte den 
aktuellen Anforderungen der Branche entsprechen. Die 
ausschließliche Ausrichtung auf den SHK-Bereich er
möglicht es, hoch spezialisiert zu unterrichten. 

•	 Das Brain-Center im Bildungszentrum der HWK Os
nabrück ist durch das BIBB als Kompetenzzentrum für 
Versorgungstechnik anerkannt. Wie nirgendwo sonst 
in Deutschland stehen dort Anlagen und Modelle zur 
Kraft-Wärme-Kopplung inkl. Brennstoffzellen-Heizge
räten zur Qualifizierung von Fachkräften zur Verfügung. 

•	 Das Brain-Center bei der Schulungsstätte der SHK-In
nung in Schweinfurt wurde 2011 vom Zentralverband 
SHK zum Bundesleistungszentrum ernannt. Hier wer
den SHK-Auszubildende auf die Wettbewerbe Euro- und 
WorldSkills vorbereitet. 

Von einzelnen Brain-Centern werden didaktische Schwer  
punkte wie selbstorganisiertes Lernen, Blended-Learning- 
Angebote und Lernortkooperation als Best-practice-Beispie­  
le ausgewiesen. Diese dienen den Partnern im Netzwerk 

­
­
­

­
­
­

­

­

­

­

­

­

als Anregung für den Austausch über Lernkonzeptionen. 
Ausbilder/-innen und Berufsschullehrkräfte erhalten da
mit konkrete Hinweise zur Umsetzung. 

Die Netzwerkarbeit 

Die zentrale Organisation des Netzwerks erfolgt durch 
eine Arbeitsgruppe, die alle ein bis zwei Monate zusam
menfindet. Diese setzt sich zusammen aus dem Leiter von 
Wilo-Brain, der beim Hersteller Wilo SE angesiedelt ist, der 
Forschungsgruppe Praxisnahe Berufsbildung (FPB) an der 
Universität Bremen, dem Mediengestalter ModernLear  
ning in Berlin sowie je nach Bedarf unterschiedlichen Be
teiligten der Brain-Center. Diese Zusammensetzung er
möglicht eine bedarfsgerechte Steuerung des Netzwerks: 
•	 Die wechselnde Beteiligung von Lehrkräften aus unter

schiedlichen Brain-Centern an der Arbeitsgruppe stellt 
sicher, dass aktuelle Anforderungen und Bedarfe aus 
der Praxis bei der Gestaltung der Aus- und Weiterbil
dungsangebote berücksichtigt werden. Die Brain-Cen
ter entscheiden jedoch eigenständig, wie die Materia­  
lien und Medien an den Standorten angepasst und ein
gesetzt werden. 

•	 Durch den Hersteller ist aktuelles Expertenwissen zu 
Pumpen und Heizungsanlagen als System gewährleistet. 

•	 Die wissenschaftliche Begleitung sorgt dafür, dass be
rufspädagogische Erkenntnisse in Aus- und Weiterbil
dungsangebote einfließen. 

•	 Der Mediengestalter ermöglicht die passende multime
diale Gestaltung der Aus- und Weiterbildungsangebote. 

Die Arbeitsgruppe informiert mit dem Internetauftritt 
www.wilo-brain.de über das Netzwerk und bietet interes
sierten Einrichtungen, überwiegend Berufsschulen und 
überbetriebliche Ausbildungsstätten, kostenlos (bis auf die 
Brain-Box) alles an, was auch den Brain-Centern zur Ver
fügung steht. 
Jährliche Netzwerktreffen an wechselnden Brain-Cen
ter-Standorten dienen der Rückschau, der Bilanzierung 
und der Identifizierung von neuen Aufgaben und Vorhaben. 
Diese werden durch die technische Entwicklung sowohl 
der Arbeits- und Geschäftsprozesse als auch der Aus- und 
Weiterbildungsangebote mit den dabei verwendeten Mate
rialien und Medien beeinflusst. So war die Digitalisierung 
der Heizungstechnik das Schwerpunktthema beim Netz
werktreffen 2017. Beim Netzwerktreffen 2016 kam aus 
den Brain-Centern die Anregung, Wilo-Brain auch für Vor
bereitungslehrgänge auf die Meisterprüfung zu erweitern 
und zugänglich zu machen. Dies wird derzeit vorbereitet. 
Das seit über 15 Jahren bestehende Wilo-Brain-Netzwerk 
ist die Bestätigung einer erfolgreichen Zusammenarbeit 
zur praktischen Qualifizierung von Fachkräften im Rah
men der Aus- und Weiterbildung. 
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Kooperation und Vernetzung auf doppeltem Boden
 

Erfahrungen aus dem Kontext der beruflichen Integration von Geflüchteten 

MAREN GAG 
Pädagogische Mitarbeiterin 
im Bereich »Migration und 
Internationale Zusammen­
arbeit« der passage gGmbH, 
Hamburg 

Vor dem Hintergrund langjähriger Netzwerkarbeit im Feld der beruflichen 

Integration von Geflüchteten in Hamburg werden im Beitrag spezifische An­

sätze und Beispiele von Kooperationspraktiken illustriert sowie deren Chan­

cen und Grenzen reflektiert. Bedeutsam sind dabei die Vielfalt der Akteu­

re sowie die unterschiedlichen Ebenen, auf denen sie agieren. Resümiert 

werden Schlussfolgerungen und Fragestellungen für die Weiterentwicklung 

von Kooperationskonzepten und programmatischen Steuerungslogiken, um 

die Wirksamkeit von Vernetzungsstrukturen im Handlungsfeld Berufsbildung 

und Arbeitsmarkt zu verbessern. 

Netzwerkansatz als innovatives Instrument zur 
beruflichen Förderung von Geflüchteten 

Die berufliche Integration von geflüchteten Menschen ist 
seit jeher ein schwieriges Handlungsfeld, in dem es jedoch 
in den letzten Jahren rasante politische und rechtliche Ent­
wicklungen gegeben hat. Die Lebenslagen von Flüchtlin­
gen und Asylsuchenden sind seit Langem durch schwierige 
rechtliche Regelungen bestimmt, die dazu führen, dass 
sie in Wohnunterkünften leben müssen, dass sie wegen 
der Residenzpflicht ihren Aufenthaltsort nicht verlassen 
dürfen und dass der Zugang zu Bildung, Ausbildung und 
Beschäftigung für viele erschwert ist. Erst langsam setzen 
sich Verbesserungen in der Gesetzes- und Verordnungs­
lage durch und der Zugang zu Ausbildung und Beschäfti­
gung wird zunehmend erleichtert (vgl. Integrationsgesetz 
vom 31.07. 2016). Gleichwohl gelten die Verbesserungen 
häufig nur für diejenigen Geflüchteten, die eine sogenann­
te gute Bleibeperspektive haben. 
Zur Stärkung der Bildungsbeteiligung und Arbeitsmarkt­
integration von Zugewanderten wurden in Deutschland 
bedeutsame Erfahrungen mit Netzwerkansätzen gewon­
nen, die durch verschiedene Programme des Bundes ange­
stoßen wurden (vgl. Infokasten). 
Die in diesen Programmen praktizierten Kooperations­
formate basieren auf der Grundannahme, dass mit der 
Vernetzung des regulären Berufsbildungssystems und der 
Ergänzung flexibler, non-formaler und informeller Bil­
dungs- und Beratungsangebote, die durch die Netzwerke 
bereitgestellt werden, Lücken in der Landschaft der Insti­
tutionen geschlossen werden können. Zudem dien(t)en 
die Kooperationsverbünde als Labore für die Entwicklung 

innovativer passgenauer Ansätze, um exkludierte Grup­
pen zu erreichen, und fungier(t)en als Interventionsins­
trumente, um Veränderungsprozesse in bestehenden Sys­
temen sowie in Verwaltung und Politik anzustoßen (vgl. 
Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit 2004). 
Die in den Netzwerken beteiligten Akteure arbeiten an 
manchen Standorten seit mehr als 15 Jahren in einem dy­
namischen Feld sich vermehrender und wandelnder Pro­
gramme, Angebote, Formate und Trägerstrukturen. Hinzu 
kommen veränderte gesetzliche Bestimmungen und deren 
unterschiedliche lokale Umsetzung aufgrund der födera­
len Zuständigkeiten in Bildung, Arbeitsmarktförderung 
und Ordnungspolitik. 
Das Grundprinzip kooperativer Ansätze ist in den jeweili­
gen Programmen im Bund, auf EU-Ebene sowie im globa­
len transnationalen Kontext angelegt. Stichworte wie u. a. 
Nachhaltigkeit und die Verankerung von Querschnittszie­
len (zur Gleichstellung und zum Abbau von Diskriminie­

http://www.esf.de/portal/DE/Foerderperiode-2014-2020/ESF-Programme/bmas/2014-10-21-ESF-Integrationsrichtlinie-Bund.html
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rung) markieren, dass eine ganzheitliche Betrachtung ver­
schiedener Fachpolitiken angestrebt wird, die in der Praxis 
(und auch Forschung) verfolgt werden soll. Insofern ist 
es erforderlich, die traditionellen fachlichen Versäulun­
gen und Steuerungslogiken der beteiligten Institutionen 
(selbst)kritisch in den Blick zu nehmen und interdiszipli­
näre Handlungsstrategien zu entwickeln, um den profes­
sionellen Horizont zu erweitern. Ziel ist es somit, durch 
Wissens- und Methodentransfer das originäre Profil der 
einzelnen Beteiligten weiterzuentwickeln, um am Ende 
eines Kooperationsprozesses eine neue Qualität zuguns­
ten einer erweiterten (transdisziplinären) Ausrichtung zu 
erreichen. Dieses anspruchsvolle Ziel erfordert von den 
Akteuren ein hohes Maß an Bereitschaft und einen langen 
Atem. Es fragt sich also, wie auf dem schwierigen Weg die 
Qualität einer übergreifenden Kooperation am besten gesi­
chert und weiterentwickelt werden kann. 
Der Beitrag gewährt Einsichten in das Netzwerk FLUCHT­
ort Hamburg1 und skizziert Ausschnitte aus der Koopera­
tionspraxis, die auf unterschiedlichen Ebenen angesiedelt 
ist. Dabei werden ermutigende, aber auch herausfordern­
de Faktoren der Zusammenarbeit illustriert. 

Vernetzung auf unterschiedlichen Ebenen am 
Beispiel des Hamburger Projektverbunds 

Im Projektverbund FLUCHTort Hamburg geht es auf ope­
rativer Ebene zunächst darum, das Regelsystem der schuli­
schen Bildung sowie der Arbeitsverwaltung durch weitere 
unterstützende Angebote zu ergänzen. Hierzu haben sich 
Flüchtlingsorganisationen, Bildungs-, Arbeitsmarktträger 
(operative Partner) mit beruflichen Schulen, Wirtschafts­
betrieben, der Arbeitsverwaltung, Fachbehörden sowie 
Kammern und anderen relevanten Akteuren (strategische 
Partner) auf einen integrierten Handlungsansatz verstän­
digt, der sich an den Lebenslagen von Geflüchteten orien­
tiert. Auf Basis differenzierter Kenntnisse zur Lebenswelt 
von Geflüchteten können passgenaue Konzepte entwickelt 
und umgesetzt werden, die an die Lernvoraussetzungen 
der Zielgruppe anknüpfen. Angebote der Beratung, der 
beruflichen Vorbereitung, des Coachings, des sprachli­
chen Trainings sowie der sozialpädagogischen Begleitung 
sind aufeinander bezogen. Sie bieten den Geflüchteten Zu­
gangsmöglichkeiten zu Aus- und Weiterbildung und Arbeit 
– ohne am Übergang von einer Maßnahme in die andere 
verloren zu gehen. Die Wirksamkeit des Netzwerks wurde 
durch wissenschaftliche Begleitforschung untersucht. So 
belegen Studien zu Lebenslagen und Rekonstruktionen 
zahlreicher Bildungsbiografien, dass durch die Kombi­
nation verschiedener Maßnahmen in einem Netzwerk in 

1 Vgl. www.fluchtort-hamburg.de (Stand: 02.02.2018) 

Kooperation mit diversen externen Akteuren junge Flücht­
linge trotz ihrer erschwerten Lebenslagen eine Ausbildung 
erfolgreich durchlaufen (vgl. Schroeder 2014). Doch 
was genau sind die Erfolgsbedingungen? 
Aus der Netzwerkforschung ist bekannt, dass die Arbeit in 
Verbünden an sich noch lange keinen Zuwachs an Effizienz 
und Qualitätssteigerung garantiert. Es muss vielmehr ge­
lingen, funktionsfähige Strukturen und eine Arbeitskultur 
zu entwickeln, die garantieren, dass Zielvereinbarungen 
eingehalten und Grundlagen für eine vertrauensvolle Zu­
sammenarbeit geschaffen werden (vgl. Miller 2005). Im 
Rahmen der Netzwerksteuerung geht es darum, die Grat­
wanderung zwischen den formal organisierten Einzelinte­
ressen der Träger und den übergeordneten Zielen des Netz­
werks zu bewältigen. 
Für den Projektverbund Hamburg verdeutlicht die Ab­
bildung, dass die Kooperation und Vernetzung zwischen 
Akteuren unterschiedlichen Typs Bestandteil eines um­
fassend angelegten Arbeitsbündnisses ist, das vielfältige 
Netzwerkelemente und Aktionsfelder miteinander ver­
knüpft. Durch diese Organisationsform können besondere 
Wirkungen erzielt werden (vgl. Gag 2014). Interventionen 
durch die Akteure erfolgen auf unterschiedlichen Ebenen: 
Im operativen Beratungsalltag kann es beispielsweise er­
forderlich sein, im Einzelfall die Kooperation oder auch 
konfliktreiche Auseinandersetzung mit der Ausländerbe­
hörde zu suchen, um aufenthaltsrechtliche Fragen zu klä­
ren, damit eine Beschäftigungserlaubnis erteilt wird und 
die Einmündung in Ausbildung möglichst reibungslos er­
folgen kann. 
Gleichzeitig wirkt das Netzwerk mit seinen Aktivitäten 
aber auch strukturpolitisch in ausgewählten Politik- und 
Handlungsfeldern. Damit ist das Ziel verbunden, Hürden 
abzubauen, vernachlässigte Arbeitsfelder sichtbar zu ma­
chen und auch Vorschläge zur Umgestaltung bestehender 
Bildungs- und Arbeitsförderungssysteme zu unterbreiten, 
so z. B. zu adressatengerechten Beratungsansätzen, zur 
Unterrichtsgestaltung in der Berufsvorbereitung, zur Ge­
staltung betrieblicher Lernorte etc. 
Das im Rahmen von wissenschaftlichen Begleitstudien 
angesammelte Wissen zur Lebenswelt der Geflüchteten 
und die praktische Erfahrung aus der pädagogischen Ar­
beit mit ihnen bildet ein bedeutsames Fundament für die 
professionspolitische Ebene, bspw. bei der Fortbildung von 
Fachkräften. Zudem wird es für den Dialog mit Verwaltung, 
Politik und Wirtschaft genutzt, um Teilhabechancen und 
-grenzen für Geflüchtete auf strukturpolitischer Ebene zu 
thematisieren und Vorschläge zur Verdichtung von Bil­
dungsangeboten zu unterbreiten. 
Die Beziehungen zwischen den Akteuren sind vor allem 
durch den Modus der Verhandlung geprägt; dabei geht es 
darum, das über die Praxis erworbene Wissen in den öf­
fentlichen Diskurs zu transportieren. Ziel ist es, sich gegen­

http:www.fluchtort-hamburg.de
http://www.fluchtort-hamburg.de
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seitig zu beeinflussen und zu unterstützen, um Exklusions­
mechanismen im Regelsystem der Beratung, Beschulung 
oder Vermittlung in Ausbildung und Arbeit zu überwinden. 
Die Effekte der Netzwerkarbeit erzielen dann ihre Wirkung, 
wenn es gelingt, am Ende des gemeinsamen Verhandlungs­
prozesses eine Win-win-Situation herzustellen, die für alle 
Beteiligten eine Verbesserung der Situation erreicht. So­
mit sind Netzwerke »eine spezifische Form des ›Regierens‹, 
denn durch die Vernetzung vielfältiger zivilgesellschaftli­
cher Akteure können potenziell innovative und effektive 
Politikergebnisse produziert werden« (Baumgarten/La­
husen 2006, S. 178). 

Ohne die Betriebe geht es nicht! 

Im Berufsbildungsdiskurs ist es Konsens, dass für die Ge­
winnung betrieblicher Lernorte die Vernetzung mit so­
genannten Echtbetrieben von größter Bedeutung ist (vgl. 
Oberth/Zeller/Krings 2006). Der Bildungsort Betrieb 
bietet insbesondere benachteiligten Jugendlichen entspre­
chende Fördermöglichkeiten, weil sie durch praktische An­
leitung Schritt für Schritt an die Normalität betrieblicher 
Strukturen herangeführt werden; durch die Zusammenar­
beit mit anderen Beschäftigten lernen sie nicht nur Team­
arbeit, der Austausch bietet immer wieder Sprachanlässe, 
die dazu beitragen, ihre Deutschkenntnisse zu verbessern. 
Zudem bietet sich für die jungen Geflüchteten die Möglich­
keit, bereits erworbene Kompetenzen – aus Herkunftsland 
oder Migrationsprozess – sichtbar zu machen. Das ist für 
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das Ausbildungspersonal im Betrieb nicht selten das ent­
scheidende Kriterium für die Übernahme in ein Ausbil­
dungsverhältnis. 
Da bei der Vermittlung in Ausbildung durch FLUCHTort 
Hamburg überwiegend duale Ausbildungsverhältnisse 
angestrebt werden, wurde ein umfangreicher Pool von Be­
triebskontakten aufgebaut. Die Wirtschaftsbetriebe, die im 
Laufe der Zeit für die Zusammenarbeit gewonnen wurden, 
haben sehr früh erkannt, dass es eine Bereicherung für den 
Betrieb sein kann, auch Flüchtlinge und Asylsuchende aus­
zubilden und zu beschäftigen. Über die persönlichen Kon­
takte haben sie in ihrem Betrieb erfahren, dass die Mehr­
heit der Flüchtlinge in Deutschland besonders motivierte 
Praktikantinnen und Praktikanten, Auszubildende und Be­
schäftigte sind und häufig auch schon wichtige Erfahrun­
gen und grundlegende persönliche Kompetenzen aus ihren 
Herkunftsländern oder von ihrem Fluchtweg mitbringen. 
Zudem schätzen die Betriebe das Netzwerk, weil es ihnen 
eine bedeutsame Servicefunktion bietet, so z. B. bei der 
Auswahl und Vermittlung von Bewerberinnen und Bewer­
bern, durch die Unterstützung bei ausländerrechtlichen 
Verfahren oder auch durch Moderation bei Konfliktfällen 
und interkulturellen Missverständnissen im Ausbildungs­
verlauf. 

Eine solide Kooperationskultur mit Betrieben bietet bspw. 
auch die Chance, durch gemeinsame Anstrengungen von 
Netzwerkakteuren und Ausbildungsbeauftragten des Un­
ternehmens Anforderungen an die Gestaltung lernförder­
licher Bildungssettings im Betrieb zu thematisieren und 
langfristig zu fördern. Auf diese Weise könnten in Zukunft 
das anwendungsbezogene Lernen sowie der Zugang zu 
neuen Medien und Technologien am Arbeitsplatz für die 
jungen Geflüchteten noch passgenauer umgesetzt werden. 
Zudem lassen sich neue Gestaltungsformen adressatenge­
rechter Unterstützungsmaßnahmen am Lernort Betrieb er­
proben, die durch überbetriebliche Formate auch kleinen 
Handwerksbetrieben Lösungen bieten, z. B. zur Verbin­
dung von Spracherwerb (Fachsprache und Kommunika­
tion am Arbeitsplatz) und fachlichem Lernen. 

Herausforderungen an Programmsteuerung 
bleiben 

Die hier geschilderte Netzwerkpraxis, die eine Passge­
nauigkeit der pädagogischen Konzepte, das gleichzeitige 
Agieren an den Schnittstellen zum Regelsystem sowie das 
Setzen von Impulsen auf strukturpolitischer Ebene ver­
eint, ist aufgrund der Abhängigkeit von Projektförderung 
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jedoch nur bedingt verstetigt. Anlässlich der Zuwande­
rungsströme in den Jahren 2015/16 haben Entscheidungs­
träger/-innen in Politik und Verwaltung erkannt, dass die 
Aufnahme von Geflüchteten nur unter Beteiligung einer 
Vielzahl staatlicher und nicht staatlicher Akteure zu be­
wältigen ist. Durch enorme Solidaritätsbewegungen in der 
Zivilgesellschaft sind allerorten Hilfesysteme entstanden, 
die staatlich finanzierte Maßnahmen ergänzen, aber auch 
neue Schnittstellen generieren. Somit wird die Koordinie­
rung von Bildungsangeboten in Zukunft unter kommuna­
ler Verantwortung zunehmend bedeutsamer: Durch die 
Öffnung bestehender Programme bzw. die Bereitstellung 
neuer Maßnahmen für Geflüchtete entstehen erweiterte 
Partizipationsmöglichkeiten. Dies geschieht u. a. im Rah­
men der Umsetzung spezieller Brückenmaßnahmen z. B. 
unter der Regie der Arbeitsverwaltung in Kooperation mit 
beruflichen Schulen oder auch durch die Einrichtung kom­
munaler »integration points«. Ansätze aus Hamburg2 und 
Stuttgart (vgl. Stürner 2017) zeigen, dass neue Akteure 
ins Spiel kommen und demzufolge erweiterte Formate stra­
tegischer Allianzen entstehen. Die weiteren Ansatzpunkte 
und entstandenen Stellen erfordern eine Verknüpfung mit 
bestehenden Netzwerken und Kooperationsstrukturen. 
Auf der Basis bestehender Kooperationserfahrungen mit 

Akteuren verschiedenster Bereiche und Ebenen kann die 
kommunale Steuerung gewinnbringend umgesetzt wer­
den, zumal die Integration von Geflüchteten z. B. in Stutt­
gart eine Katalysatorwirkung entfalten soll, die auf eine 
verbesserte gesamtgesellschaftliche Entwicklung abzielt 
(vgl. Stürner 2017), um die Teilhabegerechtigkeit für 
alle zu verbessern. Im Zuge dieser Öffnungsprozesse sind 
alte und neue Akteure mit erheblichen Herausforderungen 
konfrontiert, die Kooperationssysteme »auf Augenhöhe« 
zu betreiben. Dabei kommt es darauf an, wie die staatli­
chen Akteure ihre hoheitlichen Aufgaben wahrnehmen 
und wie es gelingt, diese Kooperation unter den Vorzei­
chen von Wettbewerb (nicht nur) unter den nicht staatli­
chen Trägern und der entsprechenden Abhängigkeit von 
finanzieller Förderung zu gestalten. Partizipative Formen 
der Zusammenarbeit werden somit durch hierarchische 
Steuerungslogiken und das Ringen um die Deutungsho­
heit bezüglich der »richtigen« Konzepte erheblich auf die 
Probe gestellt. Bedeutsam ist hier, dass die Ressourcen und 
das Wissen der »schwächeren« Akteure – nicht staatliche, 
Migrantenselbstorganisationen und Ehrenamtliche sowie 
Geflüchtete – im Gestaltungsprozess nicht an Einfluss ver­
lieren. Denn: Schließlich lautet die Aufgabe, ein Bildungs- 
und Beschäftigungskonzept zu entwickeln, das sich an den 
heterogenen Bildungsbedarfen der Geflüchteten ausrichtet 
und auf der Basis multipler Expertisen Vorschläge zu einer 
nachhaltigen Flexibilisierung des bestehenden Berufsbil­
dungssystems unterbreitet und umsetzt. s

 2 Vgl. W.I.R. work and integration for refugees in Hamburg, 

www.hamburg.de/wir/programm (Stand: 02.02.2018) 
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Kooperation heißt Brücken bauen 

Aufgaben der KAUSA Servicestellen bei der Erstellung eines regionalen 
Handlungsplans 

ANNE GÖRGEN-ENGELS 
Wiss. Mitarbeiterin in der Koordinierungsstelle 
Ausbildung und Migration (KAUSA), JOBSTARTER 
beim BIBB 

YVONNE SALEWSKI 
Projektleiterin der KAUSA Servicestelle Region 
Hannover, Ausbildung im Verbund pro regio e.V. 

Um regionale Unterstützungsstrukturen zum Thema  

»Ausbildung und Migration« aufzubauen, entwickeln  

die KAUSA Servicestellen regionale Handlungspläne. Ihr  

Vorgehen ist dabei abhängig von den jeweiligen regio­  

nalen Gegebenheiten. Am Beispiel der KAUSA Service

stelle Region Hannover wird aufgezeigt, wie eine unter

nehmensorientierte strategische Netzwerkarbeit initiiert  

und gemeinsame Planungen angeschoben werden. 

Regionaler Handlungsplan der KAUSA Service­  
stellen 

Mit den bundesweit 31 KAUSA Servicestellen werden der 
Aufbau und die Umsetzung von regionalen Koordinie
rungs-, Informations- und Beratungsstrukturen im Kon
text »Ausbildung und Migration« gefördert. Sie verfolgen 
das Ziel, junge Geflüchtete, Jugendliche mit Migrations
hintergrund und deren Eltern in allen Fragen zur dualen 
Ausbildung zu beraten und die Ausbildungsaktivitäten von 
migrantengeführten kleinen und mittleren Unternehmen 
(KMU) langfristig zu steigern. Gemeinsam mit Kommunen, 
Wirtschaftsverbänden, Institutionen der Berufsbildung,
Migrantenorganisationen und Elternvereinen bauen sie 
dafür in ihrer jeweiligen Region migrationsspezifische Un
terstützungsstrukturen auf. Dabei fordern sich stetig ver
ändernde Rahmenbedingungen flexible Instrumente und 
Wege zur Bildung von tragfähigen regionalen Strukturen. 
Eines dieser Instrumente ist der regionale Handlungsplan 
zur Erhöhung der Ausbildungsbeteiligung von Migrantin
nen und Migranten, den die KAUSA Servicestellen unter 
Beteiligung aller relevanten Akteure entwickeln. Grund
lage ist eine strategische Netzwerkarbeit. Ausbildung und 
Migration wird als gemeinsames Thema in bereits beste
hende Netzwerke platziert oder ein neues Netzwerk mit 
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diesem Schwerpunkt wird gegründet. Die Mitarbeit an 
einem regionalen Integrationskonzept kann dabei ebenso 
zielführend sein wie die Entwicklung eines neuen regiona­
len Handlungsplans. Auf diese Weise fördern die KAUSA 
Servicestellen den fokussierten Austausch und die Verzah­
nung verschiedener Bildungsakteure, um gemeinsam die 
regionale Bildungslandschaft zu gestalten. 

Ausbildung und Migration als strukturbildendes 
Thema in der Region Hannover 

Die Region Hannover umfasst die Landeshauptstadt 
Hannover und 20 weitere angrenzende Kommunen und 
Städte. Schon vor Einrichtung der KAUSA Servicestelle 
wurde durch die Region Hannover 2016 ein gemeinsames 
Integrationskonzept für die gesamte Region Hannover 
vorgelegt (vgl. Region Hannover 2016, S. 39 ff.). Bereits 
hier ist verankert, dass die Teilhabe von Migrantinnen und 
Migranten am Arbeitsleben sowohl durch zielgruppen­
spezifische Angebote als auch durch Unterstützungsan­
gebote für Unternehmen gefördert werden soll. Mit dem 
Flüchtlingszuzug ist der Bedarf an entsprechenden Ange­
boten gewachsen und damit verbunden eine neue Partner- 
und Projektvielfalt entstanden. Ausbildung und Migration 
wurde in der Region Hannover folglich zum Querschnitts­
thema vieler bestehender Netzwerke mit jeweils eigenen 
Zielsetzungen, Kommunikations- und Arbeitsformen. 
Die Servicestelle Region Hannover ist bei dem kammer- 
und kommunenübergreifenden gemeinnützigen Verein 
Ausbildung im Verbund pro regio e.V. angesiedelt. Kernar­
beit des Vereins ist die Beratung und Unterstützung von 
KMU in Ausbildungsfragen sowie die Entwicklung von Pro­
jekten mit Unternehmen, Schulen und Bildungsträgern zur 
Gewinnung von Jugendlichen für die duale Ausbildung. 
Die KAUSA Servicestelle verortet sich im Kontext der viel­
fältigen Partner und knüpft damit an das Integrationskon­
zept der Region an. Sie agiert aus dieser Position heraus 
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vorrangig als Brückenbauer, Türöffner und Botschafter 
zwischen den unterschiedlichen gewachsenen und sich 
wandelnden Netzwerken. So werden beispielsweise Be­
triebe bei lokalen Ausbilder-Frühstücken über migrations­
relevante Themen informiert. Die betrieblichen Interessen 
transportiert die KAUSA Servicestelle wiederum in das 
lokale Netzwerk »Arbeitsmarktintegration«. Schließlich ist 
es ihre Aufgabe, die bereits vorhandenen Angebote zu ver­
zahnen und bedarfsgerecht zu ergänzen oder zu erweitern, 
um Konkurrenz und Doppelstrukturen zu vermeiden. 

Regionaler Handlungsplan als Gemeinschafts­
aufgabe 

Auf Basis der Erfahrungen in den verschiedenen Netzwer­
ken und der eigenen Kernkompetenzen konzentriert sich 
die KAUSA Servicestelle Region Hannover bei der Ent­
wicklung eines Handlungsplans auf die Zusammenarbeit 
mit unternehmensorientierten Kooperationspartnern. Ziel 
ist es, den Handlungsplan im Kreis der Kammern, der Ar­
beitgeberservices von Agentur für Arbeit und Jobcenter 
sowie der regionalen und den lokalen Wirtschaftsförde­
rungen zu verorten. Davon ausgehend soll der Austausch 
zwischen migrationsbezogenen, lokalen und branchenbe­
zogenen Netzwerken gestärkt oder neu etabliert werden. 
Angestrebt wird, die Angebote der Regelinstitutionen auf 
Migrationssensibilität zu überprüfen und ggf. zu ergänzen. 
Um eine kooperative Umsetzung zu ermöglichen, fließen 
die unterschiedlichen Perspektiven und Zielsetzungen 
der Netzwerkpartner in die Entwicklung der Angebote ein. 
Bei der modellhaften Entwicklung von gemeinsamen Bil­

dungsangeboten und Veranstaltungsformaten geht es so­
wohl um eine strukturelle Verortung bei den Partnern als 
auch um den Aufbau einer vertrauensvollen Zusammenar­
beit. Beispiele sind ein Azubi-Speeddating mit der Hand­
werkskammer mit zusätzlichen Unterstützungsangeboten 
zur Vorbereitung für Jugendliche mit Migrations- und 
Fluchthintergrund und ein regelmäßiges Dialogforum für 
Betriebe mit der Wirtschaftsförderung der Region Hanno­
ver zu Fragen der Ausbildung von Geflüchteten. 
Weitere Schritte auf dem Weg zum Handlungsplan sind 
eine Veranstaltung aller Akteure zum Thema »Ausbildung 
und Migration« zur Bekanntmachung des gemeinsamen 
Vorhabens. Fertiggestellt und verabschiedet wird der regio­
nale Handlungsplan 2019 zum Ende der Förderung der 
KAUSA Servicestelle mit dem Auftrag an die Akteure, das 
Geplante nachhaltig in der Region zu verankern. 

Chancen und Herausforderungen 

Gelingt die Zusammenarbeit mit den vielfältigen Part­
nern auf der operativen Ebene bereits sehr gut, besteht auf 
der institutionellen Ebene noch Handlungsbedarf für die 
KAUSA Servicestelle Region Hannover: Angesiedelt bei 
einem kleinen Träger, ist sie als ein temporäres Angebot 
nicht strukturell im Regelangebot oder bei einer der Re­
gelinstitutionen in der Region Hannover verankert. Dies 
führt beispielsweise dazu, dass die Servicestelle nicht im­
mer auf Augenhöhe mit den weiteren Akteuren bei Ent­
scheidungsprozessen agieren kann. Unterstützend für ihre 
Arbeit könnte eine Anbindung des Trägers an eine der un­
ternehmensorientierten Institutionen sein. Die große Stär­
ke des kleinen Trägers besteht jedoch darin, dass er sehr 
flexibel und schnell auf regionale Bedarfe reagieren und 
institutionenunabhängig Perspektiven einbringen kann. 
Der Träger und damit auch die KAUSA Servicestelle Re­
gion Hannover ist zudem in den verschiedenen Netzwerken 
und bei den Partnern bekannt und anerkannt. Aus dieser 
Position kann sie die Angebote und Bedarfe der verschie­
denen Partner zum Thema »Ausbildung und Migration« 
erfassen, verknüpfen und sich in die Fortschreibung des 
regionalen Handlungsplans einbringen. Das Gewicht und 
die Akzeptanz des Trägers einer KAUSA Servicestelle in 
der regionalen Akteurlandschaft sind somit entscheidende 
Faktoren dafür, wie die Entwicklung und Umsetzung eines 
regionalen Handlungsplans gelingt. s
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Viele Studienmodelle des dualen Studiums haben den Nachteil, dass die Stu­

dierenden nur vergleichsweise kurze Zeiträume von vier Wochen bis maximal 

drei Monate am Stück im Unternehmen verbringen. Außerdem ist die inhalt­

liche Verzahnung von Theorie im Studium und in der Praxis bzw. Ausbildung 

im Unternehmen nicht immer optimal möglich. Um diese Nachteile auszu­

gleichen, wurde mit dem Studienmodell des Bachelor-Studiengangs Systems 

Engineering ein Teilzeitstudienmodell mit digitalen Lehrmodellen und unter­

nehmensbezogenen Projekten entworfen. Im Beitrag wird das Studienmodell 

vorgestellt und aufgezeigt, wie die Interessen der beteiligten Kooperations­

partner bei der Entwicklung und Umsetzung Eingang finden. 

Aktuelle duale Studienmodelle 

Praxisorientiertes Studieren an Hochschulen für ange­
wandte Wissenschaften (HAW) ist seit Langem erfolgreich 
und wird seit etwa zehn Jahren insbesondere durch duale 
Studienmodelle ergänzt. Aktuell gibt es 1.592 duale Stu­
diengänge im Bereich der Erstausbildung. Die Zahl der 
Studierenden in Deutschland in dualen Studiengängen ist 
von 40.982 im Jahr 2004 auf über 100.000 im Jahr 2016 
gestiegen (vgl. BIBB 2017, S. 209, 213). Beim dualen Stu­
dium kooperieren Hochschulen und Unternehmen, um 
den Studierenden einen möglichst frühen Einblick ins Be­
rufsleben zu ermöglichen und damit eine noch praxisnähe­
re Ausbildung der Studierenden zu realisieren. Das duale 
Studium gibt es in unterschiedlichen Ausprägungen. 
Im Rahmen der Initiative hochschule dual (vgl. Infokasten) 
werden zwei Formen des dualen Studiums in Bayern ange­
boten: das Studium mit vertiefter Praxis und das Verbund­
studium. Beim Studium mit vertiefter Praxis durchlaufen 
die Studierenden die Praktika während der vorlesungsfrei­
en Zeiten sowie während des Praxissemesters im Partner­
unternehmen. Im Verbundstudium wird eine berufliche 
Ausbildung im Betrieb mit dem Studium gekoppelt. Dabei 
verbringen die Studierenden das erste Jahr der Ausbil­
dungszeit komplett im Unternehmen und absolvieren dort 
das erste Ausbildungsjahr. Danach beginnt sie/er ein Stu­
dium an der Hochschule und führt die Berufsausbildung 
in vorlesungsfreien Zeiten und im Praxissemester weiter. 

Nach Ende des Studiums verfügen die Absolventinnen und 
Absolventen über eine Doppelqualifikation: einen IHK/ 
HWK-geprüften Berufsabschluss und einen Bachelorab­
schluss. Sie verfügen somit nicht nur über hervorragende 
Kenntnisse der beruflichen Basis ihres Fachgebiets, son­
dern können mit ihrem akademischen Abschluss hochqua­
lifizierte Aufgaben im Betrieb übernehmen. 
In Baden-Württemberg hat sich seit 2009 das Modell der 
Dualen Hochschule Baden-Württemberg (DHBW) eta­
bliert. Dieses aus den Berufsakademien hervorgegangene 
Modell kombiniert blockweise Aufenthaltszeiten von Stu­
dierenden in Unternehmen mit entsprechenden Blockzei­
ten, in denen an Standorten der Hochschule studiert wird. 
Beide Zeiten sind inhaltlich aufeinander abgestimmt und 
dauern jeweils circa drei Monate. 
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Die genannten Modelle haben den Nachteil, dass die Auf­
enthaltsdauer der Studierenden in den Unternehmen 
während des Studiums immer auf maximal drei Monate 
begrenzt ist. Durch diese kurzen Zeiten können Studieren­
de nicht sinnvoll in länger laufende Projekte eingebunden 
werden, wodurch sowohl für Unternehmen als auch für 
Studierende erhebliche Nachteile entstehen. Außerdem 
leidet die inhaltliche Verzahnung von akademischer Lehre 
und Praxis im Unternehmen. 

Studienmodell des Projekts Digital und Regional 

Im Rahmen des 2014 von der Bayerischen Staatsregie­
rung initiierten Struktur- und Regionalisierungskonzepts 
»Partnerschaft Hochschule und Region« haben die schwä­
bischen Hochschulen Augsburg, Kempten und Neu-Ulm 
ein neues gemeinsames Konzept für die Region Baye­
risch-Schwaben entwickelt. Sowohl bei der konzeptionel­
len als auch bei der inhaltlichen Entwicklung des Studien­
gangs wurden die Unternehmen der Region im Rahmen 
von Workshops eingebunden. Bei der Erarbeitung des Stu­
dienmodells wurde insbesondere der Aspekt berücksich­
tigt, dass Firmen, die nicht in Ballungszentren angesiedelt 
sind, nach eigener Aussage häufig Arbeitskräfte, die sich 
über ein Studium weiterqualifizieren, an Firmen verlieren, 
die in der Nähe des Studienorts und damit in einem Bal­
lungszentrum liegen. Mit zwei Lernorten in Memmingen 
bzw. Nördlingen (Donau-Ries) sollte diesem Trend entge­
gengewirkt werden. 
Das Konzept baut auf einem Teilzeitstudiengangmodell 
mit 20 CP/Semester (ECTS) auf, in dem ein hoher Anteil 
der Lehre als digitaler Inhalt angeboten wird. Dadurch ist 
es möglich, die Präsenz an den Lernzentren Memmingen 
bzw. Nördlingen (Donau-Ries) auf zwei Tage in der Woche 
zu beschränken (vgl. Abb. 1). Vorrangiges Ziel des Studien­
konzepts ist es, die Studieninteressierten in der Region zu 
halten, sie eng an die Unternehmen zu binden, ihnen eine 

qualitativ hochwertige Ausbildung zu bieten und ihnen 
eine ihren Talenten und Neigungen entsprechende Profil­
bildung zu ermöglichen. 
Die Konzeption als Teilzeitstudiengang ermöglicht die fle­
xible Einbindung der Unternehmen vor Ort. Im Regelfall 
sind die Studierenden während der Vorlesungszeit drei 
Tage je Woche im Unternehmen anwesend, in der vorle­
sungsfreien Zeit die gesamte Woche. Die Studienphase um­
fasst zwei Tage in Präsenzform vor Ort an den Lernorten in 
Memmingen und Nördlingen und damit in Betriebsnähe. 
Die E-Learning-Angebote mittels Learning Management 
System (Moodle), Videokonferenzsystem und Messaging 
System (Telegram) ermöglichen eine strukturierte und 
betreute Vor- und Nachbereitung der Präsenzphasen, eine 
Vertiefung von Inhalten oder einen bei Bedarf notwendi­
gen Grundlagenaufbau. Damit wird die Integration des 
Studiums in den Alltag der Lernenden sowie eine individu­
alisierbare Ablaufplanung und Durchführung für die Do­
zierenden erleichtert. Mithilfe der didaktischen Methode 
des Flipped Classroom können sich die Studierenden mit 
digitalen Medien selbstständig daheim oder an beliebigen 
Orten die Inhalte aneignen, die in der Gruppe während der 
Übung aufgearbeitet werden. Den Dozierenden ermöglicht 
diese Methode, individuell in den Übungen an den Prä­
senztagen auf die Belange der Studierenden einzugehen. 
Den Studierenden wird damit die Möglichkeit eröffnet, 
ein Studium parallel zu ihrem Berufs- und Familienleben 
zu realisieren, ohne dass dies zu einer zu hohen Belastung 
führt. 
Auf ein reines E-Learning-Konzept wurde bewusst verzich­
tet, da durch die Präsenzphasen vor Ort eine Gruppenbin­
dung und -dynamik entsteht, die die Abbrecherquote, die 
bei reinen E-Learning-Angeboten extrem hoch ist, reduzie­
ren soll. Darüber hinaus ist auch der persönliche Kontakt 
zwischen Studierenden und Dozentinnen und Dozenten 
wichtig, um eine individuelle Förderung der einzelnen 
Studierenden, die auch durch die heterogenen Lernbiogra­
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fien der Studierenden erforderlich ist, zu realisieren. Hier 
erweist sich die Kombination aus digitaler Lehre, durch die 
einzelne Inhalte gezielt wiederholt abgerufen werden kön­
nen, und persönlicher Rückkopplung als ideal. 

Studiengang Systems Engineering 

In der Wirtschaft deutet sich derzeit ein Wandel an: Die 
digitalisierte Produktion, das Internet der Dinge und die 
Flexibilisierung der Arbeitsplätze verlangen nach interdis­
ziplinären Kompetenzen. Die Vernetzung verschiedener 
Akteure zur Optimierung der Prozesse ist Voraussetzung 
für einen effizienten Umgang mit knapper werdenden Res­
sourcen und einer stärkeren Individualisierung der Pro­
dukte, aber auch der Lebenswege der Menschen. Der Ba­
chelor-Studiengang Systems Engineering, der an den drei 
Hochschulen in Augsburg, Kempten und Neu-Ulm belegt 
werden kann, wurde inhaltlich auf diese Veränderungen 
und die Bedürfnisse der in den Regionen angesiedelten 
Industrieunternehmen ausgerichtet. Mit einer Kombina­
tion aus Ingenieurwissenschaften und Informatik verfolgt 
der Studiengang das Ziel, die Absolventinnen und Absol­
venten optimal auf die Anforderungen der Digitalisierung 
in der Industrie vorzubereiten. Dafür werden einerseits 
ingenieurtechnische Inhalte wie Mechanik, Konstruktion, 
Werkstoffkunde, Elektrotechnik, Regelungstechnik und 
Automatisierungstechnik gelehrt. Andererseits werden 
auch umfangreiche Informatikkompetenzen wie Program­
mierung, Netzwerke und Datenkommunikation, »Sichere 
Industriesysteme«, »Verteilte Systeme« und »Grundlagen 
Industrie 4.0« vermittelt. Dadurch erhalten die Studieren­
den die notwendigen Kompetenzen, um in den Firmen als 
Fach- und Führungskräfte die anstehenden Schritte für die 
Digitalisierung voranzutreiben und somit die Zukunft des 
Unternehmens zu sichern. Das Konzept besteht aus vier 
Bausteinen (vgl. Abb. 2). 
Eine Orientierungsphase (1.–4. Semester) bietet eine brei­
te Ausbildung in ingenieurwissenschaftlichen Grundla­
gen sowie eine Stärkung von Schlüsselkompetenzen, wie 

beispielsweise Projektmanagement, Teamarbeit oder Prä
sentationstechnik. Dabei handelt es sich um ein Basisstu
dium der technikorientierten Domäne MINT als allgemei
nes Ingenieurstudium. Dieses deckt sich mit dem Bedarf 
der regionalen Arbeitgeber und bietet der studentischen 
Zielgruppe gleichzeitig fachinhaltliche Wahl- und Spezia­  
lisierungsmöglichkeiten. Die Orientierungsphase ist ge
kennzeichnet durch hohe Präsenz in den Unternehmen, 
individuelle Lernphasen mit digitalen Lehr- und Lernange
boten, eine intensive persönliche Betreuung im Lernraum 
und persönliche Netzwerkbildung durch gemeinsame Pro
jekt- und Übungsarbeiten vor Ort. 
An die Orientierungsphase schließt sich eine Vertiefungs­
phase zur Thematik Industrie 4.0 an (5.–8. Semester). Sie 
beinhaltet ebenfalls einen hohen Präsenzanteil in den je
weiligen Unternehmen, sodass die Lerninhalte direkt im 
Unternehmen angewendet werden können. Im Gegensatz 
zu anderen Studienmodellen mit hohem Praxisanteil, etwa 
den oben genannten dualen Studienmodellen aus Bayern 
und Baden-Württemberg, in denen die Studierenden je
weils nur für einen geblockten Zeitraum von maximal drei 
Monaten im Unternehmen sind, ist durch die permanente 
Einbindung der Studierenden im Unternehmen auch die 
Mitarbeit in länger laufenden Projekten realisierbar. Un
ternehmensprojekte und Studieninhalte sind so optimal zu 
verzahnen. 
Für die Durchführung des Studiums sind drei unterschied
liche Modelle möglich: 
1. Die Studierenden absolvieren parallel zu ihrem Studium 

eine Ausbildung zum/zur Mechatroniker/-in (IHK). Die 
Inhalte der Berufsausbildung sind mit der IHK Schwa
ben abgestimmt, ebenso die Anwesenheitstage in der 
Berufsschule. Nach zweieinhalb Jahren absolvieren die 
Studierenden ihre Facharbeiterprüfung. Danach sind 
sie weiterhin an drei Tagen in der Woche in den Betrieb 
eingebunden und erweitern ihre praktischen Kennt­  
nisse. 

2. Die Studierenden sind mit Beginn des Studiums als 
Praktikantinnen und Praktikanten in einem Unterneh

­
­
­
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men eingebunden. Damit können sie im Unternehmen 
ein Traineeprogramm durchlaufen und durch die per­
manente Anwesenheit im Unternehmen auch dauerhaft 
in Projekten tätig sein. Durch die – im Vergleich zu her­
kömmlichen Studienmodellen des Studiums mit ver­
tiefter Praxis – erheblich intensivere Einbindung in die 
alltäglichen Abläufe in den Firmen erlangt der/die Stu­
dierende parallel zum Studium viel Praxis-Know-how. 

3. Die Studierenden verfügen schon über einen Techniker- 
oder Meisterabschluss und nutzen das Teilzeitstudium 
mit großem digitalen Lehranteil als Weiterbildungs­
möglichkeit. 

Die parallel zum Studium erarbeiteten praktischen Kennt­
nisse der Studierenden können als Praxissemester aner­
kannt werden, sodass eine Verkürzung der nominellen elf 
Semester Regelstudienzeit auf neun Semester möglich ist. 
Um eine möglichst enge Verbindung von praktischen und 
wissenschaftlichen Inhalten zu erreichen, ist in jedes Se­
mester ein Projektmodul integriert. In diesen Projektmo­
dulen werden die Inhalte der anderen drei theoretischen 
Module des jeweiligen Semesters in einem Projekt kombi­
niert und in kleinen Teams gemeinsam bearbeitet. Dazu 
werden die Aufgaben möglichst praxisnah ausgewählt und 
können auch von den Firmen, aus denen die teilnehmen­
den Studierenden kommen, gestellt werden. 
Die Projektarbeit bietet Studierenden mit unterschiedli­
chem Ausbildungshintergrund die Möglichkeit, mit- und 
voneinander zu lernen. So bringen auf der einen Seite be­
rufserfahrene Facharbeiter/-innen, Techniker/-innen und 
Meister/-innen ihren praktischen Erfahrungshintergrund 
ein, auf der anderen Seite findet das mehr bzw. aktuellere 
theoretische Wissen der Abiturientinnen und Abiturienten 
Eingang. 

Kooperation mit Unternehmen 

Der Erfolg des Studiengangs »Systems Engineering« ba­
siert auf der engen Kooperation mit den Firmen der Re­
gion: Während im ersten Studienjahr 2016/17 27 Studie­
rende den Studiengang belegt haben, sind es im zweiten 
Jahr schon 37. Die meisten wählen das dritte der oben ge­
nannten Modelle und nutzen das Studienmodell als Wei­
terbildungsmaßnahme. Dabei werden die Studierenden 
durch die Firmen unterstützt, indem entsprechende Teil­
zeitarbeitsverträge mit flexiblen Zeitkonten abgeschlossen 
werden. 
Für die aktuell über 50 beteiligten Firmen werden regelmä­
ßig Runde Tische veranstaltet. Bei diesen Veranstaltungen 
werden zum einen Fachvorträge aus dem Umfeld der The­
men des Studiengangs durch externe Spezialistinnen und 
Spezialisten angeboten, zum anderen werden die Rück­
meldungen der Firmen aufgenommen. Mögliche Probleme 

der Studierenden können auf diese Weise frühzeitig iden­
tifiziert und notwendige Anpassungen des Studiengangs 
diskutiert werden. Wie oben bereits erwähnt, spielen die 
Unternehmen auch eine wichtige Rolle bei der Projektar­
beit. Während die Aufgaben für die Projektmodule in den 
ersten beiden Semestern durch die Lehrenden gestellt wer­
den, übernehmen dies danach die Unternehmen. 

Ausblick 

Als Teilzeit-Studiengang bietet Systems Engineering durch 
die Kombination aus digitalen Lerninhalten, integrierten 
praxisbezogenen Projekten und die Kooperation mit Un­
ternehmen ein für die Region passendes Format des dua­
len Studiums. Studierende können damit dauerhaft in Un­
ternehmen arbeiten und parallel dazu studieren. Dadurch 
werden Abwanderungen von Fachkräften aus der Region 
in die Ballungszentren vermieden. Das Konzept wurde 
durch den Verband Deutscher Maschinen- und Anlagen­
bau (VDMA) mit einem Sonderpreis »Bestes Maschinen­
haus 2017« ausgezeichnet. Dabei wurde insbesondere die 
wegweisende Kombination analoger und digitaler Lehr­
formate, das Präsenz- und ortsentfernte Lernen sowie das 
Lernen im Betrieb und an der Hochschule hervorgehoben 
(vgl. Weber/Jaekel 2017). 
Die fortlaufende Qualitätssicherung ist von erheblicher 
Bedeutung für die weitere Entwicklung des Studiengangs, 
insbesondere da die Studierenden eine sehr heterogene 
Gruppe darstellen. Für die Qualitätssicherung werden 
unterschiedliche Werkzeuge eingesetzt. So sind z. B. in 
die digitalen Lektionen Fragen und auch Rückmeldemög­
lichkeiten integriert, um schon während der einzelnen 
Lehrsequenzen zu prüfen, inwieweit die Studierenden die 
angebotenen Inhalte durchdrungen haben. Durch direkte 
Feedback-Schleifen können die Lehrenden einschätzen, 
inwiefern die jeweils eingesetzte Lehrform hilfreich war. 
Sollten Verständnisprobleme auftreten, können die Leh­
renden in der darauffolgenden Übung direkt auf die Pro­
bleme eingehen. 
Das innovative Studienmodell soll zukünftig auch auf an­
dere Studiengänge übertragen werden, für die eine enge 
praxisnahe Einbindung von Studierenden in Unternehmen 
einen hohen Mehrwert erbringt. s
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Drei auf einen Streich 

Ein triales Studium zur Nachwuchskräftegewinnung im Handwerk 

REBECCA HAAG 
Referentin für Studien- und Hochschulfragen, 
Handwerkskammer Düsseldorf 

HARALD SCHOELEN 
Prof. Dr., Prodekan des Fachbereichs 
Wirtschaftswissenschaften, Hochschule 
Niederrhein 

Der anhaltende Akademisierungstrend und der Mangel  

an hochqualifizierten Fach- und Führungskräften stel

len das Handwerk vor große Herausforderungen. Um den  

Bedarf decken zu können, muss das Handwerk durch   

attraktive Angebote (Fach-)Abiturientinnen und -Abitu

rienten stärker als Nachwuchskräfte gewinnen. Der Bei

trag zeigt am Beispiel eines trialen Studiums, wie dies  

durch Kooperation zwischen Handwerk und Hochschule 

gelingen kann. 

Ausgangslage 

Im Bezirk der Handwerkskammer (HWK) Düsseldorf sank 
zwischen 2001 und 2016 die Zahl der neu geschlossenen 
Ausbildungsverhältnisse um fast 25 Prozent. Wesentliche 
Gründe liegen in sinkenden Schülerzahlen und dem Trend 
zur Akademisierung. Die HWK Düsseldorf verzeichnete 
in der Lehrlingsrolle im gleichen Zeitraum einen Anstieg 
bei den Auszubildenden mit Studienberechtigung um  
13 Prozent. Dies passt zur Nachfrage des Handwerks nach 
leistungsstarken Auszubildenden angesichts gestiegener 
technischer Anforderungen und anstehender Betriebsnach
folgen: Im HWK-Bezirk Düsseldorf stehen bis zu 9.000 Un­  
ternehmen in den nächsten fünf Jahren zur Übergabe an. 
Um insbesondere (Fach-)Abiturientinnen und -Abiturien
ten für eine handwerkliche Karriere zu gewinnen, müssen 
Ausbildungsprogramme angeboten werden, die auf den 
Bildungshintergrund und die Karrierewünsche dieses Ad
ressatenkreises zugeschnitten sind. 
Diese Ausgangslage veranlasste 2014 die Kreishandwer
kerschaft Mönchengladbach, auf die Hochschule Nieder
rhein zuzugehen und eine Kooperation zur Nachwuchssi
cherung zu initiieren. Die Hochschule Niederrhein ist in 
der Region ein Wegbereiter dualer Studiengänge mit einer 
über 30-jährigen Tradition im Fachbereich Wirtschafts

­

­

­

­

­

­

­
­
­

­

wissenschaften. Die besonderen Anforderungen einer 
handwerklichen Ausbildung standen aber bis zum Winter
semester 2015/16 nicht im Mittelpunkt. Diese galt es bei 
der Entwicklung des trialen Studiengangs »Handwerks­  
management« zu berücksichtigen. 

Besonderheiten im Handwerk 

Im Handwerk ist die duale Berufsausbildung Basis vieler 
Berufe und bildet das Rückgrat dieses Wirtschaftszweigs. 
Daran anschließende Aufstiegsfortbildungen bieten viel
fältige Entwicklungschancen. Dennoch halten sich Fehl­  
einschätzungen zu Verdienst und Karrieremöglichkeiten 
hartnäckig: Viele sehen im Studium den besseren Einstieg 
ins Berufsleben. Duale Studiengänge, die berufliche und 
akademische Bildung zu einer Einheit verknüpfen, nutzen 
den Akademisierungstrend als Brücke in die berufliche Bil
dung. 
Lernende im Handwerk stehen jedoch vor inhaltlichen und 
organisatorischen Herausforderungen, wenn sie betriebli
che Ausbildung, Überbetriebliche Lehrlingsunterweisung 
(ÜLU), Berufsschulbildung, ein Studium und zudem die 
Meisterprüfung absolvieren wollen: 
•	 Die ÜLU in Lehrwerkstätten ist eine Besonderheit und 

häufig Pflichtbestandteil einer handwerklichen Ausbil
dung. Sie findet blockweise statt und dient unter ande
rem der Sicherstellung eines einheitlichen Ausbildungs
niveaus. Eine Kollision mit den Vorlesungszeiten eines 
ausbildungsbegleitenden Studiums ist in den meisten 
Fällen vorprogrammiert. 

•	 Aus Zeitgründen verzichten dual Studierende häufig auf 
den Besuch der Berufsschule. Zwar gilt die Berufsschul
pflicht nur bis zu einem Alter von 21 Jahren, jedoch ist 
im Fall einer Befreiung der ausbildende Betrieb dafür 
verantwortlich, sämtliche Kenntnisse, die für das Be
stehen der theoretischen Anteile der Gesellen- und Ab
schlussprüfung erforderlich sind, zu vermitteln. In der 
betrieblichen Ausbildungspraxis kann dies erfahrungs
gemäß nur selten geleistet werden. 

­

­

­

­

­
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•	 Als entscheidende Voraussetzung für die Selbstständig­
keit im Handwerk fehlt Absolventinnen und Absolven­
ten eines dualen Studiums zudem noch der Meisterbrief, 
der trotz Lockerung der Meisterpflicht weiterhin in 
41 Gewerken für eine Betriebszulassung notwendig ist. 

Neue Herausforderungen für die Kooperations­
partner 

Zusammen mit der HWK Düsseldorf, regionalen Be­
rufsschulen und der Agentur für Arbeit entwickelte die 
Hochschule Niederrhein ein triales Studienmodell, das 
diese Besonderheiten berücksichtigt und eine handwerk­
liche Ausbildung mit der Meisterfortbildung und einem 
betriebswirtschaftlichen Bachelorstudium (»Handwerks­
management – Betriebswirtschaftslehre«, BHM) verknüpft. 
Die Teilnehmenden entwickeln sich von der Gesellin/vom 
Gesellen über die Meisterin/den Meister zur Spezialis­
tin/zum Spezialisten in ihrem Gewerk und haben nach 
Abschluss des Studiums zugleich umfangreiche betriebs­
wirtschaftliche Kenntnisse, die über die kaufmännischen 
Inhalte der Meisterfortbildung hinausgehen. Dank ihres 
handwerklichen Wissens werden die Absolventinnen und 
Absolventen im Kollegenkreis sowie bei der Kundschaft 

gleichermaßen respektiert. Aufgrund ihrer fundierten 
betriebswirtschaftlichen Fähigkeiten übernehmen sie 
kaufmännische Führungsaufgaben und können z. B. bei 
Verhandlungen mit Banken und Geschäftspartnern auf 
Augenhöhe agieren. Dies sind beste Voraussetzungen, um 
Führungsverantwortung zu übernehmen, sich selbststän­
dig zu machen oder aber die Unternehmensnachfolge in 
einem Handwerksbetrieb anzutreten. 
Ermöglicht wird die Dreifachqualifikation durch ein mit 
der beruflichen Bildung abgestimmtes Vorlesungsangebot, 
welches sich auf das Wochenende konzentriert. Die Stu­
dierenden sind an sechs Tagen in der Woche an das triale 
Studium gebunden, was ein hohes Maß an Motivation und 
Leistungsbereitschaft erfordert. Ein weitgehend freige­
stellter Freitag soll die notwendigen Lernphasen unterstüt­
zen (vgl. Abb.). Nach fünf Jahren (10 Semestern) verfügen 
die Absolventinnen und Absolventen über drei Abschlüsse: 
den Gesellen-, Meister- und Bachelor-Abschluss. 

Netzwerk und Organisation des trialen Studiums 

Zur Konzeption und Durchführung des trialen Studien­
modells haben sich die folgenden Akteure zusammenge­
schlossen: 
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•	 HWK Düsseldorf: Ihr obliegt in der Regel die Prüfungsho
heit für Gesellen- und Meisterprüfungen. Zudem unter
hält sie mit ihrer Akademie eine der größten Weiter
bildungseinrichtungen des Handwerks in Deutschland. 
Sie verfügt über eine Meisterschule mit eigenen Werk
stätten, in denen Fachlehrgänge für 26 Gewerke ange
boten werden. Für viele weitere Gewerke kooperiert sie 
mit anderen Bildungsstätten des Handwerks. 

•	 Kreishandwerkerschaften Mönchengladbach und

Niederrhein: Sie sind wichtige Schnittstellen zu den 
Handwerksbetrieben der Region und verantwortlich für 
Koordinierung und Durchführung der Überbetriebli
chen Lehrlingsunterweisung. 

•	 Kooperierende Berufskollegs:  Sie führen den berufs
schulischen Unterricht während der ersten fünf Semes
ter durch. Zudem werden mit den Berufskollegs die Prü
fungsphasen und -termine abgestimmt. 

•	 Hochschule Niederrhein:  Sie bringt ihre vielfältigen 
Erfahrungen aus den schon lange bestehenden ausbil
dungsintegrierten und berufsbegleitenden Studiengän
gen im Fachbereich Wirtschaftswissenschaften in die 
Konzeption des trialen Studiums ein. 

Der triale Studiengang Handwerksmanagement ist an der 
Hochschule Niederrhein organisatorisch an das berufsbe
gleitende betriebswirtschaftliche Studium (BBS) mit rund 
1.000 Studierenden gekoppelt. Damit lässt sich ein um
fängliches Lehrangebot sicherstellen. Fachkräfte aus der 
Praxis mit Managementerfahrung gerade auch aus dem 
Handwerk werden als Lehrbeauftragte einbezogen. Den 
Lehrbeauftragten stehen modulverantwortliche Professo
rinnen und Professoren zur Seite, um eine Abstimmung 
der Lehrinhalte vor und während des Semesters ebenso 
wie eine Reflexion durch eine turnusmäßige Evaluierung 
zu gewährleisten. Der Fachbereich greift dabei auf ein 
breites Netz an Lehrbeauftragten zurück. Unterstützung 
erfährt der Studiengang durch einen engagierten und breit 
aufgestellten Förderverein mit Unternehmerinnen und Un
ternehmern aus der Region. 
Attraktiv ist das triale Studienmodell auch durch seine 
hohe Flexibilität: Ein Einstieg ins Studium ist ebenso auf 

­
­
­

­
­
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Gesellen- wie Meisterebene möglich. Die Studiengeschwin­
digkeit kann individuell bestimmt und damit den betriebli­
chen oder privaten Bedürfnissen angepasst werden. 
Wichtig für den Erfolg des Modells sind nicht zuletzt kurze 
Kommunikationswege im engen Netzwerk der Koopera­
tionspartner. Diese stimmen sich im vierteljährlichen Tur­
nus und zusätzlich nach Bedarf hinsichtlich Konzeption 
und Weiterentwicklung des Programms ab. 

Entwicklung und Perspektive 

Die Hochschule Niederrhein ist die erste staatliche Hoch­
schule, die einen trialen Studiengang im Fachbereich 
Wirtschaftswissenschaften anbietet. Zum Wintersemester 
2015/16 startete die erste Kohorte mit zwölf Studierenden. 
In den vergangenen zwei Jahren stieg die Zahl der Stu­
dienanfänger/-innen stetig. Insgesamt sind derzeit rund 
50 Studierende im Fach »Handwerksmanagement« ein­
geschrieben. Standen 2015 noch die Ausbildungsberufe 
Tischler/-in und Elektroniker/-in im Mittelpunkt, wurden 
aufgrund des branchenübergreifenden Interesses bereits 
in der ersten Einschreibungsphase alle Gewerke zugelas­
sen. Hierzu zählen bisher beispielweise Anlagenmechani­
ker/-innen, Maler- und Lackierer/-innen sowie Kfz-Mecha­
troniker/-innen. Der Studiengang stößt auch überregional 
auf Interesse: Bereits im ersten Jahrgang schrieben sich 
Auszubildende aus dem Regierungsbezirk Düsseldorf, in­
zwischen auch aus angrenzenden Regionen an der Hoch­
schule ein. 
Das triale Studium steht nicht in direkter Konkurrenz 
zu den klassischen Wegen der dualen Ausbildung im 
Handwerk, zur Meisterfortbildung und zum Studium. Es 
schließt eine konzeptionelle Lücke, da nun die notwendige 
intensive Abstimmung zwischen allen Bildungspartnern 
vom ersten Semester und Ausbildungsjahr an über die Ge­
sellenprüfung hinaus bis zur Meisterprüfung und dem Ba­
chelorabschluss fortlaufend gesichert ist. Darüber hinaus 
bedient es einen dringenden unternehmerischen Bedarf 
und ist eine attraktive Alternative für leistungsstarke Aus­
zubildende. s
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Einführung einer dualen Ausbildung in der Slowakei 

Erste Schritte zu einer stärkeren Kooperation zwischen Schule und Unternehmen 

MARTHE GEIBEN 
Dr., wiss. Mitarbeiterin im Arbeitsbereich 
»Grundsatzfragen der Internationalisierung/ 
Monitoring von Berufsbildungssystemen« 
im BIBB 

ESZTER CSÉPE-BANNERT 
Dr., Geschäftsführerin CorEdu, Leipzig 

In der Slowakei wurde 2015 ein neues Gesetz zur Berufs

bildung verabschiedet, das auch die Einführung einer  

dualen Ausbildung umfasst.1 Es regelt u. a. neue Koope

rationsmöglichkeiten zwischen Staat und Wirtschaft auf 

nationaler Ebene sowie zwischen Schulen und Wirtschaft  

auf regionaler und lokaler Ebene. Im Beitrag werden  

diese Regelungen dargestellt und erste Umsetzungs

erfahrungen am Beispiel der Entwicklung von Ausbil

dungsprogrammen für Schuhmacher/-innen geschildert. 

Kooperation in der dualen Ausbildung in der  
Slowakei 

Die duale Ausbildung in der Slowakei wird durch Ausbil
dungsordnungen auf staatlicher und schulischer Ebene 
geregelt, die sogenannten Ausbildungsprogramme. Die 
staatlichen Ausbildungsprogramme stellen einen Rahmen 
dar, innerhalb dessen eine Schule mit einem Unternehmen 
die Ausbildung gestalten kann. Die konkrete Ausgestaltung 
wird in den schulischen Ausbildungsprogrammen festge
schrieben. Der Anteil des praktischen Lernens im Unter
nehmen muss dabei mindestens 60 Prozent betragen. Auf 
beiden Ebenen agieren unterschiedliche Akteure aus Staat 
und Wirtschaft miteinander, um diese zu entwickeln. 
Die staatlichen Ausbildungsprogramme  werden von Vertre
terinnen und Vertretern der Wirtschaft und der Schulen 
unter Koordinierung des Staatlichen Instituts für die Be
rufsbildung (ŠIOV), einer dem Bildungsministerium nach
geordneten Institution (ähnlich dem BIBB), entwickelt. Zu 
diesem Zweck beruft das ŠIOV eine Kommission ein, in 

­

­

­
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1 Zákon č. 61/2015 Z. z. o odbornom vzdelávaní a príprave a o zmene a 

doplnení niektorých zákonov, ktorý o. i. ustanovuje systém duálneho 

vzdelávania; englische Fassung: www.minedu.sk/data/att/9244.pdf 

(Stand: 31.01.2018) 

der Vertreter/-innen von Schulen und Unternehmen sowie 
dem Dachverband der slowakischen Kammern bzw. der 
entsprechenden Branchenverbände das staatliche Ausbil­
dungsprogramm entwickeln. Das ŠIOV übernimmt dabei 
neben der koordinierenden Aufgabe auch die formale und 
rechtliche Prüfung der entwickelten Ausbildungsprogram­
me. Die inhaltliche Erarbeitung erfolgt durch die Vertre­
ter/-innen der Praxis. Abschließend werden die staatli­
chen Ausbildungsprogramme vom Bildungsministerium 
verabschiedet. 
Die schulischen Ausbildungsprogramme werden zwischen 
einer Schule und einem oder mehreren kooperierenden 
Unternehmen entwickelt. In diesem Programm können lo­
kale Besonderheiten und Bedarfe des Unternehmens durch 
eine Veränderung des staatlichen Ausbildungsprogramms 
von bis zu 30 Prozent berücksichtigt werden. Die meist bi­
lateral entwickelten schulischen Ausbildungsprogramme 
werden von den regionalen Kammern überprüft. Schwer­
punkt ist dabei, ob das schulische dem staatlichen Ausbil­
dungsprogramm inhaltlich entspricht und dem regionalen 
Arbeitsmarktbedarf Rechnung trägt. Auch überprüft die 
Kammer die Stimmigkeit zwischen den Aufgaben der Ab­
schlussprüfungen und dem schulischen Ausbildungspro­
gramm. 
Mit den gesetzlichen Vorgaben sind keine konkreten Pro­
zessschritte vorgegeben, sondern lediglich, wer bei der 
Entwicklung einzubinden ist. Daher wurde zur Unterstüt­
zung der Unternehmen und Schulen ein »Leitfaden für Ar­
beitgeber, berufsbildende Schulen und Schulverwaltung 
zur Umsetzung der dualen Ausbildung« unter Mitarbeit 
der Branchenverbände und des Dachverbands der slowa­
kischen Kammer erarbeitet, der bei der Umsetzung des 
Systems der dualen Ausbildung unterstützt und alle damit 
zusammenhängenden Fragen strukturiert beantwortet. 

www.minedu.sk/data/att/9244.pdf
http://www2.bibb.de/bibbtools/de/ssl/dapro.php?proj=1.5.313
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Tabelle 

Interviewte Akteure 

Umsetzung in der Schuhmacherbranche 

Wie die Umsetzung der neuen gesetzlichen Vorgaben in der 
Praxis gelingt, konnte in einem BIBB-Forschungsprojekt 
(vgl. Infokasten) u. a. für das neu entwickelte Ausbildungs­
programm Schumacher/-in untersucht werden. Hierzu 
wurden leitfadengestützte Interviews mit den an der Ent­
wicklung beteiligten Akteuren durchgeführt (vgl. Tab.). 

Entwicklung des staatlichen Ausbildungsprogramms 

Die Schuhmacherausbildung war in der Slowakei in den 
letzten Jahren zum Erliegen gekommen. Daher haben sich 
die beiden größten Unternehmen in der Slowakei (die in 
unterschiedlichen Regionen angesiedelt sind) entschieden, 
das Ausbildungsprogramm auf Basis der neuen Rechtslage 
neu zu gestalten. Zu diesem Zweck haben sie sich mit den 
beiden Schulen in ihrer Region an das ŠIOV gewandt, um 
die Entwicklung eines staatlichen Ausbildungsprogramms 
zu initiieren. Die inhaltliche Erarbeitung erfolgte ohne 
eine regelmäßige Beteiligung des ŠIOV, was bei den Akteu­
ren recht bald zu Schwierigkeiten bei der Gestaltung des 
Prozesses führte, da die gelieferten Hilfestellungen oft zu 
vage formuliert waren: »Für die Gestaltung des Prozesses 
hatten wir nur das Gesetz und das Handbuch2 als Hilfsmit­
tel. (...) Wir sind Autodidakten.« (Schulleiterin) 
Die Herausforderung wurde so gelöst, dass die Akteure 
Arbeitsgruppen gebildet und Aufgabenpakete definiert 
haben. »Je nach Erfahrung und Kompetenzen haben wir 
dann die Aufgaben untereinander verteilt.« (Schulleiterin) 
Die Aufgabe des ŠIOV bei der Erarbeitung war eine eher 
kontrollierende und bestand im Wesentlichen darin, »das 
erarbeitete Programm am Ende auf formale und rechtliche 
Kriterien zu prüfen und es dem Ministerium zum Abseg­
nen vorzulegen.« (Schulleiterin). 

Entwicklung des schulischen Ausbildungsprogramms 

Im nächsten Schritt wurde das staatliche Ausbildungspro­
gramm zwischen Schule und Ausbildungsunternehmen 
konkretisiert. Im schulischen Ausbildungsprogramm wur­

den u. a. Inhalt und Umfang der fachtheoretischen und 
praktischen Lerneinheiten festgelegt, zudem verständigten 
sich die Akteure darauf, welche Teile des praktischen Un­
terrichts ggf. in der Schule unterrichtet werden, sollte das 
Unternehmen nicht den vollen Umfang der praktischen 
Tätigkeiten vermitteln können. Zudem machten sie von 
der Option Gebrauch, das Ausbildungsprogramm zu bis zu 
30 Prozent an spezifische regionale oder betriebliche Be­
sonderheiten anzupassen, da in den beiden Unternehmen 
unterschiedliche Produktionsformen zum Einsatz kom­
men. Das schulische Ausbildungsprogramm sieht daher 
vor, dass die Auszubildenden beide Formen der Produktion 
erlernen können. In den Schulen werden die theoretischen 
Grundlagen für beide Produktionsformen vermittelt, je­
doch mit einem Schwerpunkt auf der Produktionsform des 
kooperierenden Unternehmens. 
Formal und inhaltlich geprüft wurde das Programm durch 
die zuständige Kammer. Es ging darum festzustellen, »ob 
die schulischen Ausbildungsprogramme die Anforderun­
gen des Arbeitsmarkts berücksichtigen [... und ob] die 
Fragen der Abschluss- bzw. der Abiturprüfung der Schulen 
[…] im Einklang mit dem schulischen Ausbildungspro­
gramm sind.« (Kammervertreterin). 

Einfluss der Unternehmen gestärkt – 
Eigeninitiative gefordert 

Das neue slowakische Gesetz zur dualen Berufsausbildung 
ermöglicht es Unternehmen, Einfluss auf die Ausgestaltung 
des staatlichen und schulischen Ausbildungsprogramms 
zu nehmen. Deutlich wurde am Beispiel der Schuhma­
cherbranche, dass und wie die Unternehmen diese neu ge­
schaffene Chance nutzten. Im konkreten Fall ging die Ko­
operation zwischen Schule und Wirtschaft sogar über die 
gemeinsame Entwicklung des Ausbildungsprogramms und 
die Aufteilung des fachpraktischen Unterrichts hinaus. So 
wurde z. B. das Unterrichtsmaterial durch Unternehmens-
vertreter/-innen entwickelt und angesichts eines Mangels 
an qualifizierten Lehrkräften stellte ein Unternehmen so­
gar seine Ausbilder/-innen für den fachtheoretischen Un­
terricht an der Schule zur Verfügung. 
Diese auf regionaler bzw. lokaler Ebene neu gewonnenen 
Kooperationsformen scheinen dem Bedürfnis, nah am 
Fachkräftebedarf auszubilden, zuträglich zu sein. Demge­
genüber werden zur Entwicklung staatlicher Ausbildungs­
programme deutlichere Vorgaben gewünscht. 
Dies und weitere, nicht auf die konkrete Kooperation von 
Schule und Wirtschaft bezogene Schwächen des Geset­
zes führten zu einer von den Unternehmen geforderten 
Evaluation und Reform des Gesetzes, die im Laufe des Jah­
res 2018 abgeschlossen sein werden. s

 

2 Mit Handbuch ist der »Leitfaden für Arbeitgeber, berufsbildende 

Schulen und Schulverwaltung zur Umsetzung der dualen Ausbildung« 

gemeint. 
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Literaturauswahl zum Themenschwerpunkt: 
Kooperationspartner und -strategien 

Monografien 

Inklusive Schulentwicklung an berufsbildenden 
Schulen 
H.-W. Kranert; R. Eck; H. Ebert; U. Tutschku. 
Bertelsmann, Bielefeld 2017, 187 S., 34,90 EUR, 
ISBN 978-3-7639-5937-2 
Das Netzwerk Berufliche Schulen Mainfranken, eine Ko­
operation aus sechs beruflichen Schulen, hat inklusive 
Handlungskonzepte entwickelt, implementiert und wis­
senschaftlich evaluiert. In drei Arbeitsgruppen wurden die 
Themenfelder »Lernen in heterogenen Gruppen«, »Ziel­
gruppen mit besonderen Lernbedürfnissen« sowie »Inklu­
sive Schulorganisation« bearbeitet und in der Schulpraxis 
erprobt. Die Beispiele in diesem Buch zeigen, wie inklusi­
ves Lernen an beruflichen Schulen gelingen kann. 

Betriebliche Ausbildungspartnerschaften kleiner und 
mittlerer Betriebe 
M. Ebbinghaus; A. Bahl; T. Gruber; C. Schwerin; 
E.-M. Soja. BIBB, Bonn 2017 (Fachbeiträge im Internet), 
36 S., ISBN 978-3-96208-034-1 – URL: www.bibb.de/ 
veroeffentlichungen/de/publication/show/8553 
(Stand: 02.01.2018) 
Sich am Ausbildungsmarkt zu behaupten, ist für viele 
kleine und mittlere Betriebe schwer. Können Zusammen­
schlüsse zu Ausbildungspartnerschaften ein Weg sein, um 
ihre Position am Ausbildungsmarkt zu stärken? Ja, sagt die 
Mehrheit der vom BIBB befragten Berufsbildungsfachleute 
aus Wissenschaft, Politik und Praxis. Aus ihrer Sicht tragen 
kooperative Ausbildungsformen, in denen Ausbildungs­
ressourcen und -kompetenzen gebündelt werden, dazu 
bei, dass sich kleine und mittlere Betriebe weiterhin in der 
Ausbildung engagieren. Sie sehen darin auch eine Chance, 
dass Ausbildungsangebote für Jugendliche wieder attrak­
tiver werden. 

Berufsbildung für eine nachhaltige Entwicklung auf 
dem Weg in den (Unterrichts-)Alltag – Wie können 
Vernetzungsaktivitäten die Implementierung unter­
stützen? 
A. Fischer; G. Hahn (Hrsg.). Schneider Verlag 
Hohengehren, Baltmannsweiler 2017, 170 S., 18 EUR, 
ISBN 978-3-8340-1696-6 
In diesem Sammelband wird erörtert, welche Relevanz 
Netzwerke für die Verankerung einer Berufsbildung für 
nachhaltige Entwicklung haben. Aus unterschiedlichen 
theoretischen und projekt- sowie erfahrungsbezogenen 
Perspektiven werden Vernetzungsoptionen für den Alltag 
in Betrieb und Schule skizziert. 

Kooperationen auf dem Prüfstand – Wie die 
pädagogische Praxis Zusammenarbeit wahrnimmt 
und gestaltet 
D. Schleifenbaum; V. Walther. (Dissertation Frank­
furt/M.) Bertelsmann, Bielefeld 2015, 293 S., 44,90 EUR, 
ISBN 978-3-7639-5487-2 
Wie ausgeprägt ist die Kultur der Zusammenarbeit im pä­
dagogischen System tatsächlich? Welche Praktiker/-innen 
im Bildungssystem kooperieren überhaupt miteinander? 
Die Studie stellt bildungsbereichsübergreifend Koopera­
tionen im System des lebenslangen Lernens dar. Sie identi­
fiziert Kooperationsmodi und Gelingensbedingungen und 
deckt Lücken in der Zusammenarbeit auf. Die umfangrei­
chen empirischen Daten stammen aus der quantitativen 
und qualitativen Befragung von Beschäftigten aus acht Fel­
dern des Erziehungs- und Bildungswesens. 

Aufsätze 

Inklusion benötigt Region – Das neue personen­
zentrierte und kompetenzorientierte Qualifikations­
profil »Fachkraft zur Arbeits- und Berufsförderung« 
K. Vollmer. In: Berufliche Rehabilitation 31 (2017) 3, 
S. 199–205 
Die Autorin erörtert in ihrem Beitrag den Zusammenhang 
zwischen Inklusion, Regionalisierung und neuen Qualifi­
kationsanforderungen. Regionalisierung ist die Vorausset­
zung dafür, dass Deutschland seine Verpflichtung erfüllen 
kann, Menschen mit Behinderung barrierefrei an Berufs­
bildung und Beschäftigung teilhaben zu lassen. 

http:www.bibb.de
http://www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/8553
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Die dritte Säule – Berufliches Ausbildungsnetzwerk im 
Gewerbebereich 
L. Schmitz. In: Position – IHK-Magazin für Berufsbildung 
(2017) 3, S. 18–19 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat das 
Ausbildungsnetzwerk BANG ausgezeichnet. Das regionale 
Netzwerk verschiedener Mittelstandsunternehmen über­
nimmt Ausbildungsmarketing, Bewerberauswahl und Aus­
bildungsorganisation. Dadurch verringern sich die Abbre­
cherquote und insgesamt der Fachkräftemangel. Einigen 
mittelständischen Unternehmen bietet es überhaupt erst 
die Möglichkeit, ausbilden zu können. 

Weiterentwicklung der Berufskollegs im Verbund – 
Ein Bericht über das Modellprojekt »Regionales 
Berufsbildungszentrum Dortmund« 
D. Buschfeld; B. Dilger; F. Fischer; K. Fütterer. 
22 S. In: bwp@ (2016) 31 – URL: www.bwpat.de/ausga 
be31/buschfeld_etal_bwpat31.pdf (Stand: 02.01.2018) 
Der Beitrag reflektiert die Erfahrungen im Projekt »Regio­
nales Berufsbildungszentrum Dortmund« (RBZ). Ker­
nanliegen ist die Entwicklung von institutionellen Ver­
bundstrukturen der Berufskollegs mit Mehrwerten für 
Schüler/-innen, Lehrkräfte, Bildungsadministration und 
Region. Projektpartner sind die acht städtischen Berufskol­
legs, die Stadt Dortmund und das Ministerium für Schule 
und Weiterbildung des Landes NRW. Zwei Teilbereiche des 
Projekts werden näher beleuchtet: Im Rahmen der »Szena­
rioentwicklung« wurden unterschiedliche Formen der in­
stitutionalisierten Zusammenarbeit der acht Berufskollegs 
im Verbund entwickelt. Dies mündete in drei exemplari­
schen Szenarien, die sich in ihren jeweiligen Mehrwerten, 
ihrem Institutionalisierungsgrad, dem zugrunde liegen­
den Steuerungsgedanken sowie der Akteurs-Konstellation 
unterscheiden. Im Bereich »Regionale Angebotsplanung« 
wurde eine fortlaufende mittelfristige und regionale Ange­
botsplanung entwickelt. 

Die betriebliche Ausbildung von Menschen mit 
Behinderung 
C. Metzler; S. Pierenkemper. In: Wirtschaft und Erzie­
hung (2016) 4, S. 144–148 
Die Ausbildung von Menschen mit Behinderung stellt für 
viele Unternehmen eine Herausforderung dar. Dennoch ist 
die Ausbildungsbeteiligung vergleichsweise hoch: So hat in 
den letzten fünf Jahren jedes vierte ausbildende Unterneh­
men eine/-n Auszubildende/-n mit Behinderung beschäf­
tigt. Der Beitrag untersucht anhand einer repräsentativen 
Unternehmensbefragung, welche Faktoren Unternehmen 
bei der Ausbildung behinderter Jugendlicher einschränken. 
Als größtes Hemmnis sehen Unternehmen die mangelnde 
Anzahl an Bewerbungen sowie den fehlenden Kontakt zur 
Zielgruppe. Aber auch fehlende Ausbilder sowie mangeln­

de Unterstützung reduzieren die Ausbildungsbereitschaft. 
Die befragten Unternehmen bewerten unter den Unterstüt­
zungsmaßnahmen insbesondere fachliche Nachhilfe, z.B. 
Förderunterricht, als geeignetes Instrument. Besonders 
die Träger der Jugendhilfe sowie Berufsbildungswerke, 
nicht jedoch die Berufsschulen, erscheinen als bevorzugte 
Kooperationspartner für Unterstützungsmaßnahmen. 

Interkommunale Vernetzung von Schulträgern, Schul­
leitungen und Schulaufsicht 
J. Bödeker; A. Buder. In: Berufsbildung 70 (2016) 162, 
S. 24–27 
Im Regierungsbezirk Detmold wird im sogenannten 
IBB-Prozess (IBB steht für Innovationszentrum Berufliche 
Bildung OWL) eine Vernetzung kommunaler Strukturen 
im Berufsbildungsbereich entwickelt. Im Beitrag werden 
der aktuelle Stand und die Herausforderungen des Pro­
jekts beschrieben. 

A new kid on the block – Zur Entwicklung des 
kommunalen Bildungsmanagements 
D. Euler; P. F. E. Sloane. In: Berufsbildung 70 (2016) 
162, S. 3–5 
Der Beitrag thematisiert den in vielen Kommunen entste­
henden Aufbau eines kommunalen Bildungsmanagements. 
Die Untersuchung basiert auf Erfahrungen im Förderpro­
gramm »Lernen vor Ort« (2009–2014) und versucht eine 
systematische Darstellung dieser Managementaufgabe. 

Netzwerke als kollektive Güter – Hindernisse und 
Anreize gelungener Vernetzung in der dualen Berufs­
ausbildung 
A. Bienfait; A. Ulrich. In: Empirische Pädagogik 30 
(2016) 3/4, S. 605–622 
Das Modellprojekt »Prävention von Lehrabbrüchen (Prae-
Lab)« der Hochschule der Bundesagentur für Arbeit 
(HdBA) zielt darauf ab, Jugendliche mit Ausbildungsab­
bruchrisiko zu identifizieren und ihnen frühzeitig einzel­
fallorientierte Beratungs- und Unterstützungsangebote an­
zubieten. Professionelle Unterstützungsnetzwerke sollen 
zu stabilen Bildungsketten führen, durch die den Auszu­
bildenden kontinuierliche ineinandergreifende Beratung 
und Unterstützung angeboten werden kann. 2015 wur­
den 210 Berufsbildungsfachkräfte, die seit 2012 an den 
PraeLab-Schulungen teilgenommen haben, über das in­
zwischen bestehende Vernetzungsniveau befragt. Die 
Ergebnisse geben einen exemplarischen Einblick in die 
institutionellen und finanziellen Herausforderungen der 
Netzwerkgestaltung. 

(Zusammengestellt von Karin Langenkamp 
und Markus Linten) 

www.bwpat.de/ausga
http://www.bwpat.de/ausgabe31/buschfeld_etal_bwpat31.pdf
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Ausländische Jugendliche im Ausbildungsgeschehen 

weiter benachteiligt
 

REGINA DIONISIUS 
Dr., wiss. Mitarbeiterin im Arbeitsbereich 
»Berufsbildungsangebot und -nachfrage/ 
Bildungsbeteiligung« im BIBB 

AMELIE ILLIGER 
Wiss. Mitarbeiterin im Arbeitsbereich 
»Berufsbildungsangebot und -nachfrage/ 
Bildungsbeteiligung« im BIBB 

Immer mehr Ausländer/-innen münden ins Ausbil

dungsgeschehen ein. Welche (Aus-)Bildungsmöglichkei

ten nehmen sie wahr und wie unterscheiden sich diese 

von denen deutscher Jugendlicher? Hierzu werden im  

Beitrag Daten der integrierten Ausbildungsberichter

stattung (iABE) ausgewertet. 

Datengrundlage 

Die integrierte Ausbildungsberichterstattung dokumen
tiert ab dem Berichtsjahr 2005 die (Aus-)Bildungsstatio
nen junger Menschen nach einem Sek.-I-Abschluss. Hier
für werden verschiedene amtliche Statistiken verknüpft 
(»integriert«). Die (Aus-)Bildungsstationen werden an
hand von vier Sektoren systematisiert. 

•	 Berufsausbildung: Jugendliche in dualer Berufsaus
bildung nach BBiG/HwO, in schulischen Berufsausbil
dungen im Gesundheits-, Erziehungs- und Sozialwesen 
(GES) sowie in sonstigen schulischen Berufsausbil
dungen inklusive der Beamtenausbildung im mittleren 
Dienst 

•	 Übergangsbereich:  Jugendliche in teilqualifizierenden 
Maßnahmen des Bundes und der Länder, beispielsweise 
im Berufsvorbereitungsjahr (BVJ) oder in einer Berufs
vorbereitenden Maßnahme der Bundesagentur für Ar
beit (BvB) 

•	 Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung (HZB): Ju
gendliche, die an allgemeinbildenden oder beruflichen 
Schulen den Erwerb des (Fach-)Abiturs anstreben 

•	 Studium:  junge Menschen an Hochschulen, Verwal
tungsfachhochschulen oder an Berufsakademien 

­

­

­

­
­
­

­

­
­

­

­
­

­

­

Deutsche und ausländische Jugendliche im 
Ausbildungsgeschehen 2016 

Über alle vier Bildungssektoren hinweg liegt der Auslän­
deranteil im Bundesdurchschnitt bei rund 16 Prozent. 
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die in der iABE erfass­
ten ausländischen Jugendlichen nur einen Teil der Jugend­
lichen mit Migrationshintergrund abbilden. 
Im Jahr 2016 beginnen rund 118.000 ausländische Ju­
gendliche (35 %) ein Studium in Deutschland (vgl. Abb. 1). 
Hierzu gehören ca. 101.000 (30 %) Jugendliche, die ihre 
Studienberechtigung im Ausland erworben haben (soge­
nannte Bildungsausländer/-innen). Rund 110.000 Jugend­
liche beginnen eine Maßnahme im Übergangsbereich 
(33 %). Eine vollqualifizierende Berufsausbildung starten 
rund ein Fünftel (69.000). Den Erwerb einer Hochschulzu­
gangsberechtigung streben ca. 37.000 (11 %) der auslän­
dischen Jugendlichen an. 
Die Verteilung auf die Bildungssektoren unterscheidet sich 
deutlich von der der deutschen Jugendlichen. Von diesen 
beginnen 641.000 (37 %) eine vollqualifizierende Berufs­
ausbildung. 513.000 (29 %) streben den Erwerb einer 
Hochschulzugangsberechtigung an. Mit knapp 395.000 
(23 %) beginnt ein Viertel ein Studium; nur 193.000 (11 %) 
beginnen eine Maßnahme im Übergangsbereich. 
Abbildung 2 nimmt den Sektor Berufsausbildung genauer 
in den Blick und zeigt die Verteilung auf die unterschied­
lichen Teilsysteme der vollqualifizierenden Berufsausbil­
dung: Die duale Berufsausbildung nach BBiG/HwO, die 
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schulischen Berufsausbildungen in Gesundheits-, Erzie­
hungs- und Sozialberufen, zu denen beispielsweise die 
Ausbildung zum/zur Gesundheits- und Krankenpfleger/-in 
oder Altenpfleger/-in gehören, sowie die sonstigen schu­
lischen Berufsausbildungen (z. B. Kaufmännische/-r Assis­
tent/-in oder Biologisch-technische/-r Assistent/-in). 
Es wird deutlich, dass auch die Teilsysteme unterschiedlich 
in Anspruch genommen werden. Während nur rund 14 Pro­
zent aller ausländischen Anfänger/-innen eine duale Be­
rufsausbildung beginnen, startet jede/-r vierte Deutsche 
im dualen System. Auch eine schulische Berufsausbildung 
im Gesundheits-, Erziehungs- und Sozialwesen wird von 
weniger ausländischen (5 %) als deutschen (9 %) Jugend­
lichen begonnen. Die sonstigen schulischen Berufsausbil­
dungen spielen für beide Gruppen nur eine geringe Rolle. 

Entwicklung der Bildungssektoren 

Die Entwicklung der Anfänger/-innen in den Bildungs­
sektoren sollte immer vor dem Hintergrund der demo­
grafischen Entwicklung betrachtet werden. Hier hat sich 
die Zahl der Jugendlichen im Alter von 15 bis 24 Jahren 
zwischen 2005 und 2016 insgesamt rückläufig entwickelt 
(–10 %). Jedoch gibt es Unterschiede zwischen deutschen 
und ausländischen Jugendlichen: Während sich die Zahl 
der deutschen Jugendlichen um rund 14 Prozent reduziert 
hat, hat sich die Zahl der ausländischen Jugendlichen um 
28 Prozent erhöht (vgl. Statistisches Bundesamt 2018). 
Dies hat unterschiedliche Auswirkungen auf die verschie­
denen Bildungssektoren: 
•	 Betrachtet man zunächst den Sektor Berufsausbildung, 

so zeigt sich, dass sich die Zahl der ausländischen An­
fänger/-innen von 2005 bis zum Jahr 2016 kontinuier­

lich und deutlich erhöht hat (+76  %), während sich die 
Zahl der deutschen Jugendlichen nach der Wirtschafts
krise von 2008 verringert hat (–8  % gegenüber 2005). 

•	 Der Übergangsbereich verzeichnet zwischen dem Jahr 
2005 und 2013 für beide Gruppen einen Rückgang. Ab 
2013 stiegen jedoch die Zahlen der ausländischen Ju
gendlichen erstmals wieder an. Zwischen 2013 und 
2016 haben sie sich mehr als verdoppelt. Bei einem 
Großteil der Jugendlichen handelt es sich um geflüch
tete Jugendliche, die neben beruflichen Grundkenntnis
sen hier auch die deutsche Sprache erlernen. 

•	 Der Sektor Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung  
verzeichnet sowohl bei den Deutschen als auch bei den 
Ausländerinnen und Ausländern die geringste Dynamik. 
Gegenüber dem Jahr 2009 (für diesen Sektor liegen Da
ten erst ab dem Jahr 2009 vor) hat sich die Zahl der Aus
länder/-innen etwas stärker erhöht (+8  %) als die der 
Deutschen (+4 %).  

•	 Der Sektor Studium verzeichnet seit 2005 für beide 
Gruppen einen Zuwachs. Hierbei ist zu beachten, dass 
in den letzten Jahren die Umstellung auf das achtjähri
ge Gymnasium (G8) zu doppelten Abschlussjahrgängen 
nach der Sekundarstufe I bzw. nach dem Abitur geführt 
hat. Entsprechend mündeten kurzzeitig auch mehr Ju
gendliche in die Sektoren Erwerb der HZB und Studium 
ein. Inzwischen ist die Umstellung auf das achtjährige 
Gymnasium in allen Bundesländern erfolgt. Seither sta
bilisieren sich die Zahlen der deutschen Jugendlichen, 
die Zahlen der ausländischen Jugendlichen steigen wei
ter an. Bei den ausländischen Studierenden muss zu
sätzlich berücksichtigt werden, dass sich unter ihnen ca. 
101.000 (ca. 86  %) Jugendliche befinden, die ihre Hoch
schulzugangsberechtigung im Ausland erworben haben. 
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Rund sechs Prozent dieser Bildungsausländer/-innen 
kommen aus den nicht europäischen Asylherkunftslän­
dern (vgl. Statistisches Bundesamt 2017 b). 

Unterschiede in der schulischen Vorbildung 

Betrachtet man die schulische Vorbildung der Personen­
gruppen, so ist sie unter den Deutschen deutlich aus­
gewogener. Gut die Hälfte verfügt über einen mittleren 
Abschluss, knapp ein Drittel über das (Fach-)Abitur. 13 Pro­
zent haben einen Hauptschulabschluss. Nur drei Prozent 
verfügen über keinen Abschluss. Für ein Prozent liegen kei­
ne Angaben vor. Von den ausländischen Anfänger-/innen 
verfügen knapp 40 Prozent über eine Studienberechtigung, 
rund 30 Prozent erwarben diese im Ausland. Gleichzei­
tig haben 15 Prozent keinen Hauptschulabschluss, zwölf 
Prozent verfügen über einen Hauptschulabschluss. Eine 
mittlere Qualifikation hat gut ein Fünftel. Für elf Prozent 
können keine Angaben gemacht werden. 
Eine bildungspolitisch besondere Zielgruppe stellen die 
Jugendlichen ohne Hauptschulabschluss dar. Unter den 
rund 106.000 Anfänger/-innen im Ausbildungsgeschehen 
ohne Hauptschulabschluss befinden sich mit 46 Prozent 
überproportional viele Ausländer/-innen. Diese beginnen 
vorwiegend Maßnahmen im Übergangsbereich (94 %). 
Nur rund sechs Prozent beginnen eine vollqualifizierende 
Berufsausbildung. Von den deutschen Jugendlichen ohne 
Hauptschulabschluss können 28 Prozent eine vollqualifi­
zierende Berufsausbildung beginnen. 
Auffallend hoch ist mit rund 30 Prozent bei den ausländi­
schen Jugendlichen im Übergangsbereich der Anteil, für 
die keine Angaben zur Vorbildung gemacht werden kön­
nen (Deutsche: 3 %). Diese Werte haben sich seit 2014 
drastisch erhöht. Die Daten können als statistische Indi­
zien dafür betrachtet werden, dass es sich bei einem Groß­
teil dieser Jugendlichen um Geflüchtete handelt. 

Integration bleibt eine Herausforderung 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die 
ausländischen Jugendlichen im Ausbildungsgeschehen 
nicht per se schlechter (aus)gebildet sind. Der Anteil der 
Studierenden, gemessen an allen Anfänger/-innen, ist bei 
Ausländerinnen und Ausländern höher als bei Deutschen. 
Für die Studierenden ist jedoch zu berücksichtigen, dass 
es sich hierbei größtenteils um Bildungsausländer/-in­
nen handelt. Laut einer DAAD-Studie von 2015 hat ein 
erheblicher Teil der Bildungsausländer/-innen die Absicht 
(20 %) bzw. kann sich vorstellen (34 %) nach Beendigung 
des Studiums weiter in Deutschland zu bleiben. Rund 
31 Prozent waren noch unentschieden (vgl. Bruder/ 
Burkhart/Wiktorin 2015). Rechnet man die Bildungs­
ausländer/-innen aus den Anfänger/-innen im Sektor Stu­

dium heraus, so beginnen vergleichsweise weniger auslän­
dische Jugendliche ein Studium als Deutsche. 
Insgesamt ist also festzustellen, dass ausländische Jugend­
liche in Deutschland immer noch benachteiligt sind. Dies 
zeigt die überproportional hohe Zahl an Anfänger/-in­
nen im Übergangsbereich, die vergleichsweise geringere 
Teilhabe an vollqualifizierender Berufsausbildung, der 
niedrigere Anteil im Sektor Erwerb der Hochschulzu­
gangsberechtigung und schließlich auch der um Bildungs­
ausländer/-innen bereinigte Anteil der Studierenden. 
Betrachtet man den Sektor Berufsausbildung genauer, so 
münden sowohl in die duale Berufsausbildung nach BBiG/ 
HwO als auch in die schulischen Berufsausbildungen ver­
hältnismäßig weniger ausländische Jugendliche ein. Hin­
weise auf eine eher schulische Ausbildungstradition der 
ausländischen Jugendlichen liefern die Daten der iABE 
jedoch nicht. 
Im Zeitverlauf ist insbesondere der starke Anstieg der Aus­
länder/-innen im Übergangsbereich hervorzuheben, der 
zu einem gewichtigen Teil auf Geflüchtete zurückgeführt 
werden kann. Hier stellt sich die Herausforderung, diese 
Jugendlichen mittelfristig in Ausbildung zu integrieren. s
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Berufsorientierung im Science Center
 

Potenziale des RIASEC-Modells zur handlungsorientierten Erkundung 
berufsbezogener Fähigkeiten 

AGNES BAUER 
Wiss. Mitarbeiterin/  
Projektleitung am ZNL   
TransferZentrum für Neuro
wissenschaften und Lernen  
der Universität Ulm 

CHRISTIAN SICHAU 
Dr., Bereichsleiter Ausstel
lungen im experimenta  
Science Center, Heilbronn 

KATRIN HILLE 
Dr., stellvertretende Be
reichsleiterin Ausstellungen  
im experimenta Science  
Center, Heilbronn* 

­

­

­

Science Center bieten die Möglichkeit, die Welt und ihre Phänomene mithilfe 

von interaktiven Exponaten zu erschließen. Darüber hinaus können Besu­

cher/-innen auf spielerische Weise auch etwas über ihre eigenen Fähigkeiten 

lernen. 

Im Science Center experimenta in Heilbronn wird derzeit die Talentsuche auf 

Basis des in der Berufsberatung eingesetzten RIASEC-Modells weiterentwi­

ckelt, um sie stärker zur Erkundung berufsbezogener Fähigkeiten zu nutzen. 

Im Beitrag wird das Modell in seinen Grundlagen skizziert und die Umsetzung 

im Rahmen der Ausstellung aufgezeigt. Abschließend werden Potenziale die­

ses Angebots im Rahmen von Berufsorientierungsprozessen reflektiert. 

Im Science Center lernen – auch über sich selbst 

Science Center, wie die experimenta Heilbronn, beherber­
gen in ihren Ausstellungen Exponate, die die Besucher/-in­
nen nicht nur betrachten. An sogenannten Mitmach-Sta­
tionen wird jeweils ein spezifisches Phänomen erlebbar. 
Die Besucher/-innen setzen sich interaktiv, überwiegend 
ganz praktisch und handelnd, damit auseinander und ge­
winnen so eigene Erkenntnisse. Entsprechend können sol­
che Stationen auch als handlungsorientierte Leistungstests 
konzipiert werden. Hier erhalten Besucher/-innen eine 
Aufgabenstellung, ihre jeweilige Leistung bei der Bearbei­
tung wird erfasst und zurückgemeldet. 
Auf diese Art und Weise wurde 2009 in der experimenta 
eine »Talentsuche« installiert: An speziellen Mitmach-Sta­
tionen, den Talentexponaten, konnten Besucher/-innen 
ihre Stärken und Interessen spielerisch erkunden. Um den 
Besucher/-innen in ihrer Unterschiedlichkeit und in ihren 
vielseitigen Kompetenzen gerecht zu werden, wurden ge­
zielt möglichst unterschiedliche Exponate erstellt. 
Die experimenta wird gerne von Kindern und Jugendli­
chen genutzt, die mit der Familie oder der Schulklasse das 
Science Center besuchen. Kinder und Jugendliche sind es 

* Wir danken Dr. Daniela Bauer und Tammy Haase (M.Sc.) für ihre 

Unterstützung im Projekt und in der Manuskripterstellung. 

auch vor allem, die sich am Ende ihrer Talentsuche eine 
Rückmeldung ausdrucken lassen. 
Angesichts der positiven Resonanz entstand die Idee, die 
Talentsuche auch für die Erkundung berufsbezogener Inte­
ressen und Fähigkeiten und somit im Rahmen der Berufs­
orientierung zu nutzen. Diese Idee wird nun im Rahmen 
eines Kooperationsprojekts umgesetzt (vgl. Infokasten). 

Das RIASEC-Modell in der Berufsberatung und als 
Basis für die Kompetenzfeststellung 

Für Jugendliche stellt die Berufswahl eine zentrale Ent­
wicklungsaufgabe dar (vgl. Fend 2003). Danach gefragt, 
was ihnen »für die Zukunft besonders wichtig ist«, wird 
»einen interessanten Beruf zu finden« von 87 Prozent als 
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das wichtigste persönliche Ziel genannt (vgl. Vodafone 
Stiftung Deutschland 2014). Die Berufswahl ist als Ent­
wicklungsaufgabe dann gelungen, wenn eine gute Passung 
zwischen der Person mit ihrem Lebensentwurf, ihren In­
teressen, Fähigkeiten, Werten und Ressourcen einerseits 
und den Optionen der Berufsumwelt andererseits besteht. 
Nicht zuletzt zeigen Abbruchquoten und Übergangs­
schwierigkeiten im Ausbildungsgeschehen, dass diese Pas­
sung komplex ist und pädagogischer Unterstützung bedarf 
(vgl. Lippegaus-Grünau/Mahl/Stolz 2010). 
Einen guten Ansatzpunkt, um eine solche Passung her­
zustellen, bildet das RIASEC-Modell, das Ende der 
1950er-Jahre entwickelt wurde (vgl. Holland 1959). Es 
wird seitdem intensiv beforscht (für einen Überblick vgl. 
Nauta 2010) und insbesondere in der Berufsberatung 
praktisch eingesetzt. Das RIASEC-Modell beschreibt sechs 
berufsbezogene Persönlichkeitstypen (vgl. Tab. 1). 
Für jeden der sechs Typen des RIASEC-Modells sind typi­
sche berufliche Interessen, Werte, Selbstkonzepte und Pro­
blemlösestile beschrieben (vgl. Holland 1997). Personen 
erhalten auf dieser Basis einen sogenannten Holland Code 
(z. B. ERS für einen unternehmerischen Typ [E], mit Ele­
menten des praktischen [R] und des sozialen [S] Typs). 
Zugleich sind Berufe und Tätigkeiten im RIASEC-Modell 
nach demselben Schema kodiert. Anhand der Ähnlichkeit 
der Codes kann nach einer möglichst guten Passung zwi­
schen Person und beruflicher Tätigkeit gesucht werden. 
Bisherige auf RIASEC basierende Instrumente beschrän­
ken sich vorwiegend auf die Selbsteinschätzung von Inte­
ressen und Fähigkeiten. Jedoch müssen Interessen nicht 
mit den Fähigkeiten und die Selbsteinschätzungen nicht 
mit den Fremdeinschätzungen von Fähigkeiten überein­
stimmen. Für eine gute Passung bedarf es einer objektive­
ren Fähigkeitsabschätzung. Eine Möglichkeit dafür bieten 
Verfahren zur Kompetenzfeststellung, wie sie im Prozess 
der Berufsorientierung mit sogenannten Potenzialanaly­
sen (vgl. Kunert 2014) zum Einsatz kommen. Bei diesen 
Potenzialanalysen werden die Ergebnisse handlungsorien­
tierter Übungen dokumentiert und bewertet. Die Frage 
ist nun, ob und wie sich das RIASEC-Modell als Grundla­
ge für die Entwicklung handlungsbasierter Tests in einem 
Science Center nutzen lässt. 
Ausgangspunkt für die Abbildung von RIASEC in der Ta­
lentsuche waren die Instrumente EXPLORIX® (vgl. Joerin 
Fux u. a. 2012) und AIST-R (vgl. Bergmann/Eder 2005). 
Diese beinhalten Selbsteinschätzungen, aus denen pro 
Typ vier zentrale, charakteristische Fähigkeiten extrahiert 
wurden. Tabelle 2 zeigt beispielhaft für den unternehmeri­
schen Bereich, welche Fähigkeiten über welche Spielideen 
in Talentexponaten abgebildet werden. 
Da die pädagogische Logik im Science Center dem soge­
nannten free choice learning (vgl. Schwan 2016) folgt, 
wählen Besucher/-innen frei aus, womit sie sich wie inten­

siv befassen. Im Freizeit-Setting konkurrieren die Talentex
ponate um die Gunst der Besucher/-innen. Entsprechend 
waren bei der Entwicklung Kriterien aus Perspektive der 
Ausstellung und des Besuchererlebnisses zu beachten: Die 
Aufgabe 
• muss als spielerisch erlebt werden, 
• soll konkret, durch praktisches Tun zu lösen sein, 
• darf nur wenige Minuten benötigen und 
• muss in einer belebten Ausstellung funktionieren. 

Zugleich müssen auch psychologisch-diagnostische Krite
rien wie Objektivität, Reliabilität und Validität erfüllt sein. 

Vom Spiel zur Rückmeldung 

Bei der Anmeldung an ihrem ersten Talentexponat geben 
die Besucher/-innen ihr Geschlecht und ihr Alter an. Die 
Aufgabe bzw. das Spiel startet, und die Leistung der jewei
ligen Person wird aufgezeichnet. 
Am Ende der Aufgabenbearbeitung erhält die Besucherin/ 
der Besucher am Talentexponat eine direkte Ergebnisrück
meldung, z.  B. »Du hast die Aufgabe in 30 Sekunden ge
löst«. Diese Sofortrückmeldung enthält jedoch keinerlei 
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Einordnung der Leistung. Für eine Elfjährige kann das ein 
Spitzenwert sein. Ein 17-Jähriger kann damit eher im Mit­
telfeld liegen. 
Durch die Anmeldung am Talentexponat sind alle Ergeb­
nisse und die Auswertung einer Person mit dem Erken­
nungscode vom Eintrittsarmband verknüpft (vgl. Abb.). 
In der Datenbank des Talentservers wird für jedes Talent­
exponat bzw. für jede Fähigkeit ein Prozentrang ermittelt. 
Die eigenen Ergebnisse werden interindividuell mit den Er­
gebnissen aller vorherigen Besucher/-innen aus derselben 
Alters- und Geschlechtsgruppe verglichen: die Elfjährige 
(s. o.) war schneller als 90 Prozent ihrer Altersgruppe und 
erhält für ihre Leistung Prozentrang (PR) 90. 
Die Gesamtrückmeldung an der Auswertestation hebt jene 
Fähigkeiten hervor, die aus dem intraindividuellen Ver­
gleich als beste unter den eigenen Leistungen hervorgehen. 
Dazu ein fiktives Beispiel: Anna, 14, besucht mit ihren 
Freundinnen die experimenta und begibt sich auf Talentsu­
che. Annas Leistungen streuen breit über alle RIASEC-Be­
reiche: Während sie bei den A-Exponaten und I-Exponaten 
zum unteren Drittel gehört (PR 30), schneidet sie bei allen 
vier E-Exponaten überdurchschnittlich gut ab (PR 65 bis 
82). Auch im R-Bereich erzielt sie Prozentränge im oberen 
Drittel. Bei den Bereichen C und S liegt sie überwiegend 
im Mittelfeld, ausgenommen das S-Exponat Empathie 
(PR 60). 
Annas starke Bereiche sind also E und R, in Teilen auch S 
des RIASEC-Modells. Entsprechend enthält Annas Rück­
meldung den Hinweis, dass Berufe und Tätigkeiten mit ent­
sprechender Kennung möglicherweise passend für sie sind 
(Auswahl in Tab. 3; Beispiele aus Joerin Fux u. a. 2012). 
Ergänzt werden diese Vorschläge durch Anregungen zur 
Weiterentwicklung der Fähigkeiten innerhalb des Science 
Center und im Alltag, Vorschläge für passende Berufe und 
Praktika in der Region, Links zu regionalen Anlaufstellen 
und weiteren Berufsorientierungsangeboten und Informa­

tionsmöglichkeiten. Direkt im Anschluss oder zu einem 
späteren Zeitpunkt kann Anna ihre Rückmeldung von ei­
nem Server der experimenta herunterladen und so ihre 
Berufsorientierung weiter vorantreiben. 
Ergänzend zum Ausstellungsbesuch besteht die Möglich­
keit, die Talentsuche in die schulische Berufsorientierung 
und die Berufsberatung der Agentur für Arbeit zu integrie­
ren. Dadurch können angestoßene Selbstreflexionsprozes­
se in der Beratung systematisch weiterverfolgt werden. 
Da die Talentsuche innerhalb des Science Center weitest­
gehend für sich steht, also auch ohne eine ergänzende 
Betreuung durch pädagogisch geschultes Personal aus­
kommen muss, wurden neun pädagogisch-psychologische 
Prinzipien durchgängig umgesetzt (vgl. Infokasten, S. 50). 

Potenziale für eine Berufsorientierung an einem 
ungewöhnlichen Lernort 

Die Talentsuche ist ein neuartiges Angebot zur Berufs­
orientierung in einem Science Center. Die Rückmeldung 
individueller Stärken soll als Ausgangspunkt zur eigenen 
Berufsorientierung dienen und so die Berufswahlkompe­
tenz stärken. Damit entspricht die grundsätzliche Ziel­
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setzung der Talentsuche jener von Potenzialanalysen im 
Rahmen der Berufsorientierung (vgl. Kunert 2016). In­
wieweit Berufswünsche bereits im Rahmen der Potenzial­
analyse thematisiert werden sollen, wird kontrovers dis­
kutiert (ebd.). Die Talentsuche nennt mögliche passende 
Berufe als Impuls. Zugleich erfüllt die Talentsuche einige 
Anforderungen an Potenzialanalysen (z. B. Kompetenzan­
satz, Handlungsorientierung, Ergebnisdokumentation; 
vgl. BMBF 2015), andere (z. B. geschultes Personal) treffen 

nicht zu. Auch erfolgt im Ausstellungskontext keine indi­
viduelle Beratung. Jedoch besteht eine intensive Koopera­
tion mit der örtlichen Agentur für Arbeit und dem Schul­
amt. Bereits begleitend zur Entwicklung der Talentsuche 
wurde eine gemeinsame Taskforce aufgesetzt, die (Bera­
tungs-)Prozesse und Instrumente konzipiert und vernetzt, 
um die Talentsuche systematisch in den Gesamtprozess 
zum Erwerb von Berufswahlkompetenz zu integrieren. 
Ein Science Center ist als Anbieter in der bisherigen Land­
schaft der Berufsorientierungsangebote eher ungewöhn­
lich. Durch die Verortung des Themas im Rahmen eines 
Ausstellungsbesuchs wird damit ein sehr niederschwelliger 
Zugang geschaffen. Jugendliche finden so einen spieleri­
schen Einstieg in die Auseinandersetzung mit ihren indivi­
duellen Stärken. Innerhalb von zwei Stunden absolvieren 
sie Leistungstests, die ein sehr breites Fähigkeitsspektrum 
abbilden. Zwar bleibt es durch die Freiwilligkeit auch in 
der Hand der Jugendlichen, wie viele und welche Talent­
exponate sie spielen, und damit auch, wie aussagekräftig 
ihre Rückmeldung ausfällt. Zugleich werden Nachteile 
einer üblichen Testsituation weitgehend entschärft: Im 
Science Center sind die Jugendlichen eher entspannt, sie 
können ihre Erkundung spielerisch angehen, vielleicht 
auch im anspornenden Wettbewerb untereinander. Durch 
die automatische Auswertung erhalten sie bereits am Ta­
lentexponat eine Sofort-Rückmeldung. 
Die abschließende, zusammenfassende Rückmeldung löst 
zugleich ein verbreitetes Problem, denn: »In die Beratung 
kommen die Jugendlichen oft mit leeren Händen«, so der 
Geschäftsführer der örtlichen Agentur für Arbeit. Hier bie­
tet die neue Talentsuche einen guten Einstieg für die weite­
ren Schritte auf dem Weg zum Wunschberuf. s
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Veränderungen der Prüfungsbestimmungen 
im Wechselspiel von betrieblichen Impulsen und 
(unter-)gesetzlichen Vorgaben 

BARBARA LORIG 
Wiss. Mitarbeiterin im 
Arbeitsbereich »Personen­
bezogene Dienstleistungsbe­
rufe, Querschnittsaufgaben« 
im BIBB 

Das Prüfungswesen nimmt eine Schlüsselstellung bei Reformen der Berufsbil­

dung ein, da es unmittelbare Auswirkungen auf Lernprozesse und Strukturen 

hat. Gleichzeitig wirken bei dessen Weiterentwicklung viele Akteure mit, die 

unterschiedliche Interessen verfolgen. Dieser Beitrag zeigt vor dem Hinter­

grund des Wechselspiels zwischen Impulsen aus der Praxis und ordnungs­

politischer bzw. gesetzgebender Rahmung auf, welche Veränderungen es 

bezogen auf Prüfungsstruktur, Prüfungsinstrumente sowie Leitbilder in den 

letzten Jahrzehnten gegeben hat. Im Ausblick werden diese Entwicklungen 

und ihre Auswirkungen auf die Prüfungspraxis reflektiert. 

Prüfungen erfüllen vielfältige Funktionen 

Prüfungen treffen Aussagen darüber, welche Lernleistun­
gen Lernende vollbracht haben und in welchem Grad sie 
das Gelernte beherrschen. Daneben motivieren und hel­
fen Prüfungen, Lehr-Lern-Prozesse zielgerichtet zu steu­
ern. Systemisch betrachtet dienen sie auch der Qualitäts­
sicherung und Strukturierung von Bildungsgängen sowie 
über ausgestellte Zertifikate der Zuweisung zu Positionen 
im Beschäftigungssystem und der Gesellschaft. Damit er­
füllen Prüfungen vielfältige Funktionen und haben indivi­
duelle, bildungspolitische, wirtschaftliche und gesamtge­
sellschaftliche Bedeutung (vgl. Severing 2011). 
Um diese Funktionen angemessen erfüllen zu können, sind 
Prüfungen kontinuierlich an die aktuellen Entwicklungen 
eines Berufs und der (Ausbildungs-)Praxis sowie an die 
jeweils gültigen Rechtsvorschriften und Empfehlungen an­
zupassen. So gewährleisten sie, dass Aussagen zur berufli­
chen Handlungsfähigkeit valide getroffen werden können. 
Prüfungsbezogene Forschung hat die Aufgabe, diesen Pro­
zess zu unterstützen. 
Über einen Zeitraum von fast fünfzig Jahren ist zu be­
obachten, dass die Weiterentwicklungen der Prüfungs­
bestimmungen maßgeblich von gesetzgeberischer bzw. 
ordnungspolitischer Seite oder der betrieblichen Praxis 
ausgingen. 
Welche Veränderungen in den Prüfungsbestimmungen 
erfolgten, wird im Folgenden am Beispiel von Prüfungs­
strukturen, Prüfungsinstrumenten und Leitbildern (zur 
Begriffsklärung vgl. Infokasten) seit Inkrafttreten des Be­
rufsbildungsgesetzes (BBiG) 1969 dargestellt. 

Standards werden festgelegt: BBiG und erste 
Empfehlungen 

Mit Inkrafttreten des BBiG 1969 wurden grundlegende 
Standards für Ausbildung und Prüfung im dualen System 
verbindlich festgelegt. Die bis dahin privatwirtschaftlich 
weitgehend selbstregulierte betriebliche Berufsausbildung 
wurde zur öffentlichen Aufgabe; Sozialpartner und Staat 
sind gleichberechtigt in Planung und Durchführung einzu­
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beziehen. Ziel der Ausbildung und damit auch der Prüfung 
sollte neben einer breit angelegten beruflichen Grundbil­
dung der Erwerb der »für die Ausübung einer qualifizierten 
beruflichen Tätigkeit notwendigen fachlichen Fertigkeiten 
und Kenntnisse« (§ 1 BBiG 1969) sowie der erforderli­
chen Berufserfahrung sein. Der Prüfungsorganisation und 
-durchführung wurde im Gesetz ein eigener Abschnitt mit 
dem Titel »Prüfungswesen« gewidmet. Darin wurde u. a. 
eine überbetrieblich organisierte Zwischenprüfung ver­
bindlich eingeführt. Diese Vorgabe sollte der Ermittlung 
des Ausbildungsstands dienen und war bis dahin nicht die 
Regel. Auch wurden die Prüfungsanforderungen zum fes­
ten Bestandteil der Ausbildungsordnungen; in vielen älte­
ren Berufen waren bis dahin Berufsbild und Prüfungsan­
forderungen in getrennten Dokumenten niedergelegt. 
Ergänzend zu diesem Gesetz auf Bundesebene wurde der 
Prüfungsbereich in den folgenden Jahren durch Empfeh­
lungen des Bundesausschusses für Berufsbildung, dem 
Vorgänger des heutigen Hauptausschusses des BIBB, auf 
untergesetzlicher Ebene weiter strukturiert und ausgestal­
tet. Die erste Empfehlung dieses Ausschusses bezog sich 
auf Richtlinien für Prüfungsordnungen (1971, Nr. 1)1 und 
sollte eine Vereinheitlichung des Prüfungsverfahrens in 
den zuständigen Stellen über eine Musterprüfungsordnung 
bundesweit sicherstellen. Es folgten Grundsätze für die 
Durchführung der Zwischenprüfung (1972, Nr. 9), Emp­
fehlungen zu programmierten Prüfungen (1974, Nr. 22) 
und zur Durchführung von mündlichen Prüfungen 
(1976, Nr. 33). 

1 Alle Empfehlungen sind zu finden unter www.bibb.de/de/11703.php 

(Stand: 14.02.2018). 

Maßgebliche Vorgaben bezogen auf die Prüfungsinstru­
mente wurden 1980 durch die »Empfehlung für die Verein­
heitlichung von Prüfungsanforderungen in Ausbildungs­
ordnungen« (Nr. 54) als Reaktion auf Unterschiede in der 
Prüfungspraxis und der organisatorischen Prüfungsdurch­
führung getroffen. Hierin werden als Prüfungsstruktur 
eine Zwischen- und Abschluss- bzw. Gesellenprüfung vor­
geschrieben und für gewerbliche und kaufmännisch-ver­
waltende Berufe gesonderte Vorgaben aufgeführt. Bei 
den gewerblichen Berufen ist die Prüfung in eine Fertig­
keits- und Kenntnisprüfung unterteilt, die als mögliche 
Prüfungsinstrumente Arbeitsproben, Prüfungsstücke und 
schriftliche Aufgaben vorsieht. Mündliche Prüfungen sind 
als Regelprüfung nur durchzuführen, wenn dies berufsspe­
zifisch erforderlich ist. In den kaufmännisch-verwaltenden 
Berufen gibt es hingegen eine schriftliche und mündliche 
Prüfung (vgl. Abb.). 
Die Empfehlung greift die Vorgaben des BBiG auf und legt 
konkrete Prüfungsinstrumente – die in Teilen die bereits 
bestehende Prüfungspraxis abbildeten – berufsbereichsbe­
zogen fest. 
Insgesamt wird deutlich, dass das Prüfungswesen durch 
das BBiG und die Empfehlungen des Bundesausschusses 
für Berufsbildung bzw. späteren Hauptausschusses bun­
desweit systematisiert und konkretisiert wurde. Die Vorga­
ben auf gesetzlicher und untergesetzlicher Ebene formten 
und standardisierten die Prüfungspraxis und trugen damit 
maßgeblich zur Durchsetzung von nationalen Berufsaus­
bildungsstandards sowie zur Qualitätssicherung der Aus­
bildung über alle Ausbildungsberufe im dualen System bei 
(vgl. Lennartz 2004). 

www.bibb.de/de/11703.php
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Experimentierfeld Prüfungen: Innovationen aus 
der betrieblichen Praxis 

Die in den folgenden Jahren angestoßenen Veränderungen 
gingen von der betrieblichen Praxis aus und bezogen sich 
zuerst auf die Leitbilder, später dann auf Prüfungsinstru­
mente und -strukturen. 

Neue Leitbilder infolge veränderter Qualifikations­
anforderungen 

Durch den Einsatz neuer Technologien und dadurch ge­
wandelter Qualifikationsanforderungen wurden in der 
betrieblichen Ausbildung in den 1970er- und 1980er-Jah­
ren neue Ausbildungsmethoden entwickelt. Lernprozesse 
sollten stärker selbstgesteuert in Kooperation mit anderen 
Lernenden erfolgen und sich am Modell der vollständigen 
Handlung orientieren. Das Leitbild der Handlungsorien­
tierung fand 1987 bei der Neuordnung der industriellen 
Metall- und Elektroberufe Eingang in die Ausbildungsord­
nungen. Die Fähigkeit zu selbstständigem Planen, Durch­
führen und Kontrollieren ist seitdem in den Berufsbildern 
fest verankert und auch in den Prüfungen nachzuweisen. 
In den 1990er-Jahren entwickelten sich die Unternehmen 
immer mehr von einer funktions- zu einer prozessorien­
tierten Organisationsgestaltung. Kernelemente dieser Ent­
wicklung waren die Orientierung an bereichsübergreifen­
den Geschäftsprozessen, die Fokussierung auf externe wie 
interne Kundinnen und Kunden sowie die informations- 
und kommunikationstechnologische Unterstützung (vgl. 
Gaitanidis/Ackermann 2004). Für Fachkräfte waren da­
mit neue Anforderungen verbunden, die vermehrt Abstim­
mung, Sicherung und Optimierung von Arbeitsprozessen 
und flexible Reaktionen auf unvorhergesehene Ereignisse 
erforderten. 
Das neu entstandene Leitbild der Prozessorientierung wur­
de seit Ende der 1990er-Jahre in den Verordnungen auf­
gegriffen und auch die Prüfungsanforderungen wurden 
danach ausgerichtet. Bei der Neuordnung der industriel­
len Elektro- und Metallberufe 2003 bzw. 2004 wurde die 
prozessbezogene Vermittlung von Ausbildungsinhalten 
explizit festgelegt und neben dem selbstständigen Planen, 
Durchführen und Kontrollieren »das Handeln im betrieb­
lichen Gesamtzusammenhang« eingeschlossen. Auf struk­
tureller wie inhaltlicher Ebene finden die Leitbilder Hand­
lungs- und Prozessorientierung bis heute Eingang in die 
Prüfungsanforderungen. 

Anpassung der Prüfungsinstrumente an die 
betriebliche Praxis 

Parallel zu der prozessorientierten Ausrichtung der Be­
triebe kam Anfang der 1990er-Jahre der Impuls, die Prü­

fungen praxisnäher zu gestalten. Mit der Neuordnung des 
Berufs Technischer Zeichner/Technische Zeichnerin 1993 
wurde eine integrierte Prüfung eingeführt. Diese hob die 
bisherige Trennung zwischen Kenntnis- und Fertigkeits­
prüfung und zwischen einzelnen Prüfungsfächern auf, 
kombinierte praktische und schriftliche Prüfungsteile und 
stellte Arbeitsaufträge und vollständige Handlungsabläufe 
aus der betrieblichen Praxis ins Zentrum. Damit war eine 
vollständig neue Ausrichtung der Prüfungen – auch fern­
ab der Vorgaben der Hauptausschuss-Empfehlung Nr. 54 
– entstanden. Zunächst erprobt und evaluiert, wurde die 
Verordnung im Jahr 2000 in Dauerrecht überführt. 
Einen Meilenstein für die Weiterentwicklung der Prüfun­
gen stellt auch die Neuordnung der IT-Berufe 1997 dar, die 
sowohl eine neue Ausbildungs- als auch Prüfungskonzep­
tion beinhaltete. Um die Orientierung an Kundinnen und 
Kunden und ganzheitlichen Geschäftsprozessen auch in 
den Abschlussprüfungen angemessen prüfen zu können, 
wurden mit der betrieblichen Projektarbeit und ganzheit­
lichen Aufgaben neue Prüfungsinstrumente eingeführt, 
die auftragsbezogenes Denken und Handeln in den Mit­
telpunkt stellten. Die betriebliche Projektarbeit, der Vor­
gänger des heutigen Prüfungsinstruments betrieblicher 
Auftrag, stellt eine reale Arbeitsaufgabe aus dem Unter­
nehmen dar, die nach Genehmigung durch die zuständi­
ge Stelle in einem festgelegten Zeitfenster vom Prüfling 
zu bearbeiten und zu dokumentieren ist. In der Prüfung 
präsentiert der Prüfling die durchgeführte Arbeit und führt 
mit dem Prüfungsausschuss hierüber ein Fachgespräch. 
Damit wurde vom Prinzip der bundesweit einheitlichen 
Aufgabenstellungen abgerückt und der Fokus auf reale, 
betriebsspezifische Arbeitsaufträge gelegt. Dass die neu 
eingeführten Prüfungsinstrumente eine Herausforderung 
für die Prüfungspraxis darstellen, zeigte die zweimalige 
Evaluation der Abschlussprüfung in den IT-Berufen. So 
stellte es sich u. a. als schwierig heraus, Anforderungen für 
die ganzheitlichen Aufgaben und Prüfungsprojekte zu er­
arbeiten, ganzheitliche Aufgaben zu gestalten sowie ange­
messene, den zeitlichen Vorgaben entsprechende Projekte 
für die betriebliche Projektarbeit zu finden. Neben diesen 
berufsspezifischen Erkenntnissen legte die Evaluation aber 
auch grundsätzliche Fragen zu Bewertungskriterien und 
-verfahren, Qualifikationsanforderungen an das Prüfungs­
personal sowie Qualitätsstandards von Prüfungen offen 
(vgl. Ebbinghaus 2004). 
Um die Jahrtausendwende wurde eine Vielzahl an Berufen 
modernisiert und neu entwickelt, die innovative Prüfungs­
instrumente beinhalteten. Die vielen neuen Instrumente 
führten allerdings bald zu einem kaum mehr zu überbli­
ckenden »begrifflichen Wildwuchs« (Schmidt 2005, S. 1). 
So waren im Rahmen einer schriftlichen Prüfung u.a. »pra­
xisbezogene Aufgaben«, »komplexe Aufgaben«, »komplexe 
praxisbezogene Aufgaben«, »praxisbezogene, handlungs­



 

 

 

 

 
 

 

5 4  B E R U F E  B W P  2 / 2 0 1 8  

orientierte Aufgaben«, »betriebliche Aufgaben« oder »bran­
chenübergreifende Aufgaben« zu bearbeiten. 

Gestreckte Abschluss- bzw. Gesellenprüfung als neue 
Prüfungsstruktur 

Neben diesen Neuerungen auf Ebene der Prüfungsinstru
mente gab es Anfang der 2000er-Jahre auch eine grund
legende Änderung der Prüfungsstruktur. Die Zwischen
prüfung, die eine reine Lernstandskontrolle ist und deren 
Ergebnis weder Auswirkungen auf das Fortsetzen der Aus
bildung noch auf das abschließende Prüfungsergebnis hat,
kam in die Kritik: Die gestreckte Abschluss- bzw. Gesellen
prüfung wurde eingeführt. Ab 2002 wurde sie zuerst in den 
Produktions- und Laborberufen der chemischen Industrie,
2003 und 2004 in den Elektro- und Metallberufen erprobt 
und evaluiert und fand dann in vielen weiteren Berufen im 
gewerblich-technischen Bereich Eingang. Seit 2009 gibt es 
die gestreckte Abschlussprüfung auch im kaufmännischen 
Bereich. 
Die vielfältigen Neuerungen auf Ebene der Prüfungsin­
strumente, der Prüfungsstruktur sowie der Leitbilder ha
ben die Prüfungslandschaft insbesondere seit Mitte der
1990er-Jahre stark verändert und prägen sie bis heute.
Wesentliche Treiber waren veränderte betriebliche An
forderungen, der Wunsch, berufliche Fähigkeiten in den 
Prüfungen angemessener abzubilden, sowie die Kritik am 
bestehenden Prüfungssystem. Ermöglicht wurde die kon
krete Umsetzung dieser Innovationen in sehr kurzer Zeit 
durch eine Welle von Neuordnungen um die Jahrtausend
wende2. 

In geordneten Bahnen: BBiG-Novelle und   
überarbeitete Empfehlung 

Die vielfältigen Innovationen und Erprobungen im Prü
fungsbereich wurden Mitte der 2000er-Jahre durch Ge
setze und Empfehlungen in »geordnete Bahnen« gelenkt.
Mit Inkrafttreten des novellierten BBiG 2005 wurde das 
Ziel der Ausbildung und damit auch der Prüfungsgegen
stand um »berufliche Handlungsfähigkeit« erweitert und 
das Modell der gestreckten Abschlussprüfung gesetzlich 
verankert. Damit besteht alternativ zur »klassischen« Zwi
schen- und Abschlussprüfung die Möglichkeit, dass es zwei 
Zeitpunkte der Kompetenzfeststellung im Ausbildungsver
lauf im Rahmen der Abschluss- bzw. Gesellenprüfung gibt. 
Ende 2006 verabschiedete der Hauptausschuss die »Emp
fehlung für die Regelung von Prüfungsanforderungen in 
Ausbildungsordnungen« (Nr. 119), an der eine Arbeits
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2 1998 sowie 1999 wurden insgesamt 29 Berufe modernisiert oder neu 

entwickelt, 2003 30 und 2004 32; 2016 wurden im Vergleich neun 

Berufe modernisiert (vgl. BIBB 2010, 2017). 

gruppe bestehend aus Sozialpartnern, Bund und Ländern 
jahrelang gearbeitet hatte. Die Regelung ersetzte die Emp­
fehlung Nr. 54 und enthält neben berufsübergreifenden 
Vorgaben für die Prüfungsstruktur – klassisches oder ge­
strecktes Prüfungsmodell – einen Katalog von acht Prü­
fungsinstrumenten. Auf untergesetzlicher Ebene wurde 
damit die Vielzahl an Prüfungsinstrumenten begrenzt und 
systematisiert und gleichzeitig eine Reihe von neu entwi­
ckelten Instrumenten wie der »betriebliche Auftrag« im 
gewerblich-technischen Bereich oder das »Kundenbera­
tungsgespräch« im kaufmännischen Bereich (Gesprächssi­
mulation) aufgenommen. 
Im Rahmen einer Überarbeitung im Jahr 2013 (Nr. 158) 
wurden Prüfungszeiten und Instrumentenkatalog erneut 
angepasst sowie eine Liste der »erforderlichen und mög­
lichen Kombinationen an Prüfungsinstrumenten« ergänzt. 
Damit kann heute zwischen klassischer und gestreckter 
Prüfung gewählt werden und als Prüfungsinstrumente 
kommen schriftlich zu bearbeitende Aufgaben, fallbe­
zogene, auftragsbezogene oder situative Fachgespräche, 
Gesprächssimulation, Präsentation, Dokumentieren mit 
praxisbezogenen Unterlagen, Prüfungsprodukt/Prüfungs­
stück, Arbeitsprobe, Arbeitsaufgabe oder betrieblicher 
Auftrag in Betracht. 

Aktuelle Entwicklungen 

In den letzten Jahren wurde mit der Kompetenzorientie­
rung ein weiteres Leitbild festgelegt, welches in der be­
trieblichen Praxis wie auch auf wissenschaftlicher und 
bildungspolitischer Ebene auf eine lange Diskussion 
zurückblicken kann. Für die schulische Seite war die 
Entwicklung von Handlungskompetenz, die heute Fach-, 
Selbst- und Sozialkompetenz umfasst, bereits 1996 als 
Ziel des Unterrichts und Bildungsauftrag der Berufsschu­
le mit dem Lernfeldkonzept verankert worden. Für die 
betriebliche Seite wurde die Kompetenzorientierung mit 
Verabschiedung der Hauptausschuss-Empfehlung Nr. 160 
»Zur Struktur und Gestaltung von Ausbildungsordnungen 
– Ausbildungsberufsbild, Ausbildungsrahmenplan« 2014 
eingeführt. Darin wird die im BBiG festgeschriebene »be­
rufliche Handlungsfähigkeit« mit der Kompetenzdefini­
tion des Deutschen Qualifikationsrahmens gleichgesetzt. 
Derzeit wird in den ersten Berufen, die angelehnt an diese 
Hauptausschuss-Empfehlung erarbeitet wurden, ausgebil­
det. Inwieweit das Leitbild bezogen auf die Prüfungen z.B. 
durch eine Hauptausschuss-Empfehlung aufgegriffen und 
konkretisiert wird, bleibt abzuwarten. Erste Forschungs­
ergebnisse zeigen, dass kompetenzbasierte Ansätze in den 
derzeitigen Prüfungen bereits zu finden sind und gezielt 
weiterentwickelt werden können (vgl. Lorig u. a. 2014). 
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Ausblick 

Verbindliche Festlegungen durch Gesetze und Empfehlun­
gen sowie Innovationen aus der betrieblichen Praxis haben 
Prüfungsbestimmungen über die Jahrzehnte weiterent­
wickelt und im Wechselspiel eine fördernde Wirkung auf 
das Prüfungswesen entfaltet. Sie verfolgten die Intention, 
berufliche Anforderungen angemessen in Prüfungen abzu­
bilden und valide Aussagen zum Erwerb der beruflichen 
Handlungsfähigkeit im jeweiligen Beruf treffen zu können. 
Für die Prüfungspraxis stellen die Neuerungen in den Prü­
fungsstrukturen, -instrumenten und Leitbildern in der Re­
gel eine Herausforderung dar. Es gilt in oft kurzen Zeitfens­
tern und vor dem Hintergrund veränderter Anforderungen 
Prüfungsaufgaben zu erstellen, das Prüfungspersonal zu 
informieren und zu qualifizieren, Unterstützungsmateria­
lien wie beispielsweise Bewertungsraster zu entwickeln 
und die Durchführung der Prüfungen zu organisieren. 
Obwohl die aus der betrieblichen Praxis angestoßenen Ver­
änderungen das Prüfungswesen maßgeblich vorangetrie­
ben haben, ist für die Prüfungspraxis die Systematisierung 
und Standardisierung der Prüfungsbestimmungen durch 
Rechtsvorschriften in Verbindung mit Hauptausschuss­
empfehlungen zwingend erforderlich, um Qualität und 
Rechtssicherheit gewährleisten zu können. 
Auch wenn die Prüfungspraxis grundsätzlich das »letzte 
Glied« in der Kette darstellt, welches Neuerungen im dua­
len System auf Grundlage erlassener Ordnungsmittel um­
setzen muss, trägt sie doch maßgeblich dazu bei, die mit 
den Neuerungen angestrebten Ziele einzulösen. Nicht nur 
dienen die Prüfungsanforderungen als »heimlicher Lehr­
plan«, den Prüfungen kommt auch eine Schlüsselstellung 
bei Reformen der Berufsausbildung zu, da sie unmittelba­
re Auswirkungen auf die Ausbildung, Lehr-Lern-Prozesse 
und Strukturen der beruflichen Bildung haben. Trotz ihrer 
großen Bedeutung stellen die Prüfungen im dualen System 

einen bisher relativ wenig erforschten Gegenstandsbereich 
dar. Sowohl aufgrund der individuellen, bildungspoliti­
schen, wirtschaftlichen und gesamtgesellschaftlichen Be­
deutung von Prüfungen als auch weiterer noch ungeklär­
ter Fragen wäre es angebracht, die Forschung in diesem 
Bereich zu intensivieren. Wissenschaftliche Erkenntnisse 
könnten dazu dienen, historische wie aktuelle Entwick­
lungen zu analysieren, Innovationen wissenschaftlich zu 
fundieren, ihre Einführung zu begleiten und Handlungs­
empfehlungen zur Weiterentwicklung des Prüfungswesens 
auszusprechen. s
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Digitalisierte Prüfungsauswertung verspricht Effizienz  

und Objektivität. Was aber, wenn mit den automatisier

ten Prüfungen Fehler im System einhergehen? Wer ver

antwortet diese? Nachfolgend wird aufgezeigt, welche  

Wirkungen die Automatisierung auf Prüfungsergebnisse 

hat. Diese werden vor dem Hintergrund des Leitbilds be

ruflicher Handlungsfähigkeit im dualen System kritisch  

beleuchtet. 

Spannungsfeld zwischen Ökonomie und Qualität 

Mit der Zunahme immer anspruchsvollerer Ausbildungs
ordnungen, zum Beispiel im Zuge von Industrie/Wirt
schaft 4.0, sind Berufsabschlussprüfungen aufwendiger
geworden, was u.  a. die Prüfungskosten erheblich erhöht.
Die mit der Prüfungsdurchführung beauftragten zuständi
gen Stellen suchen daher nach kostengünstigen Lösungen, 
um vor allem den Personalaufwand auf ein Minimum zu 
beschränken (vgl. Hewlett/Kahl-Andresen 2014, S. 8).  
Gleichzeitig gilt es das anspruchsvolle Konzept berufli
cher Handlungsfähigkeit in den Prüfungen angemessen 
abzubilden. Nicht alle Ansätze lösen dieses Spannungsfeld 
zwischen Ökonomie und Qualität in befriedigender Weise 
auf, wie das nachfolgende Beispiel der Verwendung von 
Multiple-Choice-Aufgaben (gebundene Aufgaben) belegt.
In vielen Berufen wird dieser Aufgabentyp rechnerge
stützt ausgewertet. Die Auswertungen werden zentral in 
Listen eingetragen (Ergebnisübersicht) und den zustän
digen Prüfungsausschüssen nur mit den entsprechenden 
Punktzahlen und Bewertungen übermittelt. Die zentrale 
rechnergestützte Auswertungssoftware übernimmt damit 
rechtlich die Funktion eines Korrekturassistenten/einer
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* Unter Mitwirkung von Gunther Steffens, Andreas Kahl-Andresen 

und Clive Hewlett. 

Korrekturassistentin, allerdings mit dem entscheidenden 
Unterschied, dass die Prüfungsausschüsse nicht nachvoll­
ziehen können, wie die Ergebnisse zustande gekommen 
sind, und sie selten realisieren, dass die automatisiert ge­
wonnenen Ergebnisse lediglich Vorschläge sind. Der Bei­
trag reflektiert die Grenzen der Automatisierung und die 
damit verbundenen Wirkungen, die weit über Fehler in der 
Ergebnisfeststellung hinausgehen. 

Tücken der automatisierten Auswertung 

Für Prüflinge bereiten gebundene Aufgaben bereits beim 
Bearbeiten der jeweiligen Aufgabensätze Schwierigkeiten. 
Die Aufgaben, gebunden und ungebunden, sind in einem 
Aufgabensatz festgehalten. Die Lösungen der ungebunde­
nen Aufgaben werden hier eingetragen und von den Prü­
fungsausschüssen entsprechend bewertet. Die Ergebnisse 
der gebundenen Aufgaben müssen vom Prüfling jedoch 
in einen gesonderten Lösungsbogen übertragen werden, 
um eine automatisierte Auswertung technisch zu ermög­
lichen. Eine erste mögliche Fehlerquelle liegt damit in der 
fehlerhaften Übertragung. In der Regel machen sich die 
Prüflinge bei den Aufgaben Notizen und schreiben dort An­
merkungen zur Lösung auf. Diese werden bei der rechner­
gestützten Auswertung nicht bewertet bzw. berücksichtigt. 
Übertragungsfehler bleiben somit unberücksichtigt. Dem 
Prüfungsausschuss wird zur abschließenden Bewertung 
eine Ergebnisübersicht vorgelegt, in der nur noch die je­
weiligen Punkte sowie die jeweilige Musterlösung einge­
tragen sind. 
Will sich ein Prüfungsausschuss Gewissheit darüber ver­
schaffen, ob die Ergebnisse alle richtig eingetragen wurden 
und ob es eventuell Übertragungs- oder Folgefehler gibt, 
müssen die einzelnen Prüfungsausschussmitglieder einen 
Blick auf die gebundenen Aufgaben richten. Zudem sollten 
dem Prüfungsausschuss die Notizen der Prüflinge vorlie­
gen. Nur so können Folgefehler sowie Übertragungsfehler 
erkannt und ggf. entsprechend bewertet werden. 
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Dem Prüfungsausschuss wird aber häufig suggeriert, die 
rechnergestützte Auswertung sei zu übernehmen. Sie gilt 
gemeinhin als objektiv und unveränderbar. Folglich sieht 
das dem Prüfungsausschuss vorliegende Lösungsblatt für 
ihn auch keine Korrekturspalte vor. Praktische Beispiele 
zeigen allerdings, dass die automatisierte Bewertung teil­
weise erhebliche Mängel aufweist. 
Die rechnergestützte Auswertung ist so angelegt, dass es 
nur richtig oder falsch gibt. Bei Multiple-Choice-Aufgaben 
können richtige Lösungsansätze zum Kreuz an der fal­
schen Stelle führen. Vor allem bei Folgefehlern, wenn sich 
beispielsweise gebundene auf ungebundene Fragen be­
ziehen, kommt die rechnergestützte Auswertung zum Er­
gebnis: »falsche Antwort«. Auch Zweifel, ob eine als falsch 
geltende Antwortmöglichkeit möglicherweise doch richtig 
sein kann (Erstellungsfehler, Abwägungsfragen u. Ä.), ent­
ziehen sich einer rechnergestützten Auswertung. Zweifel­
haft ist auch, ob eine solche Programmierung tatsächlich 
kostengünstiger ist als die Kontrolle durch unabhängig 
voneinander urteilende Prüfungsausschussmitglieder. Un­
abhängig davon ist nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) 
ausschließlich der Prüfungsausschuss für die Prüfungsqua­
lität verantwortlich und nicht die rechnergestützte Korrek­
turassistenz. 
Sähe man jedoch die automatisierte Bewertung und Kon­
trolle der Aufgaben als gegeben an, verlagerte sich diese 
Verantwortung auf den Programmierer/die Programmie­
rerin in Kombination mit den Aufgabenerstellerinnen und 
-erstellern, was ein Verstoß gegen Prüfungsrecht wäre. Dies 
lässt sich nur vermeiden, wenn dem Prüfungsausschuss 
bekannt ist und erläutert wird, wie die Programmierung 
der Bewertung und Lösung der Aufgaben vorgenommen 
wurde. Darüber hinaus muss ihm die Möglichkeit gegeben 
werden, die Aufgaben in einer angemessenen Form und 
Zeit zu kontrollieren. Aufgabenersteller/-innen müssen 
eine Rückmeldung erhalten, wo eine eindeutige Lösung 
fehlte und wo es die Problematik von Folgefehlern gege­
ben hat. Dies setzt voraus, dass die Prüfungsausschüsse 
und die Prüfungserstellungsausschüsse angemessen Zeit 
erhalten für Durchsicht und Kontrolle der zu bewertenden 
Ergebnisse sowie eine Rückmeldung an die Aufgabener­
steller/-innen. 

Denkanregungen für das Prüfungswesen 

Aufgrund der geschilderten Situation und der Erfahrungen 
aus der Prüfungspraxis werden kurz gefasste Denkanstö­
ße gegeben, die einer Systemverbesserung zuträglich sein 
könnten. 
Zur Wahrung des Grundsatzes, dass Prüfungsergebnisse 
ausschließlich vom Prüfungsausschuss festgestellt werden, 
wären folgende Punkte zu beachten: 

•	 Ergebnisübersichten, die von der zuständigen Stelle zur 
Verfügung gestellt werden, müssen dem Prüfungsaus
schuss signalisieren, dass es sich lediglich um Bewer
tungsvorschläge handelt, die zu überprüfen und ggf. zu 
verändern sind – auch die einer rechnergestützten Kor
rekturassistenz. 

•	 Durch die automatisierten Prüfungsbewertungen ergibt 
sich bei deren rigider Anwendung de facto eine pro­  
blematische Umkehrung der eigentlichen Verantwor
tungs- und Steuerungsverhältnisse: Es erfolgt eine Ver
schiebung von der beruflich-fachlichen Kompetenz der 
Prüfer/-innen und Aufgabenersteller/-innen in den Aus
schüssen (vgl. Steffens 2014) zur administrativ-öko
nomischen Logik der beteiligten Institutionen. Die über
regionalen Aufgabenerstellungseinrichtungen, wie z.  B. 
die Aufgabenstelle für kaufmännische Abschluss- und 
Zwischenprüfungen (AkA), die lediglich eine Dienstleis
tungsfunktion haben, bedienen sich externer Zulieferer, 
die in der Regel ohne Beteiligung beruflicher Expertin
nen und Experten die Programmierung der Auswertung 
von Prüfungen vornehmen. Diese Verschiebung von 
Verantwortlichkeiten ist aus rechtlichen Gründen nicht 
hinnehmbar. 

•	 Gelungene berufliche Bildung entwickelt berufliche 
Handlungsfähigkeit. Da Form und Inhalte der Prüfung 
die gesamte Ausbildung und dort praktizierte Lernfor
men mitprägen, sind die Prüfungen auf dieses Ziel und 
die damit verbundene gestaltende Problemlösungskom
petenz auszurichten. Gebundene Aufgaben induzieren 
aber Lernformen, die diesem Anspruch nicht genügen. 
Erweisen sie sich auch noch als fehleranfällig und be
lasten einen verantwortungsvollen Prüfungsausschuss 
mehr, als sie entlasten, ist deren Eignung für Abschluss
prüfungen kritisch zu hinterfragen. 

Ob sich Multiple-Choice-Aufgaben überhaupt eignen, be
rufliche Handlungsfähigkeit festzustellen, wie es das BBiG 
fordert, ist eine Frage, die es wert ist, gesondert untersucht 
zu werden. 
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Potenziale der Ausbildung im Verbund
 

ANKE BAHL 
Wiss. Mitarbeiterin im Arbeitsbereich 
»Kompetenzentwicklung« im BIBB 

Lehrbetriebsverbünde 
Integration von benachteiligten Jugendlichen in ein 

neues Modell der dualen Berufsausbildung in der 

Schweiz 

Nicolette Seiterle 
Budrich UniPress Ltd., Opladen/Berlin/Toronto 2017, 
352 S., 43,00 EUR, ISBN 978-3-86388-739-1. Auch als 
eBook im Open Access: 978-3-86388-301-0 

Die Fragen, wie Jugendlichen mit schlechteren Startchan­
cen der Zugang zu einer dualen Ausbildung erleichtert 
werden kann und wie sich die hohe Zahl von Vertragslö­
sungen aufgrund ausbildungsinterner Konflikte verrin­
gern lässt, treiben nicht nur die bundesdeutsche Debatte 
um. Auch in der Schweiz ringt man mit dem Befund, dass 
allein aufgrund ihres Namens als »ausländisch« wahrge­
nommene Jugendliche trotz guter Schulleistungen bei der 
Ausbildungsplatzsuche systematisch benachteiligt werden. 
Ähnlich geht es auch leistungsschwächeren Jugendlichen. 
Wie kann beiden Zielgruppen dennoch eine Chance eröff­
net werden, ihr Potenzial in einer beruflichen Ausbildung 
zu entfalten und diese erfolgreich zum Abschluss zu brin­
gen? Eine Alternative zur traditionellen dualen Ausbildung 
stellen Verbundmodelle dar. Hier schließen die Jugendli­
chen ihren Vertrag nicht mit einem Betrieb, sondern mit 
der Leitorganisation des Verbunds und rotieren während 
der Ausbildung (in der Regel jährlich) zwischen verschie­
denen Betrieben. 
Exemplarisch an vier sehr unterschiedlichen Schwei­
zer Lehrbetriebsverbünden, die in Deutschland dem Typ 
»Ausbildungsverein« entsprächen, untersucht Nicolette 
Seiterle in ihrer Dissertation erstmals, inwiefern deren 
Strukturmerkmale sich förderlich auf den Abbau von Bil­
dungsungleichheiten auswirken (vgl. auch Seiterle in 
diesem Heft). 

Der theoretische Rahmen der Arbeit speist sich aus dem 
Capabilities-Ansatz und der Soziologie der Konventionen, 
die von der Autorin klug zusammengeführt werden. Er­
gänzt werden sie durch eine organisationssoziologische 
Perspektive, welche der Spezifik der Verbünde als Hybri­
den zwischen privatwirtschaftlichen Unternehmen und 
Bildungsorganisationen Rechnung trägt. 
Als Fallbeispiele dienen vier Verbünde unterschiedlicher 
Größe und aus verschiedenen Branchen. Die empirische 
Basis stellen quantitative und qualitative Daten dar, wel­
che die Autorin in einem Forschungsprojekt unter Leitung 
von Christian Imdorf und Regula Julia Leemann er­
schlossen hat. Zudem führte sie problemzentrierte Inter­
views mit Auszubildenden, die einen Ausbildungsabbruch 
erwogen oder diesen bereits vollzogen hatten. 
Seiterle rekonstruiert die spezifischen Ausbildungsphi­
losophien der vier Verbünde, deren Wertigkeitsordnungen 
sich in Anlehnung an die Soziologie der Konventionen mit 
Begriffen zwischen eher »lernendenzentriert« über »be­
triebszentriert« bis zu »marktorientiert« beschreiben las­
sen. Sie entwickelt ein Modell von Einflussfaktoren, die 
sich im Sinne des Capabilities-Ansatzes förderlich auf die 
Entwicklung von Fähigkeiten, d. h. hier die Integration 
Lernender, auswirken. Dazu zählen der stufenweise, stan­
dardisierte Aufbau des Auswahlverfahrens, der späte Ein­
bezug und das insgesamt geringere Mitspracherecht der 
Betriebe sowie rotationsbedingte Auswahlkriterien. So 
können das Rotationsprinzip und die Möglichkeit der vor­
zeitigen Versetzung in einen anderen Betrieb, die geteilte 
Betreuung sowie Unterstützungsangebote der Leitorgani­
sation einem Ausbildungsabbruch tendenziell vorbeugen. 
Im Ergebnis wird deutlich, dass Lehrbetriebsverbünde auf­
grund ihrer organisationsspezifischen Merkmale trotz dif­
ferierender Wertigkeitsordnungen in den konkreten Fällen 
sowohl den Zugang zu einer dualen Berufsausbildung als 
auch deren erfolgreichen Abschluss für zuvor benachteilig­
te Jugendliche erleichtern. 

Fazit: Eine äußerst gründlich erarbeitete und durchgän­
gig transparent dargelegte Studie, deren Lektüre aufgrund 
der wissenschaftlichen Diktion recht anspruchsvoll ist. 
Sowohl für die Integrationsproblematik als auch die Ver­
bundausbildung im Allgemeinen entwickelt die Autorin 
ein theoretisch wie methodisch überzeugendes Analyse­
instrumentarium und bietet damit viele Anregungen für 
die Erforschung von Verbundstrukturen auch in Deutsch­
land. s
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Berufsbildung: Motor für Beschäftigung und Teilhabe
 

SANDRA BOHLINGER 
Prof. Dr., Direktorin des Instituts für Berufs­
pädagogik und berufliche Didaktiken, 
Technische Universität Dresden 

Berufsbildung, eine Renaissance?
 
Motor für Innovation, Beschäftigung, Teilhabe, Aufstieg, 


Wohlstand
 

Peter Schlögl, Michaela Stock, Daniela Moser,
 
Kurt Schmid, Franz Gramlinger (Hrsg.)
 
W. Bertelsmann Verlag, Bielefeld 2017, 351 S., 44,90 EUR, 
ISBN 978-3-7639-5763-7 

Der Tagungsband zur Österreichischen Berufsbildungs­
forschungskonferenz (BBFK) hinterfragt die aktuelle 
»Renaissance« der Berufsbildung, die zwar »nie aus der 
Mode gekommen« ist, ihr Dasein »aber in den letzten Jahr­
zehnten im Schatten von Akademisierung und Verwissen­
schaftlichung« fristete (S. 10). Der Band umfasst 24 Bei­
träge von knapp 60 Autorinnen und Autoren aus dem 
deutschsprachigen Raum und greift zentrale Themenfel­
der der Berufsbildungsforschung auf, wie die Gestaltung 
von Lehr-Lern-Prozessen, Qualifikationen und Curricula, 
Genderfragen, betriebliches Ausbildungsverhalten, Ausbil­
dungsqualität, berufliche versus akademische Bildung, Be­
rufsbildungspolitik und Übergänge. Dass es sich dabei um 
den mittlerweile fünften Band der BBFK handelt, spricht 
deutlich für die Relevanz des Themas und der Konferenz. 
Für die Bedeutung des Konferenzbands spricht aber noch 
mehr: Tagungsbände herauszugeben, bedingt, Beiträge 
thematisch, aber ohne Komplexitätsverlust zu gruppie­
ren, was ohnedies herausfordernd ist. In diesem Fall dürf­
te die Herausforderung aber noch größer gewesen sein, 
weil nichts Geringeres als die disziplinären Grenzen selbst 
zur Diskussion standen: Wer Funktion und Renaissance 
von Berufsbildung im Zuge von anhaltenden Akademisie­
rungsbestrebungen diskutiert, läuft durchaus Gefahr, sich 
in beliebigen Diskussionen um Arbeit, Beruf, Gesellschaft 
und soziale Teilhabe zu verlieren. Ein Blick auf den Unterti­

tel bestätigt diesen Eindruck zunächst. Doch er täuscht: Ti­
tel, Untertitel, Aufbau und Struktur des Bands entspringen 
keinesfalls Willkür und Beliebigkeit, sondern spiegeln viel­
mehr die Vielzahl an (bekannten) Stärken, aber auch Wün­
schen und Hoffnungen wider, für die Berufsbildung sinn­
bildlich und de facto steht. Das wird umso bedeutsamer, 
wenn man bedenkt, dass der Band zu einer Zeit erscheint, 
in der Berufsbildung nicht nur wiederentdeckt, sondern 
sogar als Exportschlager und als Allheilmittel für die Ret­
tung des Fachkräftestatus gefeiert wird, das die »schöns­
ten Zukünfte möglich zu machen« verspricht (S. 10). 
Im Kern greift der Band damit ein Thema auf, das der Be­
rufsbildungsforschung an ihrem disziplinären Herzen 
liegen dürfte, nämlich, ob sie dazu in der Lage ist, das zu 
»retten« oder – weniger pathetisch formuliert – zu leisten, 
was andere Bildungssubsysteme und bildungspolitische In­
strumente nicht vermochten, d. h. gleichzeitig soziale und 
Arbeitsmarktteilhabe, Wohlstand und Innovation zu initi­
ieren und zu fördern. Doch im Kern liefert der Band auch 
Antworten auf eine tiefgreifende Frage: Durch v. a. die Ana­
lyse von Berufsbildung in Relation zur akademischen Bil­
dung werden auch Fragen zur Funktion, zur Wirksamkeit 
und zum disziplinären Selbstverständnis berührt, wenn 
etwa Politiktransfer, frühe Schulabgänge oder die Repro­
duktion und Verfestigung bestehender Machtverhältnisse 
im Kontext von Schulbuchwissen und »global economic 
contexts« kritisch untersucht werden. Konsequenterweise 
sind neue, andere disziplinäre Grenzziehungen, Perspek­
tiven und Ansätze oder deren kritische Reflexion – direkt 
oder indirekt – ein zentrales Thema sämtlicher Beiträge. 
Wenngleich die Frage nach der genauen Position der neu­
en Demarkationslinien der Disziplin offenbleibt und sich 
»nur« in den Beitragsthemen widerspiegelt, gilt dies nicht 
für die Innovations- und Antriebskraft, die Berufsbildung 
nach wie vor innehat: Hier zeigen alle Beiträge deutlich, 
dass Berufsbildung bis auf den heutigen Tag einen erhebli­
chen Beitrag zu Teilhabe, Beschäftigung, Wohlstand, Inno­
vation und (berufsbildungspolitischen) Reformen leistet. 

Fazit: Ein spannender und lesenswerter Band, der präzi­
se und klar zeigt, dass Berufsbildung nach wie vor »eine 
gute Voraussetzung für eine erfolgreiche Berufseinmün­
dung und somit Motor für Beschäftigung und Teilhabe sein 
kann« (S. 238). s
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Attraktivität von Ausbildungsberufen im 
Handwerk 

Wie beeinflusst das Bild, das Ju
gendliche von Handwerksberufen  
haben, ihre Berufsorientierung  
und Berufswahl? 
In seiner Dissertation wertet der  
Autor eine Befragung von fast  
2.000 Schülerinnen und Schülern  
aus. Die Ergebnisse zeigen, dass  
viele Jugendliche veraltete Bilder  
von  Handwerksberufen  haben,  
dass sie die Berufe durch falsche 
Vorstellungen als wenig attraktiv 

wahrnehmen und den Grad der technischen Neuerungen   
im Handwerk unterschätzen. 
Till Mischler: Die Attraktivität von Ausbildungsberufen im Hand­  

werk – Eine empirische Studie zur beruflichen Orientierung von Ju

gendlichen (Berichte zur beruflichen Bildung). wbv media, Bielefeld  

2017, 180 S., 36,90 €, ISBN: 978-3-7639-1189-9 

Transfer in internationalen Berufsbildungs­
kooperationen 

In bilateralen Kooperationen und  
bi- und multilateralen Projekten 
werden Aspekte der dualen Be
rufsbildung analysiert und für den  
Einsatz in anderen Ländern adap
tiert. In diesem Zusammenhang  
wird oft von einem Export oder ei
nem Transfer des dualen Systems  
in ein anderes Land gesprochen.  
Dabei ist es für alle Beteiligten hilf
reich, sich auf bereits bestehende  
Erfahrungen stützen zu können.  

Die Beiträge in diesem Buch reflektieren die Entwicklung  
dieses Themas aus unterschiedlichen Blickwinkeln und fas
sen die Ergebnisse von Transferprojekten und -vorhaben aus  
unterschiedlichen Kontexten zusammen. 
Marthe Geiben  (Hrsg.): Transfer in internationalen Berufsbildungs

kooperationen  (Berichte  zur  beruflichen  Bildung).  wbv  media,  Bielefeld  

2018, 180 S., 36,90 €, ISBN: 978-3-7639-1195-0 

­

­

­

­

­

­

­

­

Wie wird die Qualität der betrieblichen  
Ausbildung in Deutschland gesichert? 

Die Broschüre bietet einen Über
blick über die wichtigsten Rege
lungen, Verfahren und Akteure,  
die für die Qualitätssicherung des  
betrieblichen Teils der Erstausbil
dung relevant sind. Die in deut
scher und in englischer Sprache  
vorliegende Publikation richtet  
sich an Bildungsexpertinnen und  
-experten aus Wissenschaft, Politik  
und Praxis sowohl in Deutschland  
als auch weltweit. Beide Broschü

ren sind als Printexemplare kostenfrei bestellbar und als  
Download erhältlich.www.bibb.de/veroeffentlichungen/ 
de/publication/show/8455 

Veröffentlichungsverzeichnis des BIBB 

Das Verzeichnis beinhaltet die  
aktuellen Neuerscheinungen so
wie weitere Veröffentlichungen  
des BIBB. Es ist nach Publika­  
tionsreihen gegliedert und thema
tisch durch ein Sachwortregister 
erschlossen. 
Das Veröffentlichungsverzeichnis  
2018 kann kostenlos bestellt oder  
heruntergeladen werden: 
www.bibb.de/veroeffentlichun  
gen/de/publication/show/8595 

­
­

­
­

­

­

­

www.bibb.de/veroeffentlichun
http://www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/8455
http://www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/8595
mailto:vertrieb@bibb.de
http://www.bibb.de/veroeffentlichungen
mailto:service@wbv.de
http://www.wbv.de
http://www.bibb.de
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digiTS – ein Kooperationsprojekt  
für die Tischler-Ausbildung 

Die Digitalisierung in der Produktion  
hat das Tischlerhandwerk erreicht, die  
Ausbildung ist jedoch noch nicht darauf  
ausgerichtet. Um wettbewerbsfähig zu  
bleiben, muss sich das holzverarbeiten
de Gewerbe dem Wandel stellen und da
für nicht nur die Maschinen aufrüsten, 
sondern in erster Linie den Fachkräften  
bereits während der Ausbildung Ver
fahrens- und Konstruktionskenntnisse  
vermitteln, um komplexe Geometrien 
mit neuen Produktionsmethoden zu  
realisieren. 
Im Rheinland hat sich eine Interes
sengruppe aus fünf Initiatoren zusam
mengefunden: Ein Meister der über
betrieblichen Ausbildungsstätte der  
Handwerkskammer Köln, zwei Lehrer 
vom Berufskolleg Bergisch Gladbach  
und die jeweiligen Inhaber der Tischle
reien Bächer Bergmann und Feinschnitt  
beschlossen im Sommer 2016, gemein
sam  die  Digitalisierung  in der  Tisch
ler-Ausbildung anzugehen. Dazu wurde  
das Pilotprojekt digiTS (Digitalisierung  
im Tischler- und Schreinerhandwerk)  
entwickelt, in dem während der überbe
trieblichen Unterweisung Tischler-Aus
zubildende die praktische Umsetzung 
der digitalen Prozesskette selbst erfah
ren können. Der erste Lehrgang fand an  
insgesamt 14 Tagen als Testlauf statt.  
Die Tischler-Auszubildenden konnten 
anhand einer dafür konzeptionierten  
Aufgabenstellung alle wesentlichen  
Schritte der Fertigungskette kennen
lernen und praktisch durchführen. Sie  
konstruierten im Berufskolleg mit einer  
3-D-Software ein Longboard und ein  
dazu passendes Aufbewahrungsmö
bel. Beides wurde dann von den Aus
zubildenden in der überbetrieblichen  
Ausbildungsstätte angefertigt, in der  
CNC-Bearbeitungszentrum, 3-D-Dru
cker und Laserschneidemaschine zur  
Verfügung stehen. 

­
­

­

­
­
­

­

­
­

­
­

­

­

­
­

­

Die Rückmeldungen der beteiligten 
Jugendlichen waren sehr positiv. Da 
sie im Verlauf der Fertigung einerseits 
Erfahrungen mit der digitalen Schnitt­
stelle, mit Dateiformaten und mit der 
Bedienung der Maschinen sammeln 
konnten und andererseits z. B. mit 
dem Verleimen von Furnieren auch 
handwerklich tätig wurden, empfan­
den sie ihren Einblick als umfänglich 
und lehrreich. Am besten bewerteten sie 
die Gestaltungsfreiheit bei der Aufga­
benstellung, die Vernetzung zwischen 
überbetrieblicher Ausbildungsstätte 
und Berufsschule und das Maß an Ei­
genverantwortlichkeit in den Planungs­
teams. Die Lehrkräfte beurteilten die 
Motivation der Schüler/-innen als hoch 
und die Lernerfolge als sehr gut. Auch 
leistungsschwächere Schüler/-innen 
konnten ihre Fähigkeiten zeigen. Der 
Erfolg ist außerdem zurückzuführen 
auf die gelungene Lernortkooperation 
zwischen dem Berufskolleg und dem 
überbetrieblichen Zentrum. 
Ohne eine Aktualisierung der Ausbil­
dungsinhalte wird die Implementie-
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rung der neuen digitalen Prozess- und  
Fertigungsmöglichkeiten nur schwer  
umzusetzen sein. Das Projekt digiTS  
möchte dazu beitragen, dass sich die
ser Umstand ändert. An verschiedenen  
Standorten in Nordrhein-Westfalen  
stehen sieben Pilotprojekte nach dem 
gleichen Muster in den Startlöchern.  
Verläuft die Evaluierung durch Innun
gen und Kammern erfolgreich, kann  
eine Entscheidung darüber erfolgen,  
ob und in welchem Rahmen digiTS  
in die Ausbildung integriert wird. Das 
Projekt hat großes Potenzial, sofern  
ein regelmäßiger Erfahrungsaustausch  
zwischen den Akteuren stattfindet, die  
Bereitschaft für das Einarbeiten in das  
Themenfeld Digitalisierung fortbesteht,  
die Bereitstellung von Zeit, Räumlich
keiten und Budget erfolgt, die Lern
inhalte permanent weiterentwickelt  
und sowohl das Ausbildungspersonal  
als auch die Berufsschullehrkräfte be
ständig fortgebildet werden. 
Sebastian Bächer, Rosa Pegam |  
Bächer Bergmann GmbH, Köln 
info@digital.productions 

­

­
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Erklärvideo Erasmus+:  
Strategische Partnerschaften 
in der Berufsbildung 
Europäische Zusammenarbeit in der Be
rufsbildung wird über das Programm  
Erasmus+ finanziert. Strategische Part
nerschaften ermöglichen den Aufbau  
und die Stärkung von europäischen  
Netzwerken sowie den Austausch von 
Ideen und Methoden. Die NA beim BIBB  
zeigt im Video, wie unkompliziert die 
Beantragung von Fördermitteln im eu
ropäischen Bildungsprogramm Eras
mus+ ist. 
https://youtu.be/dnvd0h--jcc  

Positionspapier der chemischen  
Industrie zur digitalen Bildung 
Die gesamte Bildungskette von der  
Grundschule bis zur Universität nimmt  
ein Positionspapier der chemischen  
Industrie in den Blick und beschreibt  
detailliert Forderungen zum Themen
komplex digitale Bildung. Die Ansätze  
im Bereich der beruflichen Bildung gel
ten dabei nicht nur für Berufe der Che
miebranche, sondern können auf viele  
andere Branchen übertragen werden.  
Da Ausbildungsordnungen des dualen  
Systems technologieoffen formuliert  
sind, ist es schon heute möglich, digitale  
Kompetenzen zu vermitteln. Die Weiter
entwicklung und Neugestaltung beste
hender Berufe unter den Bedingungen  
des digitalen Wandels werde von den 
Sozialpartnern vorausschauend und am  
betrieblichen Bedarf orientiert gestal­  
tet. Die Digitalisierung als solche er
fordere keine zusätzlichen Regelungen  
(z.  B. für duale Studiengänge) oder et
waige Ergänzungen des Berufsbildungs­  
gesetzes. 
Um die Position der beruflichen Bildung  
als attraktive Alternative zur akademi
schen Qualifizierung zu stärken, sei  
es sinnvoll, die Weiterbildung für die  
Fachkräfte, die aus dem dualen System  
kommen, gezielt auszubauen. Um das 
»duale Prinzip« der beruflichen Aus
bildung wieder in den Vordergrund zu  
rücken, komme es insbesondere darauf  

­

­

­
­

­
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­

an, den Lernort Berufsschule zu stär­

ken. Die Berufsschulen müssen mit den  
Entwicklungen in den Betrieben Schritt  
halten können. 
Das Positionspapier steht zum Down
load zur Verfügung unter: 
www.bavc.de/bavc/web/web.nsf/id/ 
pa_ausbildung_in_der_chemie.html  

Mittelständler digitalisieren 
schrittweise und nehmen ihr 
Personal mit 

Das RKW Kompetenzzentrum hat die  
Studie »Die Digitalisierung im Mit
telstand: Auswirkungen auf Personal  
und Personalarbeit« veröffentlicht.  
Dafür wurden im Herbst 2017 Ent
scheider/-innen aus 50 kleinen und  
mittleren Unternehmen interviewt. Die  
Digitalisierung scheint im Mittelstand 
angekommen zu sein: 92 Prozent der  
befragten Unternehmen haben bereits  
Digitalisierungserfahrungen gesam
melt. Über die Hälfte (57  %) plant,  
bestehende Digitalisierungsprojekte  
fortzusetzen oder auszuweiten. Ein  
Drittel setzt in neuen Bereichen an. Mit  
diesen Vorhaben entstehen in weitaus 
mehr der befragten Unternehmen neue  
Jobs, als bestehende wegfallen (26 ver­  
sus 10  %). In 80 Prozent der Fälle ge
winnen bestehende Jobs an Bedeu
tung, wobei ihr Anforderungsspektrum  
breiter oder vielfältiger wird. Fast alle 
Unternehmen (92  %) reagieren mit ge
zielten Personalmaßnahmen auf diese  
Veränderungen und setzen dabei in ers
ter Linie auf die Weiterbildung ihrer Be
schäftigten (80  %). Auch Maßnahmen  

­

­

­

­

­
­

­

­
­

zur Aufstockung, Umschichtungen und  
Bindung des Personals sowie Anpassun
gen der Arbeitsorganisation werden an
gestoßen, Entlassungen hingegen nicht.  
Disruptiv verläuft die Digitalisierung  
im Mittelstand also eher nicht – auch  
nicht für das Personal. 
Download der Studie unter: 
www.rkw-kompetenzzentrum.de/  
innovation/dokumentation/studie/ 
die-digitalisierung-im-mittelstand 

Mehr Transparenz beim Über­
gang Schule – Beruf 
Interaktive Datenbank zu  
schulischen Bildungsgängen  
im Übergangsbereich 

Für Schulabgänger/-innen, denen der 
direkte Einstieg in eine berufliche Aus
bildung nicht gelingt, bieten die 16 Bun
desländer eine Vielzahl schulischer Bil
dungsgänge an, die das Ziel verfolgen, 
Wege in die Ausbildung zu eröffnen. Die  
Zugangsvoraussetzungen, die inhaltli
che Ausrichtung und Abschlüsse, die  
erworben werden können, sind jedoch  
sehr unterschiedlich. Den Überblick zu  
behalten, fällt schwer. 
Die BIBB-Fachstelle überaus (Über
gänge in Ausbildung und Beruf) hat  
gemeinsam mit der integrierten Ausbil
dungsberichterstattung (iABE) im BIBB  
sowie dem Statistischen Bundesamt ein  
Angebot entwickelt, in dem die schuli
schen Bildungsgänge der Bundesländer  
im Übergangsbereich recherchiert wer
den können. Die interaktive Datenbank  
enthält zurzeit 132 Bildungsgänge, die  
sich nach bestimmten Kriterien filtern 
lassen. Das Internetangebot ist frei zu
gänglich, die Recherche ist kostenfrei 
und ohne vorherige Anmeldung mög
lich. Das Angebot bietet nicht nur päda
gogischen Fachkräften die Möglichkeit  
der Recherche. So kann beispielsweise  
für einen Jugendlichen ohne Haupt
schulabschluss in einem bestimmten  
Bundesland nach einem geeigneten  

­
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http:www.rkw-kompetenzzentrum.de
www.bavc.de/bavc/web/web.nsf/id
https://youtu.be/dnvd0h--jcc
http://www.bavc.de/bavc/web/web.nsf/id/pa_ausbildung_in_der_chemie.html
http://www.rkw-kompetenzzentrum.de/innovation/dokumentation/studie/die-digitalisierung-im-mittelstand
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schulischen Bildungsgang gesucht  
werden. Die neue, interaktive Daten
bank über schulische Bildungsgänge im  
Übergangsbereich ergänzt die bereits  
verfügbare Übersicht der Fachstelle  
überaus über die bestehenden Förder
programme auf Bundes- und Landese
bene am Übergang Schule – Beruf. 
www.ueberaus.de/schulische  
bildungsgaenge 

Initiative Bildungsketten: 
Evaluation zum Berufswahl­
pass 
Seit  fast  15  Jahren  hat  sich  der  Be
rufswahlpass für Schülerinnen und  
Schüler als nützliches Instrument für  
die Berufsorientierung erwiesen. Die  
Nutzungs- und Lerngewohnheiten der 
Jugendlichen haben sich jedoch seitdem  
stark verändert. Ein Wissenschaftsteam  
der Fachhochschule des Mittelstands  
Bielefeld sowie der Universität Müns
ter hat den derzeitigen Berufswahlpass  
evaluiert und Empfehlungen für die  
Entwicklung eines digitalen Instru
ments verfasst. Der Abschlussbericht  
zum Berufswahlpass mit Vorschlägen  
zur Weiterentwicklung liegt nun vor. 
http://berufswahlpass.de/berufs  
wahlpass/relaunch/ 

KAUSA Medienpreis 2018 
Das Bundesministerium für Bildung und  
Forschung verlieh am 27. Februar 2018  
in Berlin den KAUSA Medienpreis. Der  
Preis wird an Journalistinnen und Jour
nalisten vergeben, die zu einer ausgewo
genen und objektiven Berichterstattung  
über die Bildungswege von Menschen 
mit Migrationshintergrund beitragen.  
Die Jury hatte neun journalistische  
Beiträge nominiert und zeichnete vier 
davon mit dem KAUSA Medienpreis aus.  
Ein Großteil der eingereichten Beiträge  
berichtet über die Integration von Ge
flüchteten ins Berufsleben, wovon auch  
die ausgezeichneten Beiträge handeln. 
•	 Preisträgerin der Kategorie Ein

zelbeiträge in der Disziplin Text ist  
Marie Rövekamp mit ihrem Artikel  

­

­
­

­

­

­

­

­
­

­

­

»Kraft ihres Amtes«, der in »Der Ta­
gesspiegel« erschien. Die Reportage  
erzählt von einer jungen Frau, die  
eine Ausbildung bei der Arbeitsagen
tur in Berlin macht. Das Besondere 
hierbei: Sie hilft nun Deutschen, sich  
in den Arbeitsmarkt zu integrieren. 

•	 In der Disziplin Video wurden Ju
lia Cruschwitz  und Carina Hup
pertz  ausgezeichnet. Die beiden  
Journalistinnen stellen in ihrem  
Video »Kaum Jobs für Flüchtlinge«, 
ausgestrahlt im MDR, zwei Firmen 
vor, die Geflüchtete ausbilden. 

•	 In der Disziplin Audio ging die Aus
zeichnung an Julia Smilga. Ihr Fea
ture »Vom Arzt zum Wachmann – Ein  
syrischer Flüchtling in Bayern«, das  
im Bayerischen Rundfunk zu hören 
war,  handelt von einem Syrer, der  
in Deutschland als Arzt arbeiten  
möchte. 

•	 In der Kategorie Projekte wurden  
Eva  Thöne  und  Maria  Feck  mit  
ihrer Multimedia-Reportage »Ruaas  
Weg« ausgezeichnet, veröffentlicht 
bei Spiegel Online. In Bildern, Video  
und Text vermitteln die Autorinnen,  
wie eine junge Frau, die mit ihrer Fa
milie aus Syrien nach Deutschland 
geflohen ist, ihren Traum verfolgt,  
Ärztin zu werden. 

Dokumentation der Veranstaltung mit  
Vorstellung der Preisträger/-innen und  
der prämierten Beiträge unter: 
www.kausa-medienpreis.de/de/preis

­

­
verleihung-19.php 

­
­

­
­

­

Ausschreibung: 
Friedrich-Edding-Preis 2019 
für Berufsbildungsforschung 
Die Arbeitsgemeinschaft Berufsbil­
dungsforschungsnetz (AG BFN) mit dem 
BIBB als Netzwerkpartner lobt zum 
vierten Mal den »Friedrich-Edding-Preis 
für Berufsbildungsforschung« aus. 
Nachwuchswissenschaftlerinnen und 
-wissenschaftler sind aufgerufen, sich 
bis zum 30. September 2018 um den 
Preis zu bewerben. Gesucht werden her­
ausragende Dissertationen, die sich mit 
Fragen der Berufsbildungsforschung 
beschäftigen. Die Dissertationen sollen 
einen Bezug zu praktischen Anwendun­
gen aufweisen und unterschiedliche 
disziplinäre Ansätze integrieren. 
Die AG BFN will mit dem Preis, der 
alle zwei Jahre vergeben wird, insbe­
sondere zur Unterstützung des wissen­
schaftlichen Nachwuchses beitragen. 
Es können sowohl Arbeiten mit einem 
theorieorientierten wie auch einem 
empirischen Schwerpunkt eingereicht 
werden. Bewerben können sich alle Wis­
senschaftler/-innen, deren Dissertation 
für das Promotionsverfahren an einer 
Hochschule zugelassen wurde oder de­
ren Promotionsverfahren bereits abge­
schlossenen ist. Die Veröffentlichung 
der Dissertation darf nicht länger als 
zwei Jahre zurückliegen. Eingereicht 
werden können sowohl Monographien 
als auch kumulative Arbeiten in deut­
scher oder englischer Sprache. 
Die 1991 gegründete AG BFN ist ein 
Netzwerk von Wissenschaftlerinnen 

www.kausa-medienpreis.de/de/preis
http://berufswahlpass.de/berufs
www.ueberaus.de/schulische
http://www.ueberaus.de/schulische-bildungsgaenge
http://berufswahlpass.de/berufswahlpass/relaunch/
http://www.kausa-medienpreis.de/de/preisverleihung-19.php
http://www.bibb.de/dapro
http://www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/id/8558
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und Wissenschaftlern aus Hochschulen,  
öffentlichen und privaten Institutionen,  
die Beiträge zur Berufsbildungsfor
schung leisten. Ziel der Arbeitsgemein
schaft ist es, die Zusammenarbeit und 
den wissenschaftlichen Austausch  
zwischen den unterschiedlichen Ak
teuren und Disziplinen anzuregen und  
zu unterstützen, relevante Forschungs
felder zu identifizieren sowie den wis
senschaftlichen Nachwuchs zu fördern.  
Benannt ist der Preis nach Friedrich Ed
ding (1909–2002), dem langjährigen 
Direktor am Berliner Max-Planck-Insti
tut für Bildungsforschung und Professor  
für Bildungsökonomie an der Techni
schen Universität Berlin. 
Weitere Informationen unter 
www.agbfn.de/de/agbfn_74586.php  

Ausschreibung:  
3. Österreichischer Berufsbil­
dungsforschungspreis 2018 
Das österreichische Bundesministe
rium für Bildung, Wissenschaft und  
Forschung (BMBWF) schreibt zum  
sechsten Mal den Österreichischen Be
rufsbildungsforschungspreis aus. Ziel 
ist die Förderung des wissenschaftli
chen Nachwuchses. Die prämierte  
Arbeit soll einen fundierten Beitrag  
zur Weiterentwicklung der Berufsbil
dungsforschung leisten. Der Preis ist  
mit 3.000 Euro dotiert. Nachwuchswis
senschaftler/-innen aus dem deutsch
sprachigen Raum sind eingeladen sich  
zu bewerben. Die Einreichfrist endet  
am 9.5.2018. 
Weitere Informationen unter 
www.bbfk.at/forschungspreis/  
forschungspreis-2018 

Aktualisierte Literatur­  
zusammenstellungen des BIBB 
Die Literaturdokumentation des BIBB 
gibt zu verschiedenen Themen der Be
rufsbildungsforschung, -politik und  
-praxis Literaturzusammenstellungen  
heraus. Diese Auswahlbibliografien  
bieten jeweils einen Überblick über  
die aktuelle Literatur zu einem Be

­
­

­

­
­

­

­

­

­

­

­

­

­
­

­

­

rufsbildungsthema. Sie enthalten in  
der Regel unselbstständige Literatur, 
d.  h. Aufsätze aus Zeitschriften und  
Sammelwerken, und sind aufgrund  
ihrer Aktualität und Zitierbarkeit für  
die Berufsbildungsforschung von Be
deutung. Die Literaturdokumentation  
des BIBB hat folgende Literaturzusam
menstellungen aktualisiert: 
•	 Ausbildungsreife junger Menschen 
•	 Berufsorientierung 
•	 Fachkräftebedarf und Fachkräfte­  

engpässe 
•	 Inklusion in der beruflichen Bildung  
•	 Junge Menschen mit Migrations­  

hintergrund 
•	 Übergänge: Jugendliche an der ers

ten und zweiten Schwelle 
Kostenloser Download: 
www.bibb.de/auswahlbibliografien 

Duale Studiengänge im  
Handwerk 
Das BIBB hat in Zusammenarbeit mit 
dem Zentralverband des Deutschen
Handwerks (ZDH) eine Sonderaus
wertung zu dualen Studiengängen für 
das Handwerk veröffentlicht, die auf 
Basis der Datenbank des BIBB-Fach
portals AusbildungPlus durchgeführt 
wurde. Für das Handwerk fehlte bis
her ein bundesweiter Überblick über 
Zahlen und Strukturen zum dualen 
Studium. Die Auswertung nimmt aus
bildungsintegrierende duale Studien
gänge in den Blick und zeigt, dass das 
duale Studium nicht nur für Großbe
triebe, sondern auch für kleinere und 
mittlere Unternehmen interessant
sein kann. 
Im Handwerk gibt es vielfältige Optio­  
nen für ein ausbildungsintegrieren
des duales Studium. Eine Reihe von 
diesen Studiengängen sind direkt auf 
einzelne Handwerksberufe/Gewerke 
zugeschnitten, andere stehen, neben 
einer Reihe von Industrie- und Han
dels-Ausbildungsberufen, auch Hand
werksberufen offen. Von den insge
samt 565 in AusbildungPlus gelisteten 
dualen Studiengängen stehen Aus
zubildenden im Handwerk 157 aus­  
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bildungsintegrierende duale Studien­  
gänge offen. Hiervon richten sich  
21 Angebote ausschließlich an Auszu
bildende, die einen Abschluss in einem 
Handwerksberuf anstreben. 136 An­  
gebote stehen Auszubildenden so
wohl in Handwerksberufen als auch 
in anderen Berufen offen (vgl. Tab.). 

Die Auswertung »AusbildungPlus:
Duales Studium in Zahlen – Sonder
auswertung im Handwerk« steht zum 
Download zur Verfügung unter 
www.bibb.de/veroeffentlichungen/ 
de/publication/show/8604  

AusbildungPlus bietet seit 2001 einen 
Überblick über bundesweite Ausbil
dungsangebote mit Zusatzqualifika­  
tionen und dualen Studiengängen.
Das Fachportal befindet sich seit 2015 
in alleiniger Trägerschaft des BIBB. 
Es werden duale Studiengänge für 
die Erstausbildung und die berufliche 
Weiterbildung erfasst und interes
sierten Jugendlichen, Unternehmen, 
Bildungsanbietern und der Wissen
schaft zugänglich gemacht. Beson
dere Merkmale sind, dass der Daten
bestand auch private Hochschulen 
und Berufsakademien umfasst und 
dass sowohl der Lernort Hochschule 
als auch der Lernort Betrieb abgebil
det werden. AusbildungPlus liefert 
bundesweit die umfassendsten Daten 
über das bestehende Angebot an dua
len Studiengängen. 
www.ausbildungplus.de 

­

­
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http:www.ausbildungplus.de
www.bibb.de/veroeffentlichungen
www.bibb.de/auswahlbibliografien
www.bbfk.at/forschungspreis
www.agbfn.de/de/agbfn_74586.php
http://www.bbfk.at/forschungspreis/forschungspreis-2018
http://www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/8604
http://www.ausbildungplus.de
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T E R M I N E  

Berufliche Integration durch 
Sprache 
19. bis 20. April 2018 in München 
In diesem AG BFN-Forum geht es um  
sprachsensible Ausbildungsangebote in  
Schulen und Betrieben und berufsbe
zogene Sprachförderung für Erwerbs
tätige. Diskutiert werden Konzepte  
und Materialien zur Vermittlung von  
Sprache im Beruf und zur Vorberei
tung flüchtender Menschen auf den  
Arbeitsmarkt. 
www.agbfn.de/de/agbfn_  
veranstaltung_76521.php 

Beratungslandschaften im 
Wandel 
25. bis 26. Mai in Fulda 
Beratung zu Bildung, Beruf und Be
schäftigung hat heute viele Gesichter   
–  die Jahrestagung des Deutschen Ver
bands für Bildungs- und Berufsbera­  
tung e.V. lädt ein zu Diskussion und Ver
netzung zwischen den verschiedenen  
Beratergruppen. 
www.dvb-fachverband.de/  
veranstaltungen.html 

SMART – 
 
Fördern in der digitalen Welt
 
29. Mai 2018 in Köln 
Die Fachtagung #pb18 fokussiert auf  
Lernarrangements mit neuen Medi
en, die es Jugendlichen ermöglichen,  
grundlegende Fähigkeiten für ein selbst
bestimmtes Leben zu entwickeln. Wann  
sich der Einsatz von Coding, Gaming,  
Design Thinking lohnt, wie gute digita
le Didaktik aussehen kann und welche  
Bildungschancen sich dadurch eröffnen,  
sind einige Themen der Vorträge und  
Praxisforen. 
www.bildung-und-begabung.de 

3. Internationaler Berufs­  
bildungskongress 
6. bis 8. Juni 2018 in Winterthur 
Kernthema des internationalen Kon
gresses sind individuelle Employability  

­
­

­

­

­

­

­

­

­
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und Karrieremöglichkeiten: In einem  
sich stetig wandelnden wirtschaftlichen  
Umfeld und angesichts der rasanten Di
gitalisierung müssen sich sowohl die  
Unternehmen als auch die einzelnen  
Menschen fortlaufend anpassen. Auch  
das Berufsbildungssystem muss in der 
Lage sein, den Anforderungen der Indi
viduen und der Unternehmen gerecht 
zu werden und Bildungsangebote zu  
erarbeiten, die sowohl der Wirtschafts
entwicklung als auch dem Erfordernis  
des lebenslangen Lernens entsprechen. 
www.vpet-congress.ch 

Kaufmännische  
KWB-Ausbildungsleitertagung 
12. bis 13. Juni 2018 in Hamburg 
Die Tagung bietet kaufmännischen Aus
bildungsleitern Vorträge, Impulse und  
Workshops rund um die Digitalisierung  
in der Ausbildung, außerdem zahlrei
che Möglichkeiten des Kennenlernens,  
des Austauschs und der Vernetzung. 

Kompetenzorientierte Beratung 
4. bis 5. Juli 2018 in Berlin 
In diesem praxisorientierten Seminar  
des Vereins Bundesarbeitsgemeinschaft  
Arbeit werden die theoretischen Hin
tergründe und einige praktische Tools 
aus der »Kompetenzenbilanz« der Per
formplus GmbH vorgestellt und erprobt.  
Es wird auf die psychologischen Wirk
prinzipien eingegangen und gezeigt,  
wie die  Methode für  eigene  Projekte  
angepasst werden kann. 
www.bagarbeit.de 

­

­

­

­

­

­

­

­

Vorschau auf die nächsten  
Ausgaben 

3 / 2018 – Ausbildungspersonal 
Die Qualität der Ausbildung steht und 
fällt mit den Kompetenzen des Aus
bildungspersonals. Die BWP widmet  
ihm mit dieser Ausgabe einen The
menschwerpunkt. Wie hat sich der  
Ausbildungsalltag in Zeiten von Inklu­  
sion, Industrie 4.0 und zunehmender  
Internationalisierung verändert? Wel
che neuen Anforderungen entstehen  
und mit welchem Selbstverständnis  
gehen das betriebliche Ausbildungs
personal und die Lehrkräfte in Schu
len und überbetrieblichen Bildungs­  
einrichtungen ans Werk? Sind sie für  
die pädagogischen Anforderungen ge
wappnet? 
Erscheint Juni 2018 

4 / 2018 – Internationale  
Mobilität 
Erscheint August 2018 

5 / 2018 – Förderung durch 
Programme 
Erscheint Oktober 2018 

Das BWP-Abonnement  umfasst die  
kostenfreie Nutzung des gesamten  
BWP-Online-Archivs, das alle Ausga
ben und Beiträge seit 2000 im zitierfä
higen Format enthält. 
www.bwp-zeitschrift.de/archiv 
Nutzen Sie die umfassenden Recher
chemöglichkeiten! 

­

­

­

­
­

­

­
­
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www.bwp-zeitschrift.de/archiv
http:www.bagarbeit.de
http:www.vpet-congress.ch
http:www.bildung-und-begabung.de
http:www.dvb-fachverband.de
www.agbfn.de/de/agbfn
http://www.agbfn.de/de/agbfn_veranstaltung_76521.php
http://www.dvb-fachverband.de/veranstaltungen.html
http://www.bildung-und-begabung.de
http://www.vpet-congress.ch
http://kongress2018.bibb.de
http://www.bagarbeit.de
http://www.bwp-zeitschrift.de/archiv
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AGNES BAUER 
Universität Ulm 
ZNL TransferZentrum für 
Neurowissenschaften und 
Lernen 
Parkstr. 11 
89073 Ulm 
agnes.bauer@znl-ulm.de 

ANDREAS BLÖß 
Akademie für Hörakustik 
Bessemerstr. 3 
23562 Lübeck 
a.bloess@afh-luebeck.de 

PROF. DR. SANDRA 
BOHLINGER 
Technische Universität 
Dresden 
Institut für Berufspädagogik 
und berufliche Didaktiken 
01217 Dresden 
sandra.bohlinger@ 
tu-dresden.de 

DR. ESZTER CSÉPE-BANNERT 
Geschäftsführerin CorEdu 
UG haftungsbeschränkt 
Ruststr. 1 
04229 Leipzig 
eszter.csepe-bannert@ 
coredu.de 

PROF. DR. UWE FAßHAUER 
Pädagogische Hochschule 
Schwäbisch Gmünd 
Berufspädagogik/Institut für 
Bildung, Beruf und Technik 
Oberbettringerstr. 200 
73525 Schwäbisch Gmünd 
uwe.fasshauer@ 
ph-gmuend.de 

MAREN GAG 
passage gGmbH 
Nagelsweg 10 
20097 Hamburg 
maren.gag@passage­
hamburg.de 

REBECCA HAAG 
Handwerkskammer 
Düsseldorf 
HA-VI Studien- und Hoch­
schulfragen 
Georg-Schulhoff-Platz 1 
40221 Düsseldorf 
rebecca.haag@hwk­
duesseldorf.de 

DR. KATRIN HILLE 
experimenta – Science Center 
der Region Heilbronn 
Franken gGmbH 
Kranenstr. 14 
74072 Heilbronn 
katrin.hille@experimenta­
heilbronn.de 

PROF. DR. MANFRED HOPPE 
Universität Bremen 
Wilhelm-Herbst-Str. 7 
28359 Bremen 
fpbhoppe@uni-bremen.de 

PROF. DR.-ING. DIRK JACOB 
Hochschule Kempten 
Bahnhofstr. 61 
87435 Kempten 
dirk.jacob@hs-kempten.de 

PROF. DR. FRANZ KAISER 
Universität Rostock 
Institut für Berufspädagogik 
18051 Rostock 
franz.kaiser@uni-rostock.de 

CHRISTIANE KAUNE 
Elisabeth-Selbert-Schule 
Thibautstr. 11 
31787 Hameln 
christiane.kaune@ess- 
hameln.de 

MAREN KEUP-GOTTSCHALCK 
Bergstedter Alte Landstr. 9 
22395 Hamburg 
maren.keup@t-online.de 

GERD LABUSCH 
Eimsbütteler Str. 25 
22769 Hamburg 
labuschoen@t-online.de 

YVONNE SALEWSKI 
Ausbildung im Verbund pro  
regio e.V. 
Praklastr. 1 
31311 Uetze 
y.salewski@proregioev.de 

PROF. DR. ROBERT   
F. SCHMIDT 
Hochschule Kempten 
Bahnhofstr. 61 
87435 Kempten 
praesident@hs-kempten.de 

PROF. DR. HARALD   
SCHOELEN 
Hochschule Niederrhein 
Fachbereich Wirtschafts- 
wissenschaften 
Webschulstr. 41–43 
41065 Mönchengladbach 
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